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211. Sitzung 

Bonn, den 18. April 1986 

Beginn: 8.00 Uhr 

Präsident Dr. Jenninger: Die Sitzung ist eröffnet. 
Ich rufe den Zusatztagesordnungspunkt 2 auf: 

Aktuelle Stunde 

Bundespolitische Ursachen und Auswirkun-
gen des Berliner Bauskandals 

Meine Damen und Herren, die Fraktion DIE 
GRÜNEN hat gemäß Nr. 1c der Anlage 5 unserer 
Geschäftsordnung eine Aktuelle Stunde zu dem ge-
nannten Thema verlangt. Ich eröffne die Ausspra-
che. Das Wort hat der Abgeordnete Ströbele. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Auch das 
noch!) 

Ströbele (GRÜNE): Herr Präsident! Guten Mor-
gen, Kolleginnen und Kollegen! Gestern hat die 
noch existierende Mehrheit im Berliner Abgeordne-
tenhaus der Stadt einen veränderten Senat be-
schert. Wirklich geändert hat sich Entscheidendes 
weder personell noch materiell-politisch-inhaltlich. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das kann man 
auch bei Ihnen sagen!) 

Die meisten Personen sind geblieben; vor allem 
wird die Politik in der Stadt die alte bleiben. Der 
Sumpf gärt weiter. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Sie sind ein Miesma-
cher!) 

Die, die in Berlin nicht mehr gebraucht werden, sol-
len abgeschoben werden nach Bonn in den Bundes-
tag, Herr Lummer und Herr Vetter, so wie gehabt. 

Die neuen Gesichter für den Senat waren kaum 
zusammen, da schwärmten bereits Kripo und 
Staatsanwälte in Berlin wieder aus, um 19 Durchsu-
chungen vorzunehmen: in Amtsstuben, in Büros, 
bei Baulöwen und überall. Der dritte Baustadtrat 
aus der CDU wurde unter dringenden Verdacht ge-
stellt. Dabei hat die Beweisaufnahme im parlamen-
tarischen Korruptionsuntersuchungsausschuß noch 
nicht einmal begonnen. Das CDU-Mitglied Schwanz 
hat ankündigen lassen, er werde im ersten Beste-
chungsprozeß gegen den Regierenden Bürgermei-
ster auspacken. Wir stehen also erst am Anfang. 

Senat und Bevölkerung können jeder neuen 
Fernsehmagazinsendung und jeder neuen „Spie-

gel"-Ausgabe im kommenden Sommer und Herbst 
mit Spannung entgegensehen. 

(Dr:Ing. Kansy [CDU/CSU]: Wir wissen 
schon, was drinsteht! — Feilcke [CDU/ 
CSU]: Wir wissen doch, was die weiterge

-

ben!) 

Die Zeiten, als ein Westberliner Regierender Bür-
germeister — Reuter oder Brandt — trotz Skanda-
len und trotz schwerer Fehler in der Politik interna-
tional und bundesweit noch großes Ansehen genoß, 
sind vorbei. Heute fällt einem bei jedem Histörchen 
aus dem Bordellbereich oder aus der kriminellen 
Fluchthilfe die Berliner CDU und der Regierende 
Bürgermeister ein, 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Wenn ich Sie sehe, 
fällt mit etwas ganz anderes ein!) 

selbst dann, wenn sie im konkreten Falle nichts 
damit zu tun haben. So weit ist es gekommen. 

Herr Lummer und der Berliner CDU-Parteivor-
stand haben Wahlentscheidungen mit Spendengel -
dern gekauft, indem sie den Rechtsradikalen die 
Wahlbeteiligung abhandelten, je billiger, desto bes-
ser. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Er hätte auch 
Ihnen was geben sollen, dann wäre uns 

manches erspart geblieben!) 

Ein Fall für den Staatsanwalt sind die Berliner 
Politik und die Berliner Administration, seit die 
Diepgen- und Landowsky-Gruppe diese Administra-
tion übernommen und dort die Macht ergriffen ha-
ben. 

Der Grund für alles ist die extremistische CDU-
Ideologie: „Leistung muß sich wieder lohnen" bis 
hin zu „Eigennutz geht vor Gemeinwohl". 

(Feilcke [CDU/CSU]: Deswegen sind Sie 
gegen Leistung?) 

Privatisieren von städtischem Eigentum um jeden 
Preis und Subventionspolitik zugunsten der priva-
ten Unternehmer aus Steuermitteln ohne Rücksicht 
auf den Sinn der unternehmerischen Produktion 
oder gar ohne Rücksicht auf jede Ökologie, das ist 
die CDU-Politik. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN) 
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Ströbele 
In der vom Bund ausgehaltenen Stadt West-Ber-

lin hat diese Subventionspolitik schon immer selt-
same Blüten getrieben. Unter der CDU wurden die 
Früchte vollends kriminell. Das ist der bundespoliti-
sche Zusammenhang. 

Als der CDU-Baustadtrat Antes Wohnungen, die 
der Stadt gehörten, um jeden Preis — für ein Zehn-
tel des Schätzwertes — an einen Kaufmann aus 
Wuppertal verhökern wollte, wurde das von Senats-
prominenz akzeptiert und scheiterte nur an der Zu-
ständigkeitsfrage. Für den Regierenden Bürgermei-
ster Diepgen war das noch lange keine Grund für 
disziplinarische Maßnahmen; es mußte erst der 
Staatsanwalt mit dem Haftbefehl kommen, bis 
Diepgen einsah, daß er da etwas falsch eingeschätzt 
hatte. 

Berlin braucht eine Alternative zu dieser Politik, 

(Lachen bei der CDU/CSU — Dolata [CDU/ 
CSU]: Aber nicht Sie! — Zuruf von der 
CDU/CSU: Aber keine Alternative Liste!) 

vor allem eine Alternative zur Wirtschafts- und Um-
weltpolitik. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Deshalb wird die Alternative Liste heute abend 
über die Einleitung eines Volksbegehrens für Neu-
wahlen entscheiden; 

(Reddemann [CDU/CSU]: Jetzt wissen wir, 
warum der Spaß heute morgen inszeniert 

wird!) 

die SPD täte gut daran, sich anzuschließen. Jüngste 
Umfragen haben ergeben: In West-Berlin gibt es 
eine Mehrheit links von diesem Senat. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Das wissen nur die 
Wähler nicht!) 

Diese Mehrheit gilt es zu nutzen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Hoppe. 

Hoppe (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wir müssen wohl Sorge dafür tragen, daß 
uns die Aktuellen Stunden nicht zu Agitationsstun-
den mißraten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Es hat schon ein früher englischer Philosoph ge-
sagt: Es gibt Leute, die meinen, daß sie denken; in 
Wirklichkeit sortieren sie nur ihre Vorurteile. 

(Zuruf von der SPD: Lambsdorff!) 

Nein, meine Damen und Herren, wenn schon 
über Berlin, dann lassen Sie mich hier über Ausse-
hen und Ansehen von Berlin sprechen, 

(Ströbele [GRÜNE]: Ja, das ist richtig!) 

und dann würde ich sagen: Das Aussehen Berlins 
ist proper. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Lachen bei den GRÜNEN) 

Die Zeit der Schmuddelkinder ist vorbei. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Die haben wir 
jetzt im Bundestag!) 

Nein, meine Damen und Herren, die Stadt ist in 
ihrem Dreiklang „Wirtschaft, Wissenschaft und 
Kultur" so attraktiv geworden, 

(Dr. Penner [SPD]: Otto Schwanz!) 

daß es erstmals nach 20 Jahren — das müssen auch 
Sie, lieber Herr Egert, bestätigen — wieder eine 
positive Zuzugsbilanz gibt, 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

keine Fluchtbewegung mehr aus einer gebeutelten 
Stadt in die glanzvollen Regionen der Bundesrepu-
blik; nein, es gibt Zustrom aus der Bundesrepublik 
in eine florierende Stadt. 

(Ströbele [GRÜNE]: Vor allen Dingen an 
Senatoren!) 

Insoweit, meine Damen und Herren, kann an dem 
Erfolg des CDU/FDP-Senats in Berlin nicht gedeu-
telt werden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Dagegen wird mit dem Ansehen der Stadt 
Schindluder getrieben. In der Tat, einzelne Politiker 
haben sich nicht nur in fragwürdige Gesellschaft 
begeben, 

(Ströbele [GRÜNE]: Wer tut das? — Gegen

-

rufe von der CDU/CSU: Ströbele zum Bei

-

spiel! — Nestbeschmutzer!) 

sondern sind auch mit dem Vorwurf unredlicher, j a 
krimineller Verhaltensweisen überzogen. 

(Egert [SPD]: Zu Recht!) 

Die im Baubereich zu lokalisierenden Vorgänge 
sind Gegenstand strafrechtlicher Verfahren. Krimi-
nelles Unrecht soll dann auch von den zuständigen 
Strafverfolgungsbehörden geahndet werden, 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Demonstrative  Zustimmung bei der SPD) 

aber es ist nicht Sache der Parteien, sich an die 
Stelle der Gerichte zu setzen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Egert [SPD]: Die Gefängnisse reichen bald 

nicht mehr aus!) 

Als Oberbürgermeister von München hat der Kol-
lege Vogel seine eigene Partei noch davor gewarnt, 
die Rolle der Justiz zu übernehmen. 

Meine Damen und Herren, da trifft es sich gut, 

(Zuruf des Abg. Egert [SPD] und weitere 
Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

— Herr Egert, ich sage Ihnen, da trifft es sich gut, 
daß zur Geschichte und Tradition der Stadt auch 
das hohe Ansehen der Justiz gehört. Kammerge-
richt und preußisches Oberverwaltungsgericht 

(Ströbele [GRÜNE]: Na, na, na!) 
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Hoppe 
stehen stellvertretend für dieses Ansehen. 

(Zustimmung bei der FDP — Straßmeir 
[CDU/CSU]: Damit hat Herr Ströbele 

schlechte Erfahrungen gemacht!) 

In der Tat, meine Damen und Herren: Es gibt noch 
Richter in Berlin! 

(Zustimmung bei der FDP — Demonstra-
tive Zustimmung bei der SPD und den 
GRÜNEN — Ströbele [GRÜNE]: Die sind 

auch notwendig!) 

Was parlamentarisch zu untersuchen ist, wird 
durch das Abgeordnetenhaus von Berlin unter-
sucht. Auch da ist ein Untersuchungsausschuß an 
der Arbeit. Nachhilfeunterricht aus dem Deutschen 
Bundestag ist wohl wirklich nicht angezeigt! 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von der CDU/CSU: Vor allem nicht 
von Herrn Ströbele! — Nestbeschmutzer!) 

Andererseits aber müssen die Parteien und ihre 
Repräsentanten in Regierung und Parlament er-
kennen, daß sie durch ihr Verhalten das Maß an 
Zustimmung oder Ablehnung, an Vertrauen oder 
Mißtrauen in besonderer Weise selbst bestimmen. 
Wenn sich eine Vertrauenskrise in der parlamenta-
rischen Demokratie breitmacht, profitieren davon 
letztlich die Gegner des parlamentarischen Sy-
stems. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf der Abg. Frau Hönes [GRÜNE]) 

Selbstkritik und Selbstreinigung müssen verhin-
dern, daß die demokratischen Parteien „scandales 
en suite" spielen. Die Selbstreinigung hat aber be-
gonnen, 

(Egert [SPD]: Was schreibt die New York 
Times?) 

und der Heilungsprozeß macht Fortschritte. Lassen 
wir den auch hier im Deutschen Bundestag nicht 
zerreden! Mit der parlamentarischen Demokratie 
steht viel auf dem Spiel. Dafür gilt es zu kämpfen, 
und dafür gilt es bei der Jugend zu werben. Werben 
kann aber nur der, der Vorbild in seinem persönli-
chen Verhalten ist. Dessen sollten wir alle uns zu 
jeder Stunde bewußt bleiben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Wartenberg (Berlin). 

Wartenberg (Berlin) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ihre Rede, Herr Hoppe, war 
wirklich nicht mehr ulkig. Wer den Skandal und die 
Schmieraffären, die die Stadt Berlin seit einigen 
Monaten erschüttern, 

(Feilcke [CDU/CSU]: Das hätten Sie wohl 
gern, Herr Wartenberg!) 

und die Reaktion der Zeitungen über Berlin hinaus 
und auch im Ausland sich anguckt, der weiß, 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Welche Zeitung, 
Herr Wartenberg?) 

daß hier ein Stück gespielt wird, das den Ruf Ber-
lins insgesamt enorm geschädigt hat und weiter 
schädigen wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Kit

-

telmann [CDU/CSU]: Sie werden schon da

-

für sorgen!) 

Die Situation für den Bund ist doch nicht nur da-
durch bestimmt, daß jetzt sehr viele überregionale 
Zeitungen darüber schreiben. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Das ist doch Ge

-

schichte! Geschehen und vorbei!) 

Der Bund hat immer ein Interesse daran, daß Ber-
lin in seiner Symbolkraft und in der Außenwirkung 
nicht geschädigt wird. Zweitens gibt der Bund große 
Geldsummen nach Berlin. Jede zweite Mark des 
Berliner Landeshaushalts ist aus dem Bundeshaus-
halt. Für den Bundesbürger stellt sich die Situation 
heute wohl so dar, 

(Zuruf des Abg. Kittelmann [CDU/CSU]) 

daß ein Teil dieser Steuergelder in zwielichtigen 
Projekten, geführt von zwielichtigen Gestalten, ver-
sickert. Das ist doch wohl auch eine Auswirkung, 
die eine Krise des Vertrauens gegenüber Berlin 
zum Ausdruck bringt. 

(Dolata [CDU/CSU]: Herr Wartenberg, es 
ist keine Steuermark verschwendet wor

-

den!) 

Daß das so ist, ist nicht Zufall, sondern liegt in der 
Verantwortung einer Führungsriege der CDU, die 
nicht ohne Grund „Betonriege" heißt. Das ist der 
Diepgen, das ist der Landowsky; und zwei sitzen 
hier: der Kittelmann und der Pfennig — wobei der 
Name Pfennig eine Ironie der Geschichte ist, denn 
es geht ja um Millionenbeträge und um Hundert-
tausende. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Feilcke [CDU/ 
CSU]: Sie blasen sich hier auf wie ein 

Ochsenfrosch!) 

Herr Kittelmann, Ihre Moral! Zu Ihrer Moral — 
weil Sie dawischenrufen — kann man einiges sa-
gen. Als die SPD neulich ein Flugblatt machte, in 
dem nachgewiesen wurde, daß Sie 100 000 DM be-
kommen haben, haben Sie zu mir rotzig gesagt: Be-
stellen Sie mal dem Herrn Grimm da einen schönen 
Gruß; ich habe nicht 100 000 DM, ich habe 165 000 
DM bekommen. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Sie lügen, Herr 
Wartenberg!) 

Genau das sind die Rotzigkeit und die mangelnde 
Moral, mit denen Sie Ihre Politik betreiben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und den 
GRÜNEN) 

Das hat auch noch einen anderen Aspekt. Die 
Tradition des Geldnehmens aus dem Baugeschäft 
ist j a in der Berliner CDU durchaus sehr verbrei-
tet. 

Da ist auch noch ein Bundesaspekt. Da sitzt der 
Herr Kollege Lorenz. Wir haben ja einen sehr 
schwierigen Fall von Spekulationsbetrug gehabt: 
den Garski-Fall. Der einzige Politiker, der an 
Garski verdient hat, war Lorenz. Man denke an den 
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Wartenberg (Berlin) 
berühmten weinerlichen Brief an Herrn Garski, 
daß die jährliche Rate aus dem Beratervertrag noch 
nicht überwiesen sei. Das ist j a damals alles ein biß-
chen untergegangen. Es ist also kein Zufall. Es gibt 
hier schon eine „chronique skandaleuse", die viele 
Jahre zurückreicht. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Ja, das stimmt! — Ka-
lisch [CDU/CSU]: Es gibt auch eine Menge 

Dreckschleudern!) 

Aber es ist auch ein Problem anzusprechen, näm-
lich der Wohnungsbau in Berlin. Der Wohnungsbau 
in Berlin wird heute weitestgehend von Abschrei-
bungsgesellschaften gemacht, die sich auf das Ber-
linförderungsgesetz berufen. Wir alle stehen zum 
Berlinförderungsgesetz. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Aber Sie stehen nicht 
zu Berlin, Herr Wartenberg! Bei Ihrer Rede 
muß man diesen Eindruck gewinnen!) 

Aber wenn der Senat diese Abschreibungsgesell-
schaften zuungunsten von städtischen Gesellschaf-
ten in zunehmendem Maße in der Stadt einsetzt, 
dann braucht man sich nicht zu wundern, wenn 
diese Skandale entstehen. Denn seit 1981, seitdem 
die CDU Senatspolitik macht, werden die städti-
schen Gesellschaften zurückgedrängt und nur noch 
Spekulanten und Abschreiber im sozialen Woh-
nungsbau beauftragt. Warum? Warum nur fünf Ge-
sellschaften aus diesem Milieu? Weil es genau die 
Gesellschaften sind, die das meiste Geld herüberge-
reicht haben. Das steht doch dahinter. 

Wenn man sich diese Hintergründe vor Augen 
hält, weiß man, daß hier mangelnde Moral auch 
noch mit Ideologie zusammenfällt. Private Speku-
lanten im Wohnungsbau geben Geld und versuchen 
dann, die städtische Politik zu bestimmen. Das ist 
im Augenblick eigentlich der Kern dieses Skandals 
in Berlin. 

Wir haben jetzt eine Neubildung des Senats hin-
ter uns. Bloß, dieser Senat wird nicht lange überle-
ben. Herr Diepgen ist gejagt. Wer die Veranstaltun-
gen gesehen hat, in denen er auftritt, in denen das 
Publikum höhnisch lacht, wenn er Worte wie Sau-
berkeit, saubere Verwaltung, Redlichkeit in den 
Mund nimmt, weiß, daß dieser Mann gar nicht mehr 
frei sprechen kann. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Sie wissen ja gar 
nicht, was Sauberkeit ist! Sie sind j a nicht 

einmal gewaschen!) 

Man erinnere sich an die Veranstaltungen mit Frau 
Ullmann im Hotel Berlin, an der 500 Leute aus dem 
bürgerlichen Spektrum teilgenommen haben. Als 
Frau Ullmann in einem anderen Zusammenhang 
etwas vom Kampf gegen Korruption sagte, brach 
frenetischer Beifall aus, während ein zusammenge-
sackter Herr Diepgen dort saß. Dieser Mann ist am 
Ende. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit ist abgelaufen. Bitte kommen Sie zum 
Schluß. 

Wartenberg (Berlin) (SPD): Insofern wird dieser 
Senat nicht in der Lage sein, die Skandale, die Ber-
lin im Augenblick beherrschen, in irgendeiner 
Weise zu begradigen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Seiters [CDU/CSU]: Unanständig ist das, 
was Sie da erzählen! — Kittelmann [CDU/ 
CSU]: Das ist unter der Gürtellinie und un

-

fair! — Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: 
Das ist Ihre Wunschvorstellung!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Lintner. 

Lintner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Herr Kollege Wartenberg, wenn 
man Sie so hört, 

(Feilcke [CDU/CSU]: Er haßt Berlin!) 

muß man den Eindruck haben, als hätte es in Berlin 
unter SPD-Zeiten die Hausbesetzerszene nie gege-
ben. Die SPD war doch diejenige, die den Nieder-
gang des Ansehens Berlins verursacht hat. Deshalb 
hätten Sie eigentlich Veranlassung zu mehr Zu-
rückhaltung. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des 
Abg. Ströble [GRÜNE]) 

— Herr Ströbele, über Ihre Vergangenheit ist genü-
gend bekannt. 

Die gewundene Überschrift dieser Aktuellen 
Stunde zeigt bereits, daß hier ein an den Haaren 
herbeigezogener Versuch gemacht wird, Vorgänge 
aus dem lokalen Berliner Bereich auf die Ebene 
der Bundespolitik zu hieven. Bedauerlich ist, daß 
dabei eben die Interessen Berlins zwangsläufig auf 
der Strecke bleiben müssen. Das objektive Inter-
esse Berlins gebietet es nämlich, eine schnelle und 
gründliche Bereinigung vor Ort vorzunehmen, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Eben!) 

aber es verträgt keine parteiegoistischen Übertrei-
bungen, wie sie durch Ihre Initiative zum Ausdruck 
kommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Ströbele [GRÜNE]: Das stört Sie?!) 

Die gründliche Bereinigung in Berlin selbst ist 
eingeleitet. Ihre konkrete Gestaltung mag im Berli-
ner Abgeordnetenhaus von der Opposition kritisch 
beobachtet und begleitet werden. Wo aber Schaden 
von Berlin abgewendet werden kann, da sollten sich 
Regierungsparteien und die Opposition wieder ei-
nig sein und auch zusammenwirken. 

(Ströbele [GRÜNE]: Senat weg!) 

Schaden droht eben vor allem von dem Versuch, 

(Ströbele [GRÜNE]: Vom Senat!) 

Berlin einer breiten Öffentlichkeit als „Sumpf" dar-
zustellen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Ist es aber!) 

Damit wird nämlich leichtfertig all das aufs Spiel 
gesetzt, was in den letzten Jahren an bemerkens-
wert Positivem erreicht worden ist. Das ist immer-
hin eine ganze Menge. 
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Lintner 
Berlin vermittelt heute wieder den Eindruck von 

Vitalität und Optimismus, eine grundlegende Be-
dingung für das Gedeihen einer Stadt in dieser ex-
ponierten politischen Lage. Die Wende zum Guten, 
die erreicht worden ist, schlägt sich auch in objekti-
ven Zahlen nieder. Seit 1983 liegen die Investitio-
nen in Berlin erheblich über dem Bundesdurch-
schnitt. Das zeigt sich an Firmenneuansiedlungen 
und an der Erweiterung von bestehenden Anlagen. 

Dadurch wiederum entwickelt sich die Beschäfti-
gungslage seit 1983 deutlich günstiger als im Bun-
desgebiet. Die Beschäftigtenzahl hat sich kräftig er-
höht. Allein für 1986 erwartet man z. B. eine Zu-
nahme der Zahl der Arbeitsplätze in Berlin um 
12 000. Das wiederum führt zu der überaus erfreuli-
chen Tatsache — Herr Kollege Hoppe hat bereits 
darauf hingewiesen — , daß seit 1984 erstmals wie-
der nach 21 Jahren ein deutlicher Wanderungsge-
winn zugunsten der Berliner Bevölkerung festzu-
stellen ist. Dazu kommt noch ein Touristenrekord. 
Alles in allem also eine glänzende Bilanz, die durch 
einzelne Skandalfälle nicht in Frage gestellt wer-
den kann. 

Im Hinblick auf die Stellung und Bedeutung Ber-
lins muß es deshalb unser gemeinsames Interesse 
sein, Berlin als ein Beispiel für Kreativität, Weltof-
fenheit und Leistungsfähigkeit darzustellen, und 
nicht, wie hier offenbar versucht werden soll, Zerr-
bilder von West-Berlin zu verbreiten. 

(Ströbele [GRÜNE]: Davon haben Sie aber 
eine Ahnung! Wann waren Sie denn mal 

dort?) 

Berlin muß auch in der Lage bleiben, meine Da-
men und Herren, wieder eine aktive Rolle in der 
Deutschlandpolitik zu spielen. Das geht aber nur, 
wenn es als ein gesundes städtisches Gemeinwesen 
anerkannt wird. Wenn aber von seiten der Initiato-
ren dieser Aktuellen Stunde so getan wird, als wäre 
das nicht so, als wären die verantwortlichen Politi-
ker in Berlin allesamt in Skandale verwickelt, 

(Ströbele [GRÜNE]: Das ist nun mal so!) 

dann schadet man damit, Herr Ströbele, in erster 
Linie den Berlinern, der Stadt und der deutschland-
politischen Rolle Berlins. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Rusche [GRÜNE]: Die Wahrheit hat noch 
niemandem geschadet! — Zuruf von der 
CDU/CSU: Das ist der Sinn der Aktion!) 

Deshalb wäre es zu wünschen gewesen, daß diese 
Aktuelle Stunde mit ihrer negativen Zielrichtung 
von den GRÜNEN erst gar nicht inszeniert worden 
wäre. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Rusche [GRÜNE]: Da ist die Wahrheit ne-

gativ, für Sie vielleicht!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Diederich. 

Dr. Diederich (Berlin) (SPD): Meine Damen und 
Herren! Das Ganze ist natürlich insofern keine Ak-
tuelle Stunde, als es sich hier um einen Dauerbren-

ner handelt, der uns nun schon seit vielen Monaten 
beschäftigt 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Seit Jahren, 
Herr Kollege!) 

— ja, seit vier, fünf Jahren —, und ich fürchte, daß 
das leider noch eine Weile so bleiben wird, nämlich 
so lange, wie diejenigen, die an der Spitze die Ver-
antwortung dafür tragen, nicht ausgewechselt wor-
den sind. Ich meine Herrn Diepgen selber. 

Berlin ist im Bund wieder ins Gerede gekom-
men. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Durch wen eigentlich 
ausgewechselt? — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

— Herr Feilcke, schreien Sie doch nicht so, Sie wis

-

sen es doch selber! Sie haben dort doch die Mehr-
heit, und vielleicht wird sich das auch bald ändern. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Sie haben zu Recht 
die Minderheit, und zwar noch lange!) 

Berlin ist durch Ihre Politik wieder ins Gerede 
gebracht worden, Herr Feilcke. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Durch meine?) 

Wenn Sie heute die Berliner Zeitungen aufschlagen, 
werden Sie sehen, was der Geschäftsführer der In-
dustrie- und Handelskammer gesagt hat, der nun 
wahrlich kein Sozialdemokrat ist, der seine Enttäu-
schung und vielleicht den Zorn über die sich seit 
Ende vorigen Jahres abzeichnenden Bestechungs-
skandale und Verwicklungen von Politikern zum 
Ausdruck bringt und der sehr bestimmt darauf hin-
weist, daß hier Änderungen vorgenommen werden 
müssen. 

Berlin muß wieder aus den negativen Schlagzei-
len heraus, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Die Rufschädigung muß beseitigt werden. Nur be-
seitigen Sie Schäden weder an einem Auto noch an 
einem Ruf dadurch, daß Sie neuen Lack darüber 
machen bzw. neue Kleider umhängen, sondern da 
muß dann schon eine Alternative her. 

(Rusche [GRÜNE]: Eine Alternative 
Liste!) 

Ich will Sie mit den unappetitlichen Fakten, die 
jeder der Länge und der Breite nach zur Kenntnis 
genommen hat, verschonen. Ich will nur ein paar 
Stichworte sagen: Herr Antes, Herr Hermann, jetzt 
ein Stadtrat Herr Tromp, Namen wie Schwanz, 
Putsch, Schmidt-Salzmann — die sind ja nun in der 
Bundesrepublik bekannt. Man fragt sich: Sind das 
nur Einzelfälle? 

(Feilcke [CDU/CSU]: Herr Schwanz ist auf 
Ihren Gästelisten aus- und eingegangen!) 

— Ach, Sie spinnen ja, Herr Feilcke. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, wir 
sollten uns mit solchen Ausdrücken hier nicht un-
terhalten. 

(Egert [SPD]: Wenn es aber wahr ist, Herr 
Präsident!) 
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Dr. Diederich (Berlin) (SPD): Wenn Herr Feilcke 
hier mit Unterstellungen arbeitet, dann nehme ich 
mir auch die Freiheit, solche Ausdrücke zu verwen-
den. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Herr Schwanz ist auf 
der Gästeliste von Herrn Stobbe gewe-

sen!) 

Meine Damen und Herren, es ist nicht mit dem 
Auswechseln einzelner getan, es genügt nicht, die 
Verwaltungstransparenz in einzelnen Stellen her-
zustellen. Es ist ein strukturelles Problem. Es ist 
völlig unmöglich, diese Kette krimineller Affären, 
Parteispendenprobleme, Rechtsextremismusvor-
würfe, zu entflechten. Es ist, wenn ich das mal mit 
einem Kurzwort sagen darf, der ökonomisch-politi-
sche Komplex, der sich in Berlin breitgemacht, 
durchgesetzt hat, und zwar mit Ihren Bataillonen, 
Herr Feilcke und Herr Kittelmann. Da ist nämlich 
ein Herrschaftsausschuß von Geschäftemachern 
und Suventionsabsahnern in dieser Stadt endgültig 
etabliert worden, 

(Ströbele [GRÜNE]: Genau!) 

die nur daran denken, sich selbst zu bedienen, statt 
der Stadt zu dienen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Hier müssen Alternativen her; da genügt es nicht, 
einzelne auszuwechseln. 

Meine Damen und Herren, unsere Sorge in die-
sem Hause hier ist, daß Berlins Existenz auf der 
Solidarität des Bundes ruht, und Berlin hat dafür 
entsprechende Leistungen zu bringen. Es muß für 
Klarheit und für Redlichkeit gesorgt werden. 

Meine Damen und Herren, ich will nur noch eines 
sagen. Wir dürfen nicht auf die Ebene kommen, wo 
die Substanz der Berlin-Förderung und der solidari-
schen Leistung für Berlin angetastet wird. Aber es 
kommt darauf an, daß Elemente nachgebessert 
werden. Es darf keine Bereicherung mehr zu La-
sten öffentlicher Kassen geben. Ich will Ihnen mal 
sagen: Dieser Berliner Senat versucht ja nun, einen 
großen Teil von Aufgaben nach dem Beispiel der 
Bundesregierung zu privatisieren. Da kommt es 
dann eben vor, daß Wohnungen preisgünstig an den 
Meistbietenden aus reinen Profitinteressen ver-
scherbelt werden und nicht zugunsten des öffentli-
chen Interesses. 

(Dolata [CDU/CSU]: Ein Beispiel! Sie ha-
ben ja gar kein Beispiel dafür!) 

— Ja, ich nenne bloß die Namen Putsch und Antes. 
Meine Damen und Herren, der Regierende Bürger-
meister selbst ist verstrickt. Sie arbeiten auf Zeitge-
winn statt auf Aufklärung, auf Machterhalt statt 
auf Perspektiven und Wertorientierung. 

Ich darf nur ein Wort zu Ihrer Partei sagen, Herr 
Hoppe. Es tut mir persönlich sehr weh und sehr 
leid, daß es so leicht war, in Berlin eine Partei wie 
die Ihre von einigen Baulöwen aufzukaufen. Und 
wenn man die Geschichten kennt, daß da Haus- und 
Grundbesitzervereine kollektiv in den Ortsverein 
eintreten, um ihn zu kippen, dann weiß man genau,  

wo das hinläuft. Ihre Partei ist im Moment zu den 
Handlangern dieser Kräfte geworden. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, noch ein Wort zur 
Bundespolitik. Es wäre schön, wenn der Herr Bun-
deskanzler seine Verantwortung auch in dieser 
Richtung endlich mal spielen lassen würde und 
Herrn Diepgen den Rat gäbe, abzutreten, bevor er 
durch die kommenden Prozesse und Auseinander-
setzungen dazu gezwungen wird. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Wo ist der Berliner Abgeordnete 

Vogel?) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Reddemann. 

Reddemann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen! Meine Herren! Die Berliner Sozialdemo-
kraten entsenden in den Deutschen Bundestag drei 
ehemalige Regierende Bürgermeister. Keiner von 
den dreien ist heute morgen hier. Ich habe den star-
ken Eindruck, sie möchten diese peinliche Inszenie-
rung der grün-roten Opposition in unserem Hause 
nicht miterleben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen, meine Herren, ich habe vor 13 
Jahren führend an der Untersuchung jener Affäre 
mitgewirkt, die als Steiner/Wienand-Skandal in die 
Geschichte der Bundesrepublik Deutschland einge-
gangen ist. Damals ging es um den erhärteten Vor-
wurf, daß führende Vertreter der SPD-Bundestags-
fraktion durch 50 000 Mark die Kanzlerschaft des 
Vorsitzenden Brandt verlängert hätten. Und es ging 
um den bewiesenen Tatbestand, daß sich der sei-
nerzeitige Chef des Bundeskanzleramts — Herr 
Ehmke, Sie sind ja hier — weigerte, über den Ver-
bleib von 50 000 DM aus dem Geheimfonds seines 
Amtes Auskunft zu geben. Ich habe in den schwieri-
gen Untersuchungen der damaligen Monate festge-
stellt, daß nichts die Autorität der Demokratie so 
leicht untergräbt wie Korruption, daß aber auch 
nichts leichter in der Öffentlichkeit geglaubt wird 
als ein Korruptionsvorwurf gegen einen „von denen 
da oben". 

Ich ziehe, meine Damen, meine Herren, daraus 
den Schluß, daß alle demokratischen Parteien uner-
bittlich gegen jede Form von Korruption vorgehen 
müssen, und zwar ohne Rücksicht auf die Person 
und ohne Rücksicht auf die Parteifarbe. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich ziehe aus den Erfahrungen des Jahres 1973 aber 
auch den Schluß, daß alle, die eine öffentliche Ver-
antwortung tragen, gegenüber beschuldigten Politi-
kern mindestens ebenso peinlich korrekt sein müs-
sen wie gegenüber anderen. Wir haben es uns ange-
wöhnt, selbst einen mit einer Bombe bewaffneten 
Extremisten so lange als mutmaßlichen Terroristen 
zu bezeichnen, wie er nicht abgeurteilt ist. Und ich 
halte das für richtig. Aber gerade deswegen muß 
man es als abenteuerlich empfinden, wenn im Deut-
schen Bundestag Politiker, die aus dubiosen Quel-
len und von sehr merkwürdigen Menschen beschul- 
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digt werden, bereits vorverurteilt werden, als wäre 
es selbstverständlich, daß man zwar Politiker vor-
verurteilt, daß man aber gegenüber Terroristen die 
große Milde walten läßt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Widerspruch 
bei der SPD) 

Gestatten Sie mir in diesem Zusammenhang eine 
sehr persönliche Bemerkung, weil mein alter 
Freund Peter Lorenz von einem Herrn Wartenberg, 
den ich bisher hier noch nicht wahrgenommen hat-
te, angegriffen wurde. Es ist einfach ein Skandal, 
wenn dieser Herr Wartenberg die Mahnung eines 
Rechtsanwalts, daß er Geld auf Grund eines Ver-
trages von seinem Klienten zu bekommen hat, als 
eine Art von Korruption hinstellt. 

Ich sage Ihnen, Herr Ströbele, mit aller Deutlich-
keit noch eines: Es ist ein geradezu unheimlicher 
Skandal, wenn Ihre Partei, die einen der Entführer 
von Peter Lorenz nicht nur zum Mitglied, sondern 
sogar zum Kandidaten für das Abgeordneten-Haus 
gemacht hat, es überhaupt wagt, wie es in der 
Öffentlichkeit geschehen ist, einen ausgewiesenen 
Demokraten wie Peter Lorenz zu verdächtigen, in 
roter, grüner oder brauner Extremistenecke tätig 
gewesen zu sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Ströbele [GRÜNE]: Das hat die NPD ge-
macht! Sie verwechseln das mit der NPD!) 

Die Liste der Anklagezeugen, die wir gehört und 
die über die wir heute morgen wieder einiges erfah-
ren haben, ist mehr als dubios. Wir erfahren, daß 
rechtskräftig Verurteilte plötzlich Kronzeugen ge-
genüber Menschen sind, die in ihrer ganzen politi-
schen und sonstigen Tätigkeit sich nichts haben zu-
schulden kommen lassen. 

Ich frage vor allem die sozialdemokratischen Kol-
legen — an die GRÜNEN eine solche Frage zu rich-
ten, wäre Unfug —, ob sie wirklich glauben, daß sie 
damit in Berlin wieder eine Mehrheit bekommen, 
oder ob sie nicht in Wirklichkeit mit dieser ausge-
uferten Art falscher Beschuldigungen sich selbst 
ins Abseits stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Wartenberg [Berlin] [SPD]: Warum mußten 

die Senatoren zurücktreten?) 

Meine Damen, meine Herren, ich wiederhole 
noch einmal, was ich zu Beginn gesagt habe: Wenn 
es in Berlin wirklich Korruption gegeben hat, wenn 
— hier greife ich ein Wort von Willy Brandt auf — 
wirklich  Korruption im Spiel war wie 1972/73 bei 
der Steiner-Affäre, sind wir moralisch verpflichtet, 
jeden der Betroffenen rücksichtslos aus dem öffent-
lichen Leben zu entfernen. 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Dann müßte 
man ganze Strukturen auswechseln, Herr 

Reddemann!) 

Wenn sich aber die Masse der aus trüben Quellen 
stammenden Vorwürfe in Luft auflöst, sollten sich 
diejenigen, die heute die Aktuelle Stunde zu einer 
Agitationsstunde gemacht haben, möglichst bald, 
sobald die Sache geklärt ist, hier hinstellen und sich 
in einer weiteren Aktuellen Stunde gegenüber sol-

chen Politikern entschuldigen, die man maßlos und 
falsch angegriffen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der CDU/CSU: Das kann man 
nur von ehrenwerten Menschen erwarten!) 
— Ströbele [GRÜNE]: Wir sprechen uns 
wieder, wenn Diepgen zurückgetreten ist!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Schmude. 

Dr. Schmude (SPD): Herr Präsident! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Herr Kollege Reddemann, ich 
glaube nicht, daß Sie den von Ihnen verteidigten 
Politikern dadurch einen guten Dienst erwiesen ha-
ben, daß Sie uns aufgefordert haben, sie als „mut-
maßlich korruptionsverdächtig" zu bezeichnen. Die-
ser Begriff ist abgestempelt und wird ihnen nicht 
helfen. 

Wann immer sich in Berlin Vorgänge, Probleme 
abzeichneten, Vorgänge kritisch zu bewerten wa-
ren, pflegten Berliner Freunde in der Vergangen-
heit zu sagen: Schaut euch das gut an. Was hier 
geschieht, das kommt mit einiger Verzögerung auch 
auf das Bundesgebiet zu. — Wir hoffen zuversicht-
lich, daß diese bewährte Regel jetzt nicht gilt. Was 
an Skandalen und Affären den Berliner Senat und 
die politische Führung in einigen Stadtbezirken er-
schüttert, darf sich so im Bundesgebiet wahrlich 
nicht wiederholen. 

( Beifall bei der SPD) 

Unser Interesse und unsere Anteilnahme an Ber-
lin drücken sich in nachhaltiger, dauerhafter Unter-
stützung der Stadt in materieller Form wie im ideel-
len Sinne aus — das bei weitem nicht nur aus Grün-
den der politischen Pflicht. Sie könnte ein so weit 
gespanntes Engagement nicht auf Dauer tragen. 
Immer sind vielmehr auch Emotionen im Spiel ge-
wesen, Sympathie mit den Berlinern, Wertschät-
zung für ihre Stadt, die faszinierende Attraktivität 
des dortigen gesellschaftlichen Klimas. Diese At-
traktivität kann nur weiterwirken, die emotionale 
Verbundenheit kann nur Bestand haben, wenn un-
ser Blick auf Berlin nicht auf Befremdliches und 
Anstößiges trifft. 

Zeitweise hat man geglaubt — und Herr Lintner 
hat das heute hier noch mal aufgegriffen —, Haus-
besetzungen und Straßendemonstrationen seien in 
dieser Weise befremdend und anstößig. Sie sind 
vielfach so empfunden worden — aber als das Ver-
halten einer kleinen Minderheit, die nicht typisch 
war für Berlin, einer Minderheit, die auf deutliche 
Ablehnung fast aller Berliner gestoßen ist. Hausbe-
setzer und Gewalttäter haben das allgemeine 
Rechtsbewußtsein nicht beeinträchtigt. Sie haben 
es herausgefordert und geschärft. So sind sie auf 
den entschlossenen, aber auch umsichtigen Wider-
stand gestoßen, 

(Feilcke [CDU/CSU]: Aber nicht von Sozial

-

demokraten!) 

auf die vom Regierenden Bürgermeister Vogel ent-
wickelte Berliner Linie, 

(Feilcke [CDU/CSU]: Ach du meine Güte!) 
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die sein Amtsnachfolger ausdrücklich übernom-
men 

(Feilcke [CDU/CSU]: Si tacuisses!) 

und erfolgreich weitergeführt hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Der jetzige Regierende Bürgermeister rühmt 
gern, daß die damaligen Vorgänge bewältigt worden 
sind. Aber sein Jubelruf, es sei gelungen, Berlin aus 
den negativen Schlagzeilen zu bringen, 

(Feilcke [CDU/CSU]: Der gefällt Ihnen 
nicht!) 

wirkt inzwischen wie eine Karikatur. Nicht mehr 
Chaoten und Gewalttäter, sondern die politische 
Führung der Stadt verursacht jetzt geradezu ver-
nichtende Schlagzeilen. 

(Senfft [GRÜNE]: Das sind doch die 
Chaoten!) 

Das vielbeschworene Rechtsbewußtsein nimmt 
jetzt Schaden, wenn die Bürger erkennen müssen, 
wie in der Spitze ihres Gemeinwesens Geld und 
Politik miteinander verfilzt sind, bis hin zu krimi-
nellen Machenschaften. Das schafft gefährliche 
Irritationen, weil es die Frage auslöst, warum sich 
angesichts dieser Vorbilder der einzelne eigentlich 
noch um Anstand und Ehrlichkeit in seinem wirt-
schaftlichen Fortkommen bemühen soll. Es kann 
Irritationen beim Außenstehenden schaffen, der 
leicht geneigt ist, die Stadt nach den Verfehlungen 
ihrer Führung zu beurteilen. 

Ich hoffe und wünsche sehr ehrlich, meine Da-
men und Herren, daß es gelingt, das alles schnell zu 
bewältigen. Der gestrige Ansatz stärkt diese Hoff-
nung nicht, sondern läßt viele, viele Zweifel übrig. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Warum denn? 
— Feilcke [CDU/CSU]: Erklären Sie das, 

Herr Schmude!) 

— Es wird eine weiterhin schwelende und quälende 
Krise in Berlin geben. Sie werden die Schlagzeilen, 
die nicht wir, sondern andere schreiben, ja erle-
ben. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Sie wollen die herbei-
reden!) 

Immer wieder hat man in den vergangenen Jahr-
zehnten von West-Berlin stolz als dem Schaufenster 
der freien Welt gesprochen. In der Tat, man blickt 
jenseits der Grenzen auf diese Stadt, in der DDR 
und darüber hinaus. Aber wie sieht es jetzt in die-
sem Schaufenster aus? 

(Feilcke [CDU/CSU]: Hervorragend!) 

Sollen durch die ausgestellten Verhältnisse alle 
Vorurteile und Beschuldigungen gegen die westli-
che Gesellschaftsordnung untermauert werden? 
Wir wollen das nicht. Wir setzen unser Vertrauen in 
die Berliner, die es auch nicht wollen, daß sie die 
Kraft finden, das entstandene verheerende Bild zu 
säubern und zu ordnen. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Aber die Berliner set-
zen kein Vertrauen in Sie!) 

Meine Damen und Herren, immer wieder zieht es 
uns nach Berlin, weil wir die Stadt lieben. Aber wir 
möchten sie in ihren wesentlichen Bereichen auch 
liebenswert vorfinden. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Grünbeck. 

Grünbeck (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Als ich vergangene Wo-
che in der ZDF-Sendung „Bonner Perspektiven" das 
Interview mit der von mir hochgeschätzten Frau 
Fuchs als sozial engagierter Kollegin gehört habe 
und als ich heute früh die Ausführungen von Herrn 
Wartenberg und Herrn Professor Diederich zur 
Entwicklung im Wohnungsbau in Berlin gehört 
habe, 

(Zuruf von der SPD: Jetzt kommt gleich die 
Neue Heimat!) 

stellte sich die Frage — Frau Fuchs hat die Antwort 
gegeben —, ob man die Ereignisse um die Neue 
Heimat nicht verschieben könne und eigentlich erst 
einmal zu den Berliner Skandalen kommen müsse. 
Ich weiß nicht, ob das Austauschprojekte sind. Ich 
will auch nicht näher auf die Berliner Ereignisse 
eingehen. Die hat mein Kollege Hoppe in hervorra-
gender Weise dargestellt, wie wir sie sehen. 

Aber eines hätte ich den Sozialdemokraten gern 
ans Herz gelegt — ich habe das gestern in einer 
erbetenen Stellungnahme dem Staatsanwalt in 
Hamburg übergeben. 

(Ströbele [GRÜNE]: Was hat das mit Berlin 
zu tun?) 

Ich habe Belege übermittelt, wonach die Neue Hei-
mat die Mieter in einer Weise übervorteilt — — 

(Ströbele [GRÜNE]: In Berlin oder wo? 
Sind wir in Bremen oder Berlin? — Dr. Die- 

derich [SPD]: Zum Thema!) 

— Wenn der Schutz von Mietern kein Thema ist, 
dann frage ich mich, welches Thema Sie denn gerne 
hätten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Es stellt sich auch in Berlin die Frage, ob die Staats-
anwaltschaft wird nachprüfen müssen, ob 31 % Ra-
batt, den die Heizkostenabrechnungsfirmen der 
Neuen Heimat gegeben haben, gesetzeswidrig nicht 
an die Mieter weitergeleitet worden sind, sondern 
an die Tochtergesellschaft Neue Heimat Städte-
bau. 

(Ströbele [GRÜNE]: Thema!) 

Wenn das so ist, dann ist das eine sehr üble Ge-
schichte, die hier mit den Mietern auch in Berlin 
getrieben worden ist. Es stellt sich noch die zweite 
Frage, ob bei vielen Materiallieferungen Rabatte 
und Provisionen an Tochtergesellschaften des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes überwiesen wor-
den sind, 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Thema!) 

entgegen allen gesetzlichen Regelungen, wonach 
nur Barzahlungsnachlässe zulässig sind. Alles an- 
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dere hätte sowohl von den Neubaukosten als auch 
von den Modernisierungskosten und den Erhal-
tungskosten abgezogen werden müssen. Da wird 
die Frage zu überprüfen sein, ob das ein Subven-
tionsbetrug ist, den Sie anderen Leuten unter die 
Weste jubeln wollen, Herr Diederich. 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/ 
CSU — Egert [SPD]: Das ist der Stuntman 
für Herrn Lambsdorff! — Weitere Zurufe 

von der SPD) 

— Nein, ich bin schon beim Thema. Nun werden Sie 
einmal sehen, was in Berlin und in anderen Groß-
städten bei der Veräußerung der Wohnungen pas-
siert. Wenn beispielsweise die Neue Heimat den 
Mietern die Wohnungen zu einem doppelt so hohen 
Preis verkauft wie an ihre eigenen Tochtergesell-
schaften, dann frage ich Sie, woher Sie das Recht 
nehmen, hier öffentlich von einem Skandal zu re-
den. 

(Egert [SPD]: Hat der Lambsdorff heute 
früh schon einen Termin bei Gericht, daß 

er nicht selbst reden kann?) 

Meine Damen und Herren, es stellt sich ja die 
Frage: Hat der DGB, dessen Vertreter im Aufsichts-
rat saßen, davon gewußt? 

(Egert [SPD]: Wir wollen Otto! Der ist bes-
ser!) 

Wenn er davon gewußt hat, dann wäre es schlimm. 
Ich kann das nicht belegen. Wenn er nicht davon 
gewußt hat, dann fragt man sich natürlich, ob er sei-
ner Sorgfaltspflicht, die dem Aufsichtsrat nach dem 
Gesetz auferlegt ist, entsprochen hat? 

Ich glaube, es ist richtig, den Mieterbund zu un-
terrichten. Ich habe auch den Berliner Mieterbund 
unterrichtet. Man prüft jetzt nach, welche Verfeh-
lungen denn eigentlich vorliegen. Eines muß ja klar 
sein: Es darf keine Politik zum Nachteil der betrof-
fenen Mieter, die der Gesetzgeber zu schützen hat, 
betrieben werden. Wir werden noch darüber reden 
müssen, ob bei den Verträgen zum Verkauf der 
Wohnungen der Neuen Heimat alle Kündigungs-
schutzbestimmungen eingehalten worden sind. Wir 
werden uns darüber zu unterhalten haben, ob die 
Mieter nicht übervorteilt wurden, indem sie über-
mäßig stark zur Kasse gebeten worden sind. 

(Senfft [GRÜNE]: Zu welchem Tagesord-
nungspunkt reden Sie? — Egert [SPD]: 

Schlechte Kopie!) 

Es sind ja nicht die reichen Mieter, es sind ja die 
sozial schwachen Mieter, von denen ich hier rede. 

Ich glaube, es ist richtig, was mein Freund Hoppe 
hier erwähnt hat: Wir werden nicht zulassen, daß 
Staatsanwälte und Richter jetzt durch irgendwel-
chen Außendruck von Politikern beeinflußt werden, 
die hier einen Skandal inszenieren wollen. 

(Senfft [GRÜNE]: Halten Sie Ihre Leute 
mal an der Leine! Die haben selbst genug 

zu tun!) 

Wir sind der Meinung, daß die Richter und die 
Staatsanwälte jetzt das Wort haben. Ich bin sicher, 
daß der neugewählte Berliner Senat — das dürfte ja 

unser aller Interesse sein — seiner Aufgabe gerecht 
wird. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Diederich [Berlin] [SPD]: Thema ver

-

fehlt, Herr Kollege! Deshalb leider fünf!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Straßmeir. 

Straßmeir (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Am 17. August 
dieses Jahres begehen wir den 200. Todestag von 
Friedrich II., 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

eines Staatsmannes, der an der Entwicklung des 
Rechtsstaates in Deutschland Anteil genommen hat 
und der mit den Grundstein dafür gelegt hat, daß 
der deutsche Beamte weltweit den Ruf der Tüchtig-
keit und der Unbestechlichkeit genossen hat. 

Meine Damen und Herren, vor diesem Hinter-
grund fällt es mir sicherlich nicht leicht, vor der 
Öffentlichkeit dartun zu müssen, daß es in Berlin 
zwei Bezirksbeamte gegeben hat, 

(Ströbele [GRÜNE]: Zwei? Das sind inzwi

-

schen schon vier! Herr Trompe auch! Dann 
gehen Sie mal zur Staatsanwaltschaft!) 

die offenbar gegen diesen Grundsatz verstoßen ha-
ben und die strafrechtlicher Verfolgung ausgesetzt 
sind. 

Wir, die Berliner CDU, der Senat von Berlin, ha-
ben die sachlichen, personellen und organisatori-
schen Konsequenzen gezogen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Zwei sitzen ja!) 

Wir sind sicher, daß uns die Gerichtsbarkeit in kür-
zester Zeit die entsprechenden Hinweise und auch 
Aufklärung und schließlich Urteile bringen wird. 

Nur, meine Damen und Herren: Wenn so verfah-
ren würde, wie Sie, die Opposition in Berlin und im 
Deutschen Bundestag, den Fall behandeln, dann 
wären diese Männer, selbst diese Angeklagten, we-
gen eines nicht mehr möglichen fairen Prozesses 
längst freigesprochen. Das ist ein Politikum. In ei-
nem Lande wie Großbritannien, wo es den Gleich-
klang von Demokratie und Rechtsstaat wesentlich 
länger gibt als bei uns, würde man ein solches Ver-
fahren erst gar nicht mehr einleiten. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Zurufe 
von der SPD und den GRÜNEN) 

Wenn Sie schon von Franke reden und als Baulö-
wen in Berlin, einen jüdischen Emigranten, durch 
die Öffentlichkeit zerren, dann frage ich Sie: Von 
welchem Franke reden Sie? Nehmen Sie sich ein 
Beispiel daran, wie wir hier unseren Kollegen 
Franke behandeln, den mit den 6 Millionen; da gibt 
es keine Debatte in der Öffentlichkeit, 

(Zuruf des Abg. Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]) 

obwohl Anklage erhoben ist. Sie sollten sich ein 
Beispiel daran nehmen, wie man fair in bezug auf 
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Vorverurteilungen mit Kollegen oder politischen 
Persönlichkeiten umgeht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der 
Senat von Berlin befindet sich nicht in einer Krise. 
Es gibt auch keine Staatskrise. Der Senat von Ber-
lin ist gestern umgebildet worden. Die Mehrheit im 
Abgeordnetenhaus ist stabil, die Regierung erfolg-
reich. Der Regierende Bürgermeister ist auf dem 
Höchstwert des Vertrauens durch die Berliner Be-
völkerung, 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

auch nach den neuesten Umfragen. Deswegen — 
Herr  Kollege Ströbele, schauen Sie doch mal da 
herüber — hat ja auch der Abgeordnete Momper 

(Ströbele [GRÜNE]: Neuwahlen!) 

aus guten Gründen die Neuwahlen abgelehnt, weil 
er genau weiß, daß die Bürger von Berlin dieser 
Regierung erneut das Vertrauen aussprechen wür-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD und den GRÜNEN) 

Hören Sie auf, ein Zerrbild von dieser Stadt zu 
zeichnen! Es bringt nichts. Es hat Sie zur Drittelpar-
tei gemacht. 

(Zurufe von der SPD) 

Wenn Sie nicht zu vertretbaren Formen der politi-
schen Auseinandersetzungen zurückkehren, wenn 
Sie ein Zerrbild zeichnen, um Berlin zu schaden, 
und glauben, damit in den Ländern und im Bund 
Wahlkampfvorteile erringen zu können, dann wer-
den Sie auch dort zur Drittelpartei werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Ströbele [GRÜNE]: Was hat das mit Fried-

rich II. zu tun?) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Egert. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Heute ohne Ballon-
mütze?) 

Egert (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der originelle Herr Feilcke hat mir zugeru-
fen: „Heute ohne Ballonmütze?" Herr Feilcke, seien 
Sie noch weiterhin so geistreich; dann ist mir um 
Ihre Zukunft nicht bange. Aber eigentlich wollte ich 
mich mit dem Zustand auseinandersetzen, den Ihre 
Parteifreunde in Berlin herbeigeschafft haben, und 
nicht mit Ihnen; da sind Sie nicht wichtig genug. 

Ich will Ihnen sagen, was passiert ist. Der Kollege 
Straßmeir hat davon gesprochen, wir würden hier 
ein Zerrbild von Berlin schaffen. Die Wahrheit ist: 
Sie haben das Bild dieser Stadt bundesweit und 
international verdüstert durch Ihre Aktivitäten, und 
zwar durch Ihre kriminellen Aktivitäten. Das ist 
schon ein neuer Zustand in der Qualität, wenn zwei 
CDU-Stadträte einsitzen. Die sitzen ein im Gefäng-

nis! Dies hat es in der Nachkriegsgeschichte Berlins 
nicht gegeben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Seien Sie vor

-

sichtig!) 

Da sind wir noch nicht am Ende. Da ist wieder ein 
Stadtrat, der Herr Trompe — der ist auch CDU-Mit-
glied —, wegen des Verdachts der Bestechlichkeit 
ins Gerede gekommen. Und da ist der Regierende 
Bürgermeister mit zweifelhaften Bekanntschaften 
im Gerede. Da ist der Senat im Gerede. 

Und, Herr Straßmeir, was soll denn diese bigotte 
Rede hier, wir sollten den jüdischen Emigranten 
Franke schonen? 

(Straßmeir [CDU/CSU]: Halten Sie doch 
hier Ihren Mund mit „bigott"! Was ist denn 
bigott? Sie können j a nicht mal Deutsch!) 

— Entschuldigen Sie, Herr Straßmeir; wenn je-
mand versucht, uns hier vorzumachen, daß er 
250 000 DM bar an Steuerzahlungen bekommen hat, 
und diese hilflose Ausrede für die Unübersichtlich-
keit seiner Finanzgeschäfte hier abgenommen ha-
ben will, dann ist dies mehr als fragwürdig. Und 
dann kommt hinzu, daß er in dem sachpolitischen 
Bereich, für den er verantwortlich ist, offensichtlich 
mit seinem Rücktritt Verantwortung für sein Fehl-
verhalten übernommen hat. Weshalb ist er denn 
sonst zurückgetreten? 

Das gleiche gilt für Herrn Lummer. Da kommt 
noch eine zusätzliche Erbärmlichkeit auf Sie zu. Da 
wird der rechte Rand in dieser Gesellschaft aufge-
kauft, und dies soll dann als Integrationsversuch 
einer demokratischen Partei ausgegeben werden. 
Welcher Abgrund von Erbärmlichkeit ist dies, für 
den Sie in der Stadt verantwortlich sind! 

(Beifall bei der SPD) 

Es tut mir leid, dies hier sagen zu müssen. 

Herr Straßmeir, was soll denn die Bemühung von 
Friedrich II. im Zusammenhang mit Ihrer gemei-
nen Korruption? Ich lasse die großen Deutschen 
und die großen Preußen nicht in diesen Zusammen-
hang zerren. 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU) 

Genauso hybride ist es, wenn sich der Regierende 
Bürgermeister von Berlin hinstellt und Rathenau 
und Stresemann mit ihrem schlimmen Schicksal in 
der Weimarer Republik mit sich vergleicht. Welche 
Anmaßung ist denn dies! 

(Zuruf von der SPD: Hybris! — Weitere Zu

-

rufe von der SPD — Straßmeir [CDU/ 
CSU]: Der Ton ist aber der gleiche!) 

Entschuldigung; aber, Herr Straßmeir, dies ist doch 
die Peinlichkeit, daß Sie die Fähigkeit zur Selbstrei-
nigung, von der Herr Hoppe gesprochen hat, doch 
nicht mehr haben. Der Regierende Bürgermeister 
ist gestern zu kurz gesprungen. Ihn werden die 
Skandale in dieser Stadt wieder einholen; dessen 
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bin ich sicher, und deswegen bleibt er ein Regieren-
der Bürgermeister auf Abruf. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Und wenn es 
keine Skandale gibt, werden Sie welche 

schreiben!) 

Lassen Sie mich nun noch folgende Bemerkung 
machen: Wir Sozialdemokraten und die andere Op-
positionspartei im Berliner Abgeordnetenhaus wol-
len doch nicht nur die bequemen Krisengewinnler 
sein. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Nein, es ist uns peinlich, daß wir angesichts der 
Zahl der Skandale, die Sie vorlegen, atemlos wer-
den. Im übrigen werden wir Ihnen die programma-
tischen und die personellen Alternativen bieten, die 
dazu zwingen, daß diese Stadtregierung zum Teufel 
gejagt wird. Daß das schon so schnell, nach knapp 
einem Jahr, sein wird, 

(Ströbele [GRÜNE]: Ja, der Anfang ist ge-
macht!) 

hatten wir am 10. März 1985 allerdings wirklich 
nicht gedacht. 

Nun will ich noch etwas zu dem Thema Neuwah-
len sagen: Sie haben sich hier bemüßigt gefühlt, den 
Fraktionsvorsitzenden der SPD im Berliner Abge-
ordnetenhaus ins Spiel zu bringen. Wenn Sie einen 
selbstbewußten Senat in dieser Stadt stellen wür-
den, dann würden Sie dem Beispiel von Jochen Vo-
gel gefolgt sein. Der ist 1981 in die Stadt gekommen 
und hat gesagt, hier hat die Sozialdemokratie Feh-
ler gemacht, hat bezüglich Sachen und Personen 
gesagt, dies will ich in drei Monaten machen, und 
dann stelle ich mich unter diesen neuen Vorausset-
zungen den Wählerinnen und Wählern in dieser 
Stadt. Ein selbstbewußter Senat würde sich, nach-
dem er sich das Wahlergebnis vom 10. März unter 
falschen Voraussetzungen erschlichen hat, dem Vo-
tum der Wählerinnen und Wähler von sich aus stel-
len. Dies hat etwas mit Moral, Sitte und Anstand zu 
tun. Aber dazu sind Sie tatsächlich nicht mehr fä-
hig. 

Nun noch etwas zu der Behauptung, Herr Straß-
meir, Sie hätten in der Stadt einen Senat, der aus-
reichend unterstützt wird. Die Wahrheit der Umfra-
ge, auf die Sie sich mit Ihrer Aussage gestützt ha-
ben, ist die, daß Sie parlamentarisch keine Mehr-
heit hätten. 

(Ströbele [GRÜNE]: Genau, habe ich ja vor- 
hin gesagt!) 

Dies ist die Wahrheit dieser Umfrage! Im Abgeord-
netenhaus hat der Senat nach der letzten SFB-Um-
frage keine ausreichende Unterstützung. Dabei hat 
diese SFB-Umfrage die letzten Skandale um Lum-
mer und andere sowie die Senatsumbildung noch 
nicht mit erfaßt; sie datiert von Ende März. Auch 
dies müßten Sie der Redlichkeit wegen sagen. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Sie wollen das wegre-
den!  Ihnen gefällt das nicht!) 

Also, der Zustand würde inzwischen wahrscheinlich 
so sein, daß Sie nicht einmal die 50,4 %, mit denen 

Sie sich beruhigen wollen, obwohl Sie es besser wis-
sen, erreichen würden. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Sind Sie eigentlich 
der Spitzenkandidat, Herr Egert?) 

Meine Damen und Herren von der CDU und von 
der FDP, wenn Sie zur Selbstreinigung in Berlin 
nun wirklich etwas beitragen wollten, dann würde 
Eberhard Diepgen zurücktreten, dann würden wir 

(Feilcke [CDU/CSU]: Herrn Egert zum 
Bürgermeister machen!) 

— ach, wissen Sie, Herr Feilcke, lassen Sie doch 
Ihre dummen Zwischenrufe — in der Stadt tatsäch-
lich Neuwahlen zur Bildung eines neuen Senats ha-
ben. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit ist abgelaufen. Bitte, kommen Sie zum 
Schluß. 

Egert (SPD): Dann würden wir einmal sehen, ob 
die Bürgerinnen und Bürger Ihnen noch das Ver-
trauen aussprechen. Ich bin sicher, Sie würden in 
der Zukunft auf Grund Ihrer Fehlleistungen mit 
einem erheblichen Mißtrauen leben müssen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Feilcke [CDU/CSU]: Sie irren — wie im

-

mer! Wer sich immer irrt, ist ein Irrer!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Kansy. 

Dr. - Ing. Kansy (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich habe mich gewundert, 
warum die Berliner Baupolitik gerade von der Op-
position aufgerufen wird, unbeschadet der unappe-
titlichen Vorgänge, über die wir hier diskutieren. 
Denn, meine Damen und Herren, wir Wohnungs-
und Städtebaupolitiker des Bundestages sind sehr 
oft in Berlin, seit vielen Jahren, und beobachten 
auch die Entwicklung dieser Stadt: die Zeit des Wie-
deraufbaus, die Zeiten der Flächensanierung und 
Betonbauten und jetzt auch die vorsichtige Ent-
wicklung zu einer menschengerechten Stadtent-
wicklungspolitik. 
Meine Damen und Herren, bevor wir hier aus 

Westdeutschland, wie die Berliner ja zu sagen pfle-
gen, selbstgerechte Urteile über diese Stadt fällen, 
sollten wir uns doch einmal daran erinnern, daß 
Berlin es wegen seiner Insellage und der damit ver-
bundenen räumlichen Enge, der daraus resultieren-
den Grundstücksknappheit, der besonderen Struk-
tur des Wohnungsmarktes, einer veralteten Bauleit-
planung und nicht zuletzt durch die Teilung, 

(Ströbele [GRÜNE]: Ach, die Teilung ist 
schuld!) 

für die die Berliner ja nun wirklich nichts können, 
in der Nachkriegszeit viel, viel schwieriger gehabt 
hat als andere deutsche Großstädte. Die Gefahr, daß 
einzelne Staatsdiener für Bestechlichkeit anfällig 
werden, ist vor diesem Hintergrund natürlich etwas 
größer, wenngleich es solche Probleme auch in an-
deren deutschen Großstädten gibt. Nur wird das 
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dort als Lokalpolitik und nicht im Plenum des Deut-
schen Bundestages abgehandelt. 

(Feilcke [CDU/CSU]: So ist es! — Zuruf des 
Abg. Dr. Diederich [Berlin] [SPD]) 

Aber in Wahrheit geht es Ihnen ja um etwas 
anderes als um den Vorwurf der Bestechlickeit. Ziel 
der Debatte ist es, aus parteiegoistischen Gründen 
das immer heller gewordene Bild dieser Stadt sozu-
sagen mit einer Art Dreckschleier zu überziehen 

(Ströbele [GRÜNE]: Ein Biotop!) 

und damit die Erfolge einer Arbeit zu vernebeln, die 
gerade auch im Bereich der Städtebaupolitik und 
der Wohnungsbaupolitik in den letzten Jahren 
sichtbar geworden sind. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Es ist vorhin schon daran erinnert worden, meine 
Damen und Herren, daß das Ergebnis der Flächen-
sanierung durch die SPD-Politik Hausbesetzungen 
waren. Fast an jedem Tag der Regierungszeit Vogel 
ist ein Haus besetzt worden. Der jetzige Senat hat 
diese Probleme gelöst, und zwar ohne den inneren 
Frieden dieser Stadt zu gefährden, wie Sie es be-
hauptet haben. 

(Zuruf des Abg. Ströbele [GRÜNE]) 

Überhaupt ist in Berlin über Jahrzehnte hinweg 
eine Bauleitplanung betrieben worden, die man an-
gesichts der Verhältnisse und Anforderungen unse-
rer modernen Zeit nur als anachronistisch bezeich-
nen kann. 

(Ströbele [GRÜNE]: Von Herrn Antes oder 
von wem?) 

Wenn wir heute nach Ihrem Betonzeitalter im 
Märkischen Viertel wieder zukunftsweisende Ar-
beiten durchführen, um das Antlitz dieser Stadt 
wieder menschlicher zu gestalten, oder wenn in 
Kreuzberg und anderen alten Quartieren, wieder 
eine behutsame Stadterneuerungspolitik prakti-
ziert wird, dann ist das mit dem Namen Weizsäcker 
und Diepgen verbunden, nicht aber mit Ihrer jahr-
zehntelangen Baupolitik in Berlin. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Weil Berlin eine Mieterstadt ist, sage ich: Dieser 
Senat hat ein in der Bundesrepublik vorbildliches 
System des Mietausgleichs geschaffen, das mit den 
Einnahmen aus der Fehlbelegungsabgabe Leistun-
gen gerade auch für die sozial schwachen Mieter in 
Berlin vorsieht, wenn bestimmte Miethöhen über-
schritten werden. 

(Ströbele [GRÜNE]: Wollen Sie die Sozial- 
mieter verulken?) 

Ich sage Ihnen: Man braucht kein Fachmann zu 
sein und kein Wohnungsbaupolitiker, man braucht 
nicht die Verfehlung einzelner Beamter in irgendei-
ner Weise zu rechtfertigen, sondern man braucht 
einfach nur als Besucher aus dem Westen unseres 
Vaterlandes durch diese Stadt zu gehen, um festzu-
stellen, daß Berlin in den letzten Jahren heller ge-
worden ist; nicht nur, weil die Fassaden neu gestal-
tet wurden, die Plätze schöner geworden sind. Die 
ganzen Neubauten sind anspruchsvoller, die Stadt-

planung ist menschengerechter geworden. Die In-
ternationale Bauausstellung wird zeigen, was es be-
deuten kann, auch in Großstädten in den letzten 
Jahrzehnten dieses Jahrhunderts eine menschen-
gerechte Baupolitik zu betreiben. 

Wenn heute die Stimmung in Berlin optimisti-
scher ist als noch vor einigen Jahren, dann hängt 
das trotz einiger korrupter Beamter auch mit der 
Berliner Baupolitik in den letzten Jahren zusam-
men. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Ströbele 
[GRÜNE]: Was ist mit Herrn Lummer und 
Herrn Franke? Sagen Sie was zu Herrn 

Lummer!) 

Meine Damen und Herren, die Bürger in West-
deutschland werden sich von einigen schrägen Vö-
geln im Berliner Baubereich und auch von Ihren 
Verleumdungskampagnen nicht davon abbringen 
lassen, 

(Egert [SPD]: Ach, Sie sind ein Quatsch

-

kopf!) 

nach Berlin zu schauen als einer Stadt mit Hoff-
nung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Kittelmann. 

(Ströbele [GRÜNE]: Jetzt kommt was über 
die 140 000 DM!) 

Kittelmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Nur ein Wort ganz persönlich, 
Herr Wartenberg: Wenn man im Flugzeug ein per-
sönliches Gespräch miteinander führt und feststellt, 
daß man in einem Ihrer ersten Sätze falsch zitiert 
wird, daß es falsch dargestellt wird, dann ist das 
auch eine Frage von Kultur. Ich habe Sie in dieser 
Art und Weise kennengelernt; ich bedauere das. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich, da 
wir ja eine Aktuelle Stunde haben, ein paar aktuelle 
Daten zur Kenntnis geben. 

(Ströbele [GRÜNE]: Über die 140 000 DM! 
Wie war das mit dem Geld?) 

— Meine Herren von den GRÜNEN, Sie sind, wie 
Sie sind. Ich hoffe, Sie sind bald nicht mehr. 

(Ströbele [GRÜNE]: 140 000 DM!) 

51% der Berliner haben auf die Frage, wie sie die 
wirtschaftliche Lage ihrer Stadt betrachten, mit 
„sehr gut" und „gut" geantwortet. Auf die Frage, wie 
sie ihre eigene wirtschaftliche Lage betrachten, ha-
ben 68 % der Berliner geantwortet: besser als zu-
vor. 

Nun kommt es: 59 % der Berliner erklären ihr 
Einverständnis mit der Politik von Eberhard Diep-
gen. 

(Senfft [GRÜNE]: Dann könnten Sie 
den Neuwahlen ganz beruhigt ins Auge 

schauen!) 

Ein letzter Punkt zu den Meinungsumfragen: 
CDU und FDP kommen nach letzten Umfragen — 
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das hat die Sozialdemokraten außerordentlich 
schockiert, wie auch die Äußerungen von Herrn 
Egert gezeigt haben — auf weit über 50%. Die CDU 
hat sogar noch zugelegt. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, die gestern vollzogene 
Kabinettsumbildung wird zusätzliches Vertrauen in 
die Politik Eberhard Diepgens schaffen. Wir kön-
nen sicher sein, daß vor allen Dingen 

(Egert [SPD]: Daß weitere Skandale kom-
men, dessen können wir sicher sein!) 

die unzähligen Berliner, die die Stadt lieben, mit 
dafür sorgen werden, daß wir positiv in die Zukunft 
gehen. 

Meine Damen und Herren, der Jahresbericht der 
IHK, der eben erwähnt worden ist, hat günstige 
wirtschaftliche Aussichten für 1986 prognostiziert. 
Er sieht zwar, wenn es so weitergeht, die Gefahr, 
gerade durch die Verleumdungskampagnen, die un-
fair geführt werden, daß das positive Ansehen der 
Stadt gefährdet werden könnte. Die IHK fordert in 
ihrem Appell Senat, Parlament und Parteien auf, 
den Kurs des Regierenden Bürgermeisters zu un-
terstützen und seinen Vorschlägen für mehr Klar-
heit im Baugeschehen zu folgen. Alle Bürger, die 
diese Stadt lieben, sind mit dem Regierenden Bür-
germeister, mit der CDU, mit der FDP der Meinung 
— gegen diese Form und Art der Debatte, wie Sie 
sie führen —, 

(Ströbele [GRÜNE]: Sagen Sie etwas zu 
den 140 000 DM!) 

daß Berlin die aufgezwungene künstliche Krise, die 
einige in dem jetzigen Geschehen sehen, überwin-
den wird. 

(Ströbele [GRÜNE]: Wo ist das Geld, Herr 
Kittelmann, wo ist das hingekommen?) 

Berlin, diese großartige Stadt, wird weiter positiv 
gestalten, und ich erinnere Sie an die gemeinsame 
Verantwortung. 

(Zurufe von der SPD) 

Es ist ja typisch, daß Sie fast nur sozialdemokrati-
sche Berliner Kollegen hierhergeschickt haben und 
daß sich die anderen außerordentlich zurückgehal-
ten haben, daß Herr Vogel zu dieser Debatte nicht 
einmal erschienen ist. Diese Politik wird fortgesetzt 
werden entgegen Ihren Vorhersagen. Berlin ist 
mehr wert als die Debatte, die Sie hier heute dem 
deutschen Parlament aufzuzwingen versucht ha-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Ströbele [GRÜNE]: Kein Wort zu dem 

Geld! Wo sind die 140 000 DM?) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, diese Aktuelle Stunde ist zu Ende. 

Bevor wir in der Tagesordnung fortfahren, darf 
ich mitteilen, daß interfraktionell vereinbart wor-
den ist, die Tagesordnung zu erweitern. Die betref-
fenden Zusatzpunkte 3 bis 5, die zusammen mit 
Punkt 17 der Tagesordnung aufgerufen werden sol-

len, ersehen Sie aus der Ihnen vorliegenden Liste 
der Zusatzpunkte: 

3. Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Frau Schmidt (Nürnberg), Delorme, Ibrügger, 
Jaunich, Dr. Klejdzinski, Müller (Düsseldorf), 
Müller (Schweinfurt), Sielaff, Frau Weyel, 
Dr. Vogel und der Fraktion der SPD 

Neuordnung des Weinrechts 
— Drucksache 10/5324 — 

4. Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Schartz (Trier), Susset, Frau Will-Feld, Kroll-
Schlüter, Dolata, Dr. Hoffacker, Freiherr von 
Schorlemer, Hornung und der Fraktion der 
CDU/CSU und der Abgeordneten Dr. Rumpf, 
Bredehorn, Paintner und der Fraktion der 
FDP 

Kontrolle ausländischer Weine 
— Drucksache 10/5361 — 

5. Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (10. Ausschuß) 
zu der Unterrichtung durch die Bundesregie-
rung 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des 
Rates zur Einführung einer Weinbaukartei 
der Gemeinschaft in den weinerzeugenden 
Mitgliedstaaten 
— Drucksachen 10/4681 Nr. 40, 10/5192 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Pfuhl 

Sind Sie mit der Erweiterung der Tagesordnung 
einverstanden? — Ich höre keinen Widerspruch. 
Dann ist so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt sowie die Zu-
satztagesordnungspunkte 3 bis 5 auf: 

17 a) Beratung der Großen Anfrage der Abgeord-
neten Frau Schmidt (Nürnberg), Müller 
(Schweinfurt), Jaunich, Sielaff, Pfuhl, Witek, 
Frau Weyel, Dr. Vogel und der Fraktion der 
SPD 

Gifte in in- und ausländischen Weinen 
— Drucksachen 10/3703, 10/4070 — 

b) Beratung des Antrags des Abgeordneten 
Werner (Dierstorf) und der Fraktion DIE 
GRÜNEN 

Aufnahme von Getränken mit mehr als 
1,2 v. H. Alkohol in die Lebensmittel-Kenn-
zeichnungsverordnung und Erweiterung um 
die Pflicht zur mengenmäßigen Kennzeich-
nung der Zusatzstoffe 
— Drucksache 10/3680 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit (federfüh-
rend) 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Werner (Dierstorf), Tatge und der Fraktion 
DIE GRÜNEN 
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Verbot von Kaliumhexacyanoferrat (II) und 
Asbestfiltern bei der Weinerzeugung 

— Drucksache 10/4570 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit (federfüh-
rend) 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

d) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Tatge, Werner (Dierstorf) und der Fraktion 
DIE GRÜNEN 

Flaschenimport von Wein — Verbot von 
Weinimport in Tankwagen 

— Drucksache 10/4571 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit (federfüh-
rend) 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

e) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Werner (Dierstorf), Tatge und der Fraktion 
DIE GRÜNEN 

Mengenmäßige Kennzeichnung von Wein-
mischungen und -verschnitten einschließlich 
Art und Weise der Süßreserve 

— Drucksache 10/4572 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit (federfüh-
rend) 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

f) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Tatge, Werner (Dierstorf) und der Fraktion 
DIE GRÜNEN 

Verbot des Einsatzes von ausländischem 
Deckrotwein 

— Drucksache 10/4573 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit (federfüh-
rend) 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

g) Beratung des Antrags der Abgeordneten Tat-
ge, Werner (Dierstorf) und der Fraktion DIE 
GRÜNEN 

Eindeutige Kennzeichnung der Herkunft 
von Sekt 

— Drucksache 10/4574 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit (federfüh-
rend) 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

h) Beratung des Antrags der Abgeordneten Tat-
ge, Werner (Dierstorf) und der Fraktion DIE 
GRÜNEN 

Verbesserung der Verbraucherinformation 
bei Wein durch Erweiterung der Pflichtanga-
ben für die Weinetikettierung 

— Drucksache 10/4575 —  

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit (federfüh-
rend) 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

i) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Tatge, Werner (Dierstorf) und der Fraktion 
DIE GRÜNEN 

Ausdehnung des Prüfungsverfahrens von 
Wein auf Pestizidrückstände und Schwerme-
talle sowie Kupfer und Arsen 
— Drucksache 10/4576 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit (federfüh-
rend) 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

j) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Tatge, Werner (Dierstorf) und der Fraktion 
DIE GRÜNEN 

Förderung des ökologischen Weinbaus durch 
die Gewährung von Umstellungsbeihilfen 
und die Einrichtung eines Beratungsmo-
dells 
— Drucksache 10/4578 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (fe-
derführend) 
Haushaltsausschuß 

Zusatzpunkt 3: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Frau Schmidt (Nürnberg), Delorme, Ibrügger, 
Jaunich, Dr. Klejdzinski, Müller (Düsseldorf), 
Müller (Schweinfurt), Sielaff, Frau Weyel, 
Dr. Vogel und die Fraktion der SPD 

Neuordnung des Weinrechts 
— Drucksache 10/5324 — 

Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit (federfüh-
rend) 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Zusatzpunkt 4: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Schartz (Trier), Susset, Frau Will-Feld, Kroll-
Schlüter, Dolata, Dr. Hoffacker, Freiher von 
Schorlemer, Hornung und der Fraktion der 
CDU/CSU und der Abgeordneten Dr. Rumpf, 
Bredehorn, Paintner und der Fraktion der 
FDP 

Kontrolle ausländischer Weine 
— Drucksache 10/5361 — 

Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit (federfüh-
rend) 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Zusatzpunkt 5: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (10. Ausschuß) 
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zu der Unterrichtung durch die Bundesregie-
rung 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des 
Rates zur Einführung einer Weinbaukartei 
der Gemeinschaft in den weinerzeugenden 
Mitgliedstaaten 
— Drucksachen 10/4681 Nr. 40, 10/5192 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Pfuhl 

Meine Damen und Herren, nach einer interfrak-
tionellen Vereinbarung sind eine gemeinsame Be-
ratung der Tagesordnungspunkte 17a bis 17j sowie 
der Zusatztagesordnungspunkte 3 bis 5 und eine 
Aussprache von 90 Minuten vorgesehen. — Ich höre 
keinen Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Wird das Wort zur Berichterstattung oder zur Be-
gründung gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Ich 
eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Sielaff. 

Sielaff (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Das Überwachungssystem für die Überprü-
fung, Kontrolle und Einhaltung der weinrechtlichen 
Bestimmungen ist völlig unzureichend und funktio-
niert häufig nur zufällig. Das führte uns der Glykol-
weinskandal mit österreichischen Weinen im letz-
ten Jahr deutlich vor Augen. Dem Bundesgesund-
heitsministerium wie auch dem rheinland-pfälzi-
schen Weinbauministerium ist dabei vorzuhalten, 
daß sie zögerlich gehandelt, eigene Untersuchungen 
lange Zeit unterlassen und die Gefährlichkeit des 
verfälschten Weines zu lange bagatellisiert haben. 
Wie unzureichend der Schutz der Verbraucherin-
nen und Verbraucher und die Ausführung von An-
weisungen auch nach dem Glykolweinskandal im 
vorigen Jahr sind, zeigen, so meine ich, die Vor-
gänge um den italienischen Methanolweinskandal. 
Da reagiert die Bundesregierung entgegen den Vor-
gängen im vorigen Jahr schnell und teilt bereits am 
20. März den Ländern mit, daß in italienischen Wei-
nen Methanol festgestellt wurde. Noch 14 Tage spä-
ter konnte von einem Supermarkt in Rheinland-
Pfalz der verseuchte Wein als billiges Sonderange-
bot öffentlich durch Postwurfsendungen zum Kauf 
angeboten werden. 

(Zuruf von der SPD: Sauerei!) 

Erst auf Grund dieser Werbeaktion konnte die Poli-
zei dann 170 Flaschen Methanolwein sicherstellen. 
Meine Damen und Herren, es besteht also kein 
Grund, so zu tun, als hätte man alles im Griff und 
als wäre der Verbraucher ausreichend geschützt. 

Offensichtlich waren die Kontrolle der Einhal-
tung des Weingesetzes und das Vorgehen gegen Ge-
setzesverstöße in der Vergangenheit nicht entschie-
den und wirksam genug; sonst hätte auch nicht ein 
ehemaliger deutscher Weinbaupräsident über Jahre 
hinweg gepanschten Wein verkaufen können und 
für diesen Wein sogar noch Preise erhalten kön-
nen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Darüber hinaus bin ich der Überzeugung, daß die 
Information der Verbraucherinnen und Verbrau-

cher über gesundheitsgefährdende Inhalts- und Zu-
satzstoffe im Wein — wie bei anderen Lebensmit-
teln übrigens auch — mehr als ungenügend ist. Wie 
die Bundesregierung wirklich über Verbraucher-
schutz und Gesundheitsschutz unserer Bevölke-
rung denkt, 

(Zuruf von der SPD: Die denkt doch gar 
nicht!) 

zeigt ein Vorgang in einem EG-Gremium, in dem 
die Bundesregierung für eine Richtlinie gestimmt 
haben soll, die glykolhaltige Zellglasfolie als Ver-
packungsmaterial von Lebensmitteln erlauben soll. 
Der Verbraucherschutzverband bezeichnete diesen 
Vorgang mit Recht als peinlichsten und folgen-
schwersten Lebensmittelskandal der letzten Jahre. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Ein Skandal 
nach dem anderen!) 

— So ist es. 

Für uns Sozialdemokraten hat die Gesundheit 
der Bevölkerung eindeutig Vorrang vor Wirt-
schaftsinteressen. Wenn es um die Gesundheit geht, 
kann es keine Kompromisse geben. Fehlentwick-
lungen müssen offen dargelegt werden. Der Ver-
such, zu vertuschen oder zu verniedlichen, hilft we-
der den Verbraucherinnen und Verbrauchern noch 
den Produzenten. 

Ich bin davon überzeugt, daß wir den deutschen 
Winzern nicht helfen, wenn der Glykolweinskandal 
zu einem rein österreichischen Skandal reduziert 
wird, 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Sehr rich

-

tig!) 

wie es offensichtlich auch die CDU/CSU mit ihrem 
heutigen Antrag tun will. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Von den etwa 200 gemeldeten Glykolweinen 
stammten immerhin ca. 70 Weine von der deut-
schen Firma Pieroth, die ja auch unter den deut-
schen Winzern keinen so guten Ruf hat. Die Pro-
zesse gegen eine Anzahl von Weinpanschern auch 
in der Bundesrepublik zeigen, daß es auch unter 
den deutschen Winzern schwarze Schafe gibt. 

Meine Damen und Herren, dabei soll allerdings 
auch deutlich gesagt werden, daß es sich beim 
Weinpanschen in Deutschland bisher „nur" um Be-
trug und Wirtschaftskriminalität gehandelt hat, 
während die Glykol- und Methanolweine gesund-
heits- und sogar lebensgefährdend sind. 

Allein völlige Offenheit und klare Transparenz 
den Verbraucherinnen und Verbrauchern gegen-
über kann das entstandene Mißtrauen gegen die 
Weinproduzenten abbauen. Gerade wenn man ver-
hindern will, daß ein ganzer Berufszweig, daß viele 
ehrliche Winzerbetriebe, die jetzt um ihre Existenz 
kämpfen, diffamiert und ruiniert werden, sollten 
wir alles unternehmen, um Mißtrauen abzubauen, 
sollten wir weitgehende Transparenz durch großzü-
gige Verbraucherinformation ermöglichen und 
schon jede Weinmanipulation hinter dem Rücken 
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der Öffentlichkeit so stark ahnden, daß sie sich 
wirtschaftlich nicht lohnt; 

(Beifall bei der SPD) 

denn offenkundig, meine Damen und Herren, geht 
es bei der Lebensmittelkriminalität und der Wein-
fälschung und -manipulation allein um finanziellen 
Gewinn. Deshalb muß die Bestrafung dieser Taten 
so hoch angesetzt werden, daß sie sich finanziell in 
keiner Weise mehr lohnen. 

(Beifall bei der SPD — Immer [Altenkir-
chen] [SPD]: Berufsverbot!) 

Der SPD-Antrag, den wir zur heutigen Beratung 
mit vorlegen, ist auf dieser Grundlage aufgebaut. 
Ich möchte nur die wichtigsten Punkte ansprechen, 
die mit dazu beitragen könnten, das Vertrauen der 
Verbraucherinnen und Verbraucher zurückzuge-
winnen und den Weinfälschern und Betrügern das 
Geschäft zumindest zu erschweren. 

Wir fordern die Bundesregierung auf, aktiver zu 
werden und gemeinsam mit den Bundesländern 
endlich ein einheitliches Kontroll- und Überwa-
chungssystem zum wirksamen Vollzug des Weinge-
setzes zu entwickeln, ein verbindliches Melde- und 
Informationssystem einzurichten und das Strafge-
setzbuch so zu ändern, daß die Abschöpfung betrü-
gerisch erlangter Gewinne ohne Beeinträchtigung 
der Ersatzansprüche von Geschädigten möglich 
wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Damit unterstützen wir eine Forderung auch des 
deutschen Weinbauverbands, die dieser an die 
Brüsseler Instanzen und an die Bundesregierung 
am 14. April 1986 gerichtet hat: 

Zur Verbesserung der Weinüberwachung in der 
Bundesrepublik erwartet der Verband, daß 
schnellstens die von ihm seit Jahren geforderte 
Verordnung gemäß § 58 Abs. 4 Weingesetz er-
geht, damit — in Übereinstimmung mit der 
Entschließung des Bundesrats — die Weinkon-
trolle in den Bundesländern vereinheitlicht 
wird. Außerdem setzt sich der Verband für die 
Schaffung einer Zentralstelle für die Weinüber-
wachung in der Bundesrepublik ein. 

Wir unterstützen diese Forderung mit Nachdruck 
und fordern die Bundesregierung auf, die seit Jah-
ren überfällige Verordnung endlich zu erlassen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir Sozialdemokraten wollen eine strengere De-
klarationspflicht für Weinzusatzstoffe, die Angabe 
der Höchstwerte von Weinzusatzstoffen sowie die 
Verminderung der Anzahl der Weinbehandlungs-
stoffe und die Herabsetzung der Höchstwerte für 
die dann verbleibenden Stoffe. Außerdem fordern 
wir die Herabsetzung der Grenzwerte bei der Ver-
wendung von schwefliger Säure. 

Gerade die Diskussion um die hohe Anzahl mög-
licher Zusatzstoffe, die erlaubt sind, aber von deut-
schen Winzern fast nie zugesetzt werden, sowie die 
Höhe der Grenzwerte bei der Verwendung von 
schwefliger Säure, die nur in ungünstigen Jahren 
von wenigen Winzern genutzt werden, könnte durch  

die Verringerung bzw. die Herabsetzung positiv be-
einflußt werden. Zudem wäre diese Maßnahme eine 
eindeutig verbraucherfreundliche Tat. 

Dabei sollen natürlich nicht nur Weine aus der 
Bundesrepublik Deutschland, sondern ebenso alle 
Importweine der Deklarationspflicht unterliegen. 
Wenn die Unionsparteien diese Forderung überzeu-
gend unterstützen, dann kann ich mir nicht vorstel-
len, daß die anderen Christdemokraten innerhalb 
der Europäischen Gemeinschaft dieses Vorhaben 
weiterhin blockieren werden. Im Europäischen 
Parlament war es nämlich der christdemokratische 
Sprecher, der im Dezember 1984 erklärte: 

Damals schon habe ich im Entschließungstext 
die Kommission aufgefordert, die Bestimmung 
zu überdenken, aufgrund deren eine ganze 
Reihe von Zutaten auf dem Etikett verzeichnet 
werden müssen. Entweder wird diese Aufzäh-
lung der Zutaten nicht gelesen und hat somit 
eigentlich keinen Wert, oder sie bringt den Ver-
braucher nur in Verwirrung. Schließlich und 
endlich geht es um Zutaten, die in keiner Weise 
schädlich sind. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Ja, das 
war's!) 

Wer so redet, weiß offensichtlich nicht, wovon er 
spricht, oder er will den Verbraucher oder die Ver-
braucherin bewußt täuschen. 

(Beifall bei der SPD) 

Demgegenüber haben die sozialdemokratischen 
Parteien unsere jetzige Forderung innerhalb des 
Europäischen Parlaments bereits unterstützt. Ihr 
Sprecher in der Weindebatte am 14. Februar 1985 
hat u. a. erklärt: 

Ich appelliere an den Ministerrat und meine 
eigene Regierung, endlich die Kennzeichnungs-
pflicht für alkoholische Getränke in Kraft zu 
setzen und nicht den Appellen der Christde-
mokraten zu folgen, daß Kennzeichnung von 
alkoholischen Getränken zur Verwirrung der 
Verbraucher beitrage. Wir glauben, es trägt zur 
Aufklärung des Verbrauchers bei, wenn er 
weiß, wieviel Zucker und Schwefel und ähnli-
ches im Wein enthalten ist. 

Wenn die bundesdeutsche Regierung jetzt ver-
sucht, der EG die Schuld in die Schuhe zu schieben, 
weil sich beim Weinrecht nichts bewegen läßt, dann 
sollten die Koalitionspolitiker eindeutiger und ein-
dringlicher bei ihren Kolleginnen und Kollegen im 
Europäischen Parlament vorstellig werden. 

(Beifall des Abg. Immer [Altenkirchen] 
[SPD]) 

Sollte die Durchsetzung der Deklarationspflicht 
innerhalb der EG auf Schwierigkeiten stoßen, sollte 
zumindest die freiwillige Deklaration über den vor-
geschriebenen Rahmen hinaus ermöglicht werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Es kann doch wohl nicht so schwer sein, es den 
Winzern, die es wünschen, auch schon vor einer 
gesetzlichen Verpflichtung zu ermöglichen, auf dem 
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Etikett anzugeben, war in welchem Umfang in ih-
ren Weinen enthalten ist. 

Wir Sozialdemokraten wollen keine existenzver-
nichtende Wettbewerbsverzerrung auf Kosten deut-
scher Winzer. Wir wollen aber, daß die Verbraucher 
auf dem Etikett nachprüfen können, was sie trin-
ken. Wir vermerken mit Genugtuung, daß auch der 
Präsident des Deutschen Weinbauverbandes in der 
Fachzeitschrift „Der Deutsche Weinbau" am 
11. April dieses Jahres erklärte — ich zitiere —: 

Ich stehe nach wie vor zu meiner Meinung, daß 
wir all das auf dem Etikett angeben sollten, was 
geeignet ist, das Vertrauen der Verbraucher in 
unseren Wein zu festigen. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Antwort der Bundesregierung auf unsere 
Große Anfrage ist völlig unbefriedigend. Da ist die 
Rede davon, daß die Bundesregierung bereit sei, in 
Zusammenarbeit mit den Bundesländern Überle-
gungen anzustellen, ob die bisher grundsätzlich 
auch bei Lebensmitteln stichprobenweise durchge-
führten Kontrollen verbessert werden könnten. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Sie reden vor dem 
Überlegen!) 

Auf die Frage, ob die Bundesregierung entgegen 
ihrer bisherigen Haltung bereit sei, im Weingesetz 
eine exakte Deklarationspflicht vorzuschreiben, 
geht die Bundesregierung überhaupt nicht ein. Sie 
beschäftigt sich nur mit der Kennzeichnungspflicht 
für den Deckrotweinzusatz. 

Wir hoffen, daß die Bundesregierung nach dem 
neuesten Weinskandal mit italienischem Methanol-
wein bereit ist, unseren Forderungen zu folgen und 
eine bessere Verbraucherpolitik mitzutragen, die 
dann, wie wir meinen, auch den ehrlichen Winzern 
entgegenkommt, weil Vertrauen in die deutschen 
Produzenten zurückgewonnen werden kann. 

Ich möchte abschließend ausdrücklich dem Wein-
baupräsidenten Muth zustimmen, der vor wenigen 
Tagen erklärte: 

Eines ist offenkundig: Der deutsche Wein wird 
bei dieser europaweiten Vertrauenskrise nur 
eine Chance haben, wenn wir glaubhaft dartun 
können, daß unser Produkt qualitativ einwand-
frei und gesetzestreu hergestellt wird. 

Genau das wollen wir Sozialdemokraten mit unse-
rem Antrag erreichen. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Dolata. 

Dolata (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Alles, was die SPD-Opposition in ihrer 
Großen Anfrage vom 7. August 1985 erfragt hat, und 
alles, was die Bundesregierung auf diese Fragen 
geantwortet hat — nachzulesen in der Drucksache 
vom 23. Oktober vergangenen Jahres —, haben wir 
im vergangenen Jahr im Gesundheitsausschuß — 
lieber Herr Kollege Sielaff, Sie erinnern sich — aus-
giebig und mehrfach besprochen. Das, was Sie 
heute vortragen, ist in dem Sinne nichts Neues. Die 

Bundesregierung — so haben wir damals festge-
stellt — hat bei den Vorgängen um den österreichi-
schen Weinskandal angemessen und wirksam ge-
handelt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Versagt!) 

Jetzt bei dem Skandal um den italienischen Wein 
hat die Bundesregierung noch schneller und noch 
wirksamer gehandelt. 

Warum wohl? Natürlich hat sie aus den damali-
gen Vorkommnissen zusätzliche Konsequenzen ge-
zogen und weitere Verbesserungen im Sinne der 
Kontrollen und des Verbraucherschutzes prakti-
ziert. Dafür danken wir der Bundesregierung aus-
drücklich. Das haben wir aber auch vorgestern im 
Gesundheitsausschuß so besprochen. Die Opposi-
tion hat dieses Verfahren hinsichtlich dieser Vor-
gänge am Mittwoch übrigens überhaupt nicht kriti-
siert. 

(Sielaff [SPD]: Aber natürlich!) 

— Wir lesen es im Protokoll nach. Dann haben Sie 
ein anderes. 

Auch wenn man am Verhalten der Bundesregie-
rung und der Arbeit der deutschen Behörden im 
Zusammenhang mit dem neueren Skandal nichts 
zu kritisieren hat, auf europäischer Ebene — da 
sind wir einer Meinung — sind durchaus Verbesse-
rungen erforderlich. Deshalb hier einige grundsätz-
liche Bemerkungen und Vorschläge. 

Wein — das wissen wir normalerweise — ist ein 
Naturprodukt. Leider können wir dieses Naturpro-
dukt kaum noch in dieser reinen Form genießen; 
denn es wird seit Jahrtausenden durch entspre-
chende Zusätze nicht nur zum besseren Verkauf, 
sondern auch zum besseren Geschmack für uns 
Verbraucher natürlich verändert. Nun sind auch die 
Geschmäcker der Verbraucher sehr unterscheid-
lich, und was angeboten wird, muß natürlich von 
denen, die es produzieren, auch umgesetzt werden, 
und wir müssen es bezahlen. Da scheiden sich gele-
gentlich die Geister: von Produktion hin zum Ver-
brauch. Wir wollen gar nicht über die unterschiedli-
chen Ergebnisse, die durch die verschiedenen An-
baugebiete in der Weinmenge und in der Qualität 
hervorkommen, reden; aber das spielt auch eine we-
sentliche Rolle. Ob das alles so sein muß, wage ich 
gemeinsam mit Otto Normalverbraucher manchmal 
zu bezweifeln. Wenn es nach mir ginge, könnten 
alle Zusätze verboten werden; aber das ist wohl Uto-
pie. Ich bin Realist genug, um zuzugeben, daß das 
nicht machbar ist. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Sielaff? 

Dolata (CDU/CSU): Bitte, Herr Kollege. 

Sielaff (SPD): Wenn Sie hier schon so offen davon 
sprechen, daß Sie sogar alle Zusatzstoffe verbieten 
würden — das haben wir nicht gefordert, weil das 
nicht möglich ist; wenn Sie davon sprechen, dann 
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zeigt das vielleicht, daß Sie zuwenig Fachkennt-
nisse haben —, muß ich Sie fragen: Warum wehrt 
sich Ihre Fraktion dann gegen die Deklarations-
pflicht, wie wir sie vorschlagen? 

Dolata (CDU/CSU): Irrtum: Erstens trinke ich 
sehr gern und sehr viel Wein — ich verstehe sehr 
viel davon —; zweitens haben wir das gar nicht ge-
fordert, ich auch nicht, ich habe es auch gar nicht 
gesagt; drittens wehren wir uns gar nicht gegen 
diese Deklarationspflicht. Wir werden ja noch über 
Einzelheiten reden. 

Ich sagte, ich bin Realist genug, um zuzugeben, 
daß das, was man nach der Idealvorstellung des 
normalen Weintrinkers gern hätte, nicht machbar 
ist, und zwar weder bei uns in Deutschland noch in 
der Europäischen Gemeinschaft. Aber es muß 
machbar sein, daß wir zum Schutze der Verbrau-
cher gemeinsam etwas mehr tun, um unsere Ge-
sundheit generell besser vor skrupellosen Geschäf-
temachern zu schützen, die nachweisbar immer 
wieder gesundheitsgefährdende Stoffe dem Wein 
beimischen. Ob wir allerdings diese Probleme bei 
uns hier in der Bundesrepublik Deutschland allein 
lösen können, wage ich zu bezweifeln. Ich warne 
auch davor, das vielleicht so zu versuchen, wie das 
mit der ganzen Antragskette, die heute auf der Ta-
gesordnung steht, versucht wird. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Immerhin handelt es sich bei diesem Glykolskandal 
genauso wie jetzt bei dem Methylalkoholproblem 
um importierte und nicht bei uns in der Bundesre-
publik produzierte Probleme. Wie sollen da solche 
verschiedenen Anträge zur Lösung des Gesamtpro-
blems beitragen? 

(Tatge [GRÜNE]: Haben Sie die Anträge 
mal durchgelesen?) 

— Ich habe sie durchgelesen, und ich bringe 
ein paar Beispiele: Nehmen Sie z. B. Ihren Antrag 
auf Erweiterung der Pflichtangaben für die Wein-
etikettierung, und denken Sie an den jetzigen 
Methanolskandal. Nach einer Vorschrift im euro-
päischen Gemeinschaftsrecht sind die Abfüller von 
Wein mit einer Schlüsselnummer zu versehen. Eine 
solche Schlüsselnummer sagt dem Verbraucher 
und den Überwachungsbehörden überhaupt nichts 
über die Herkunft des Weines. 

(Frau Weyel [SPD]: Den Überwachungsbe-
hörden schon!) 

— Nein, denn bei diesem konkreten Fall lag den 
Überwachungsbehörden die Liste dieser Schlüssel-
nummern bei uns in der Bundesrepublik und in den 
Bundesländern überhaupt nicht vor. Die vom Bun-
desministerium angeforderte Liste wurde von den 
italienischen Behörden zunächst gar nicht heraus-
gegeben. Insofern kann man also mit solchen Anga-
ben auf solchen Etiketten gar nichts anfangen. Hier 
muß man ansetzen, um Verbesserungen zu errei-
chen, und das haben Sie auch bei den Problemen 
selber erkannt. 

(Zurufe von der SPD) 

In der Antwort auf Ihre Große Anfrage ist durch die 
Beantwortung der Bundesregierung deutlich ge-
worden, daß mit diesen Angaben eine gezielte Su-
che — ich zitiere — und damit ein schnelleres Aus-
dem-Verkehr- und Aus-dem-Verkauf-Ziehen der Er-
zeugnisse besser geklappt hätte, wenn ... Hier muß 
also mit Verbesserungen angesetzt werden. Oder 
nehmen Sie den anderen Antrag aus Ihrer Kette 
zur mengenmäßigen Kennzeichnung von Weinver-
schnitten und von Weinmischungen. Im EG-Ge-
meinschaftsrecht gibt es eine Vorschrift, auf den 
Etiketten einen Text aufzudrucken. Ich zitiere den 
Text wörtlich: „Verschnitt aus Weinen verschie-
dener Mitgliedstaaten der EG". Was sagt das? Ein 
solcher Text läßt nicht erkennen, aus welchen Län-
dern der Wein stammt, zu welchem Prozentsatz die 
Weine aus den einzelnen Ländern zur Herstellung 
dieses Erzeugnisses verwendet worden sind. Was 
nützen also dann solche Vorgaben auf solchen Eti-
ketten? Hier müssen Verbesserungen eintreten. 
Deshalb haben wir einen entsprechenden Antrag 
eingebracht, der Ihnen j a hier vorliegt. Ich gehe 
also davon aus, daß nationalstaatliche Regelungen 
zum besseren Schutz des Verbrauchers vor gesund-
heitsgefährdenden Zusätzen im Wein nicht ausrei-
chen. Eine einheitliche und schärfere Weinkon-
trolle in den Staaten der Europäischen Gemein-
schaft ist nicht zu umgehen, ja im Gegenteil erfor-
derlich. Hier, hoffe ich, werden wir einen gemeinsa-
men Nenner finden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Sielaff [SPD]: Dann unterstützen Sie uns 

ja!)  

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Dr. Segall. 

Frau Dr. Segall (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Wir haben heute neben der An-
frage der SPD ein ganzes Bündel von Anträgen der 
GRÜNEN zum Thema Wein vorliegen, eine Tatsa-
che, die in das allgemeine Bild gut paßt. Seitdem die 
GRÜNEN im Bundestag vertreten sind, über-
schwemmen sie dieses Haus mit einer Flut von An-
trägen. Es kann daher nicht sonderlich verwundern, 
daß auch die vorliegenden Anträge zum Wein mehr 
oder weniger unausgegoren oder durch die Ent-
schließung des Bundesrates zur Weinbaupolitik und 
die Änderung weinrechtlicher Vorschriften vom No-
vember vergangenen Jahres überholt sind. Sie er-
zeugen den Eindruck, als vollziehe sich die Wein-
herstellung und der Vertrieb in einem mehr oder 
weniger rechtsfreien Raum, in dem der Winzer 
schalten und walten kann, wie es ihm beliebt. Das 
Gegenteil ist der Fall. Das zur Zeit geltende Wein-
recht hat sich im wesentlichen bewährt. Seitdem 
Wein angebaut wird, gibt es Versuche, Wein außer-
halb der Legalität zu manipulieren. Auch noch so 
ausgeklügelte und noch so strenge Regeln werden 
das nicht verhindern. Auch in Zukunft wird es 
schwarze Schafe geben, die versuchen werden, 
Wein zu panschen. 

(Zuruf von der SPD: Ganz schwarze!) 

Gott sei Dank sind dies bei uns in Deutschland nur 
wenige. Der Weinskandal im Sommer vergangenen 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 211. Sitzung. Bonn, Freitag, den 18. April 1986 	16205 

Frau Dr. Segall 
Jahres war in erster Linie ein österreichischer, so 
wie der jetzige Weinskandal ein italienischer ist. 

(Sielaff [SPD]: Aber Pieroth ist kein Öster-
reicher!) 

Ich selbst komme aus einem Wahlkreis, der das 
Weinbaugebiet Rheingau umfaßt, ein Gebiet, das so 
gut wie vollständig vom Weinskandal verschont ge-
blieben ist, nichtsdestotrotz insbesondere im Be-
reich des Exports nach Japan und in die USA starke 
Beeinträchtigungen zu erleiden hatte. 

Nicht verschwiegen werden darf, daß trotz der 
Weinskandale viele, insbesondere kleine Winzer 
keinerlei negative Wirkungen verspüren mußten. 
Im Gegenteil, es hat sich gezeigt, daß viele Verbrau-
cher wieder „ihren Winzer" entdeckt haben, dem sie 
vertrauen und bei dem sie überzeugt sind, daß alles 
Rechtens ist. Insofern hat der Weinskandal nicht 
nur negative Auswirkungen. 

Insgesamt erlebt der deutsche Weinbau zur Zeit 
eine schwere Absatzkrise. Dies wiegt um so schwe-
rer, als durch den österreichischen und italieni-
schen Weinskandal der deutsche Weinmarkt in eine 
unverschuldete tiefe Vertrauenskrise geraten ist. 
Um so wichtiger ist es, daß wir Vertrauen in den 
deutschen Wein auch von seiten der Politiker schaf-
fen. Das erreichen wir nicht durch permanente oder 
übereilte Änderung des Weingesetzes. Auf die Stär-
kung des deutschen Weinimages im In- und Aus-
land muß zur Zeit unser Hauptaugenmerk gerichtet 
sein. Dazu zählen vor allem intensive Werbemaß-
nahmen. Die FDP begrüßt die Unterstützung sol-
cher Werbemaßnahmen auch aus öffentlichen 
Haushalten. Das Vertrauen gegenüber Wein und 
Winzern wird am ehesten dadurch gestärkt, daß die 
Verbraucher intensiv über die rechtliche Situation 
aufgeklärt werden. Zu diesen vertrauensbildenden 
Maßnahmen zählt auch, daß es kürzlich durch die 
Initiative Rheingauer Winzer und durch Vermitt-
lung des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
gelungen ist, daß bei offiziellen Staatsbanketten 
und -empfängen nicht nur französische Weine, son-
dern auch deutsche Weine kredenzt werden. 

Zu den vertrauensbildenden Maßnahmen sind 
weiterhin verstärkte Kontrollen an den Grenzen 
bei der Einfuhr ausländischer Weine erforderlich. 
Die FDP begrüßt in diesem Zusammenhang aus-
drücklich die Verringerung der Zolldienststellen, 
die für die Abfertigung von Weinimporten zustän-
dig sind. Dies muß einhergehen mit der besseren 
personellen und apparativen Ausgestaltung der ver-
bliebenen Stellen. Nur so werden die Voraussetzun-
gen für eine bessere Kontrolle geschaffen. Das von 
den GRÜNEN geforderte Verbot von Weinimporten 
in Tankwagen halte ich allerdings für unpraktika-
bel. Tankwein ist an den Grenzen wesentlich einfa-
cher zu kontrollieren als Flaschenwein. Sicherge-
stellt sein muß aber, daß der Verbleib des Tank-
weins nachvollzogen werden kann, um einer „Ger-
manisierung" vorzubeugen. Der italienische Wein-
skandal zeigt deutlich, daß manipulierter Wein auch 
in Flaschen zu uns gelangen kann. 

(Zuruf von der SPD: Es gelangen viele Fla-
schen zu uns!) 

Hier müssen wir zusätzliche Kontrollen fordern. 
Die bisherigen Maßnahmen reichen offensichtlich 
nicht aus. 
Meine Damen und Herren, die FDP verkennt 

nicht, daß unser deutsches Weingesetz in einigen 
Punkten verbesserungswürdig ist. 

(Sielaff [SPD]: Also doch!) 

Man sollte aber nicht das Kind mit dem Bade aus-
schütten. So kann es in der Diskussion um die Neu-
gestaltung der Etiketten nicht darum gehen, mehr, 
sondern darum, bessere Informationen für den 
Verbraucher zu geben. 

(Sielaff [SPD]: Tolle Dialektik ist das! — 
Immer [Altenkirchen] [SPD]: Eiertanz!) 

Eines ist jedenfalls klar: Verbotene Zusätze wie 
Glykol, Zucker und Methanol werden auch weiter-
hin auf keinem Etikett erscheinen. 

(Sielaff [SPD]: Haben wir auch nicht ge

-

sagt!) 

Säuregehalt und schweflige Säure verändern sich 
ständig, so daß hier allenfalls die Angabe von zuläs-
sigen Höchstmengen sinnvoll erscheint. 

(Tatge [GRÜNE]: Wie ist es mit Zucker und 
Schwefel?) 

Überhaupt ist zu fragen, ob solche Angaben den 
Verbraucher nicht lediglich verwirren, statt ihn bes-
ser zu informieren. 

(Sielaff [SPD]: Was ist der Verbraucher 
doch dumm!) 

Für wesentlich sinnvoller — — 

(Weitere Zurufe von der SPD und von den 
GRÜNEN) 

— Herr Präsident, könnten Sie mir mal ein bißchen 
Ruhe verschaffen? 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, ich bitte die Zwischenrufer doch um Verständ-
nis dafür, daß sich die Rednerin mit ihrer Stimme 
nicht mehr durchsetzen kann. 

(Berger [CDU/CSU]: Das sind Krakeeler, 
keine Zwischenrufer! — Weiterer Zuruf 
von der CDU/CSU: Die haben zuviel ge

-

trunken!) 

Frau Dr. Segall (FDP): Danke, Herr Präsident. 

Für wesentlich sinnvoller halte ich es, die bisher 
freiwilligen Geschmacksangaben „trocken" und 
„halbtrocken" zu Pflichtangaben zu machen. Zu 
überlegen ist auch, ob der Angabe „Diabetikerwein" 
nicht die Bezeichnung „durchgegoren" vorzuziehen 
ist. 

Wettbewerbsverzerrungen zuungunsten des deut-
schen Weines auf Grund des EG-Kennzeichnungs-
rechts werden den entschiedenen Widerstand der 
FDP-Fraktion hervorrufen. 

Meine Damen und Herren, Wein ist zweifellos ein 
Lebensmittel, bei dem eine strikte Kontrolle zum 
Schutz der Gesundheit des Konsumenten unab-
dingbar ist. Wein ist aber auch ein ganz besonderer 
Saft. Von daher kommt dem Wein auch eine eigen- 
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ständige gesetzliche Behandlung zu, eine Behand-
lung, wie er sie im deutschen Weingesetz auch er-
fahren hat. Das deutsche Weingesetz ist gut. Es 
muß nur richtig und bundeseinheitlich kontrolliert 
werden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Sielaff [SPD]: Kann aber besser werden!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Tatge. 

Tatge (GRÜNE): Sehr geehrte Damen und Her-
ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der aktuelle 
Skandal um mit Methylalkohol vergifteten italieni-
schen Wein trifft eher zufällig auf die für heute ver-
einbarte Debatte. Für uns geht es um die Zukunft 
des Weinbaus im allgemeinen. 

Kriminelle Flüssigzuckerskandale, verbrecheri-
sche Beimischungen von Diethylenglykol oder 
Methylalkohol sind das Ergebnis einer jahrzehnte-
langen verfehlten Agrar- bzw. EG-Weinbaupolitik 
der etablierten Parteien. Der Ruf nach Kontrolle 
und mehr Überwachung kann im einzelnen durch-
aus sinnvoll sein, jedoch die strukturellen Probleme 
nicht lösen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Doch die Skandale um Diethylenglykol und 
Methylalkohol könnten auch eine Chance sein, die 
Politiker aufzurütteln und zum Handeln zu bewe-
gen. Noch nie zuvor war die Öffentlichkeit so sensi-
bilisiert. Hier und jetzt wäre der Zeitpunkt zum 
Handeln gewesen. 

Es ist sicherlich wahr, daß eine Änderung des 
Weingesetzes nicht generell verhindern kann, daß 
gepanscht wird oder kriminelle Machenschaften bei 
der Weinherstellung vorkommen. Die von uns vor-
geschlagene Änderung des Weingesetzes ein-
schließlich der finanziellen Hilfen für Umstellung 
auf ökologischen Weinbau eröffnen jedoch eine Per-
spektive für eine den Winzern und Verbrauchern 
angemessene Art, zu wirtschaften, und für eine an-
gemessene Art, verträglich Weinbau zu betreiben. 
Meines Erachtens ist es durch unsere konkreten 
Anträge gelungen, Sie zum Handeln zu zwingen. 
Ich denke, auch der Antrag der SPD, Herr Kollege 
Sielaff, gründet darauf, daß wir die Anträge im 
Deutschen Bundestag eingebracht haben. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Stimmt! Die lau-
fen ihnen immer nach! — Sielaff (SPD): 
Unsere Äußerungen haben Sie zum Antrag 

erhoben!) 

Ich muß allerdings fragen: Was ist das für eine 
Politik, die einerseites dazu beiträgt, daß Tausende 
von Winzerbetrieben vor dem ökonomischen Ruin 
stehen, andererseits aber so wie 1984 4,2 Milliarden 
Liter Tafelwein in Industriealkohol und Brannt-
wein umgewandelt wurden und der europäische 
Steuerzahler dafür 5,2 Milliarden DM zahlen muß-
te? Was ist der Hintergrund einer solchen Politik? 
Hintergrund ist eine jahrzehntelange, von der CDU 
begründete und von der SPD/FDP-Koalition weiter-
geführte strukturell verkehrte Weinbaupolitik. Statt 
auf Qualität, guten Ruf, Selbstvermarktung, Eigen-

erzeugung, familiären Winzerbetrieb und Winzerge-
nossenschaften setzte man auf Massenträger, Hek-
tar-Ausweitung, produzierte einen europäischen 
Weinsee, förderte die Konzentration und die Abhän-
gigkeit der Winzerbetriebe bis hin zu einem totalen 
Diktat von einzelnen, viel zu großen, übermächtigen 
Weinkellereien und Weinhandelsbetrieben. 

Wie kommt eine solche Politik zustande? Der aus 
anderen politischen Bereichen bekannte Filz zwi-
schen CDU und ökonomischen Interessen von gro-
ßen Betrieben ist im Weinbau ebenso existent. Je-
der von Ihnen hat schon einmal etwas von der ita-
lienischen Mafia gehört. Wenn Sie meinen, so etwas 
würde es in der Bundesrepublik Deutschland nicht 
geben, muß ich Sie enttäuschen. Gehen Sie einmal 
nach Rheinland-Pfalz; dort finden Sie eine jahr-
zehntelange Kumpanei einer gut funktionierenden 
Weinmafia. Die Herren Kohl, Vogel, Tyrell, Meyer 
— ehemaliger Weinbauminister — und Pieroth — 
ehemaliger Wirtschaftsminister und Profiteur von 
Millionen D-Mark an Steuergeldern, CDU-Mitglied 
und jetzt Wirtschaftssenator in Berlin — sind ein 
Teil dieses undurchschaubaren Konglomerats von 
Interessen und Geld. Ganz klar ist auch, daß die 
Herren von Bayer, BASF und Hoechst mitmischen. 
Über zweitausend Mixturen gegen Virus- und Pilz-
erkrankungen der Reben, gegen sogenannte Schad-
insekten und Unkräuter haben die Chemiefirmen 
auf den Markt gebracht. Sie haben fleißig, sehr flei-
ßig, jahrzehntelang — von der Politik sekundiert — 
die  Winzer beraten, wie sie es nennen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ein Schmar

-

ren!) 

Von einer solchen Weinbaupolitik kann man nur 
sagen: Die Chemie hat profitiert, die Politik wurde 
gesponsert, einzelne Großkellereien und Händler 
sowie weinbauliche Großbetriebe wurden reich, der 
Verbraucher wurde betrogen, Winzerfamilien wur-
den verraten und verkauft und der Wein und sein 
Ruf verpanscht und versaut. 

Den Moselwinzern ging es so dreckig wie nie zu-
vor. Trotz 9 000 Hektar flurbereinigter und damit 
degenerierter Rebfläche, trotz 186 Millionen DM an 
Steuergeldern, die 1973 bis 1983 an die Winzer an 
Mosel, Saar und Ruwer gezahlt wurden, sind sie 
durchschnittlich mit 150 000 DM verschuldet. In 
Rheinhessen sind die Winzer mit 76 000 DM 
verschuldet, in der Pfalz mit durchschnittlich 
50 000 DM. 

Wer, meine Damen und Herren von der CDU, hat 
da wohl verdient? Die Mehrheit der Winzerfamilien 
war es wohl nicht. Wir rufen dazu auf, daß die Win-
zer Widerstand gegen eine solche Politik leisten. Es 
ist an der Zeit, daß in Rheinland-Pfalz und auch im 
Bund die verfilzte und abgewirtschaftete CDU zum 
Teufel gejagt wird 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Richtig! — 
Dolata [CDU/CSU]: Und wo wollen Sie hin

-

gejagt werden?) 
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und daß die Möglichkeit besteht, politische Mehr-
heiten für eine andere, dem Menschen angepaßte 
und der Natur verträgliche Politik zu finden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, unsere Anträge sind 
klar und eindeutig. Wir wollen, daß das Weingesetz 
von Weinbehandlungsstoffen wie Kaliumhexa-
cyanoferrat, aber auch Asbest und anderen Stoffen 
entrümpelt wird. Wir wollen, daß der Verbraucher 
auf dem Etikett erkennen kann, welchen Wein mit 
welchen Inhaltsstoffen er kauft. Wir wollen, daß 
deutscher Sekt eine eindeutige Kennzeichnung er-
hält, daß der Einsatz von ausländischen Deckrot-
weinen und ebenso der Im- und Export von Wein in 
Tanklastzügen verboten wird und — für uns ganz 
wichtig — daß für Winzergenossenschaften und für 
Winzerbetriebe mit Direktvermarktung, die auf 
ökologischen Weinbau umstellen, finanzielle Hilfe-
stellungen gegeben werden. Eine Liste von ökolo-
gisch arbeitenden Winzern, die verbindliche Richtli-
nien haben, stellen die GRÜNEN gerne allen Inter-
essierten zur Verfügung oder senden sie ihnen zu. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dolata [CDU/ 
CSU]: Keine Schleichwerbung! — Vogel 
[München] [GRÜNE]: Das ist Verbraucher-

politik!) 

— Ich nenne ja keinen Namen. 

Durch Ihre Politik, meine Damen und Herren von 
der CDU — das macht mich auch so zornig —, zer-
stören Sie nicht nur die ökonomische Existenz von 
Tausenden von kleinen Betrieben, zerstören nicht 
nur eine von Menschen früher ökologisch stabil ge-
haltene Landschaft, zerstören nicht nur den Ruf 
und das Vertrauen in den bundesdeutschen Wein; 
sie zerstören auch eine über zweitausend Jahre alte 
Kultur. Wein bedeutet für die Region, aus der ich 
komme, mehr als eine Einkommensquelle oder ein 
Stoff für fröhliche Feste. Die Menschen, die Land-
schaft, die Architektur, die Malerei und die Litera-
tur, das soziale Gefüge und die Lebensart der Men-
schen sind zutiefst geprägt von dieser jahrhunder-
tealten Tradition des Weinbaus an der Völkermühle 
Europas, am Rhein und an der Mosel. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Davon haben Sie 
aber nicht viel abbekommen!) 

Die Geschichte des Weinbaus ist gleichzeitig eine 
Geschichte unseres Landes. 53 v. Chr. intensivierten 
die Römer den Weinimport. Die Handelswege aus 
dieser Zeit lassen sich bis heute nachweisen. In 
Ungstein in der Pfalz finden Sie bei der Villa Weil-
berg einen 1700 Jahre alten erhaltenen Winzerbe-
trieb. Die ersten Güterordnungen und Weingesetze 
wurden von Karl dem Großen erlassen. Das Chri-
stentum besorgte die Ausbreitung des Weinbaus im 
16. Jahrhundert in ganz Deutschland. Auch die Ge-
schichte der Bereicherung der Feudalherren spie-
gelt sich in der Geschichte des Weinbaus wider. So 
mußten die Winzer nach dem verlorenen Bauern-
krieg von 1525 die besten Weinlagen an ihre Lan-
desherren abtreten. Der Qualitätsweinbau in der 
Pfalz wurde durch die Revolutionstruppen und spä-
ter durch Napoleon ermöglicht. Die Grenzen nach 
Frankreich waren offen. Erst der Anschluß an Bay-

ern stürzte die Pfalz in eine tiefe ökonomische Ver-
zweiflung. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Verleumdung! — 
Vogel  [München] [GRÜNE]: Das muß hier 

mal gesagt werden! — Heiterkeit!) 

— Das muß hier gesagt werden, sehr richtig. — Die 
revolutionäre Wut, die große Beteiligung der Winzer 
am Hambacher Fest von 1832 war eine der Folgen. 
Im 19. Jahrhundert konnten durch die Gründung 
erster Winzergenossenschaften die ernsten Ver-
marktungsprobleme behoben werden. Die Nazis kö-
derten viele Winzer, denen es ökonomisch schlecht 
ging, radikalisierten sie. Später, nach Versprechun-
gen, ruinierten sie tatsächlich Hunderte von Betrie-
ben. 

Wir stehen heute meines Erachtens vor der Fra-
ge, ob sich Ihre Politik der Zerstörung der Umwelt 
und der landwirtschaftlichen Betriebe durchsetzt 
oder ob wir einen Wechsel schaffen, einen Wechsel 
hin zu einem ökologisch verträglichen Anbau, zu 
Winzerbetrieben, die selbst vermarkten, und gut or-
ganisierten Winzergenossenschaften. Die Politik 
trifft damit auch eine Entscheidung über die Erhal-
tung einer über 2 000 Jahre alten Kulturlandschaft 
und der Bewahrung der Eigenart der Menschen 
und ihrer Lebensart in den Weinbauregionen. Die 
kriminellen Machenschaften, die Skandale der letz-
ten Monate könnten eine Chance zum Neuanfang 
sein. Wir, die GRÜNEN im Bundestag, wären bereit, 
diese Chance zu nutzen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich erteile der Frau Bun-
desminister für Jugend, Familie und Gesundheit 
das Wort. 

Frau Dr. Süssmuth, Bundesminister für Jugend, 
Familie und Gesundheit: Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Als die Anträge und Fragen ge-
stellt wurden, die den Anlaß für die heutige Weinde-
batte geben, dachte niemand an den italienischen 
Weinskandal. Wir waren noch mit der Bewältigung 
des österreichischen Weinskandals beschäftigt, der 
den giftigen Stoff Diethylenglykol, den bis dahin 
außerhalb Österreichs niemand mit Wein in Zusam-
menhang gebracht hätte, weltweit bekanntgemacht 
hat. 

Wenn ich heute morgen höre, es sei der Vorwurf 
der Untätigkeit, des unzureichenden Gesundheits-
schutzes, der Verhinderung von besserer Verbrau-
cherinformation zu machen, dann muß ich Sie fra-
gen, was denn insbesondere in den letzten Monaten 
im Bereich des Gesundheitsschutzes geschehen ist. 
Gerade der jüngste Weinskandal zeigt, daß die Bun-
desregierung in der Lage ist, Schaden von der Bun-
desrepublik Deutschland abzuwehren; denn sonst 
hätte die Situation in der Bundesrepublik nicht so 
sein können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Frau Bundesminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Sielaff? 
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Frau Dr. Süssmuth, Bundesminister für Jugend, 
Familie und Gesundheit: Ja, bitte. 

Präsident Dr. Jenninger: Bitte sehr, Herr Kollege. 

Sielaff (SPD): Frau Ministerin, würden Sie nicht 
auch zugeben, daß das Gesetz eine ganze Menge 
Lücken hat und daß es im Grunde doch nicht pas-
sieren darf, daß die Bundesregierung den Ländern 
am 20. März von den italienischen Methanol-Wei-
nen mitteilt und daß dann über 14 Tage später noch 
ein Supermarkt diese Weine als Sonderangebot an-
bietet? Da kann man doch wahrhaftig nicht davon 
sprechen, daß alle Lücken dicht sind und daß nicht 
noch viel mehr zu tun ist. 

(Dolata [CDU/CSU]: Soll die Ministerin 
durch die Supermärkte gehen?) 

Frau Dr. Süssmuth, Bundesminister für Jugend, 
Familie und Gesundheit: Dazu möchte ich Ihnen 
nur sagen: Sie haben soeben selbst gesagt, das Ge-
setz allein schaffe noch keinen ausreichenden 
Schutz. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Das Gesetz ist die eine Ebene. Sie haben eine Reihe 
von Anträgen gestellt; mit den meisten haben Sie 
entweder offene Türen eingerannt 

(Dr. Rumpf [FDP]: Die haben auch welche 
zugeschlagen!) 

oder Dinge aufgenommen, die entweder schon be-
stehen — ich komme gleich noch einmal darauf zu 
sprechen — oder auf dem Wege sind. 

Ich muß Ihnen ferner sagen, daß dies zwar vor-
kommen kann. Aber wenn Sie einen Fall aufdek-
ken, in dem nichts geschehen ist, obwohl nach der 
Gesetzgebung jeder Abgebende zu gewährleisten 
hat, daß er keine Lebensmittel — sprich hier: keine 
Weine — abgibt, die in irgendeiner Weise gesund-
heitsgefährdend sind, können Sie dies nicht auf Un-
tätigkeit auf der Ebene von Bund und Ländern zu-
rückführen. Dann müßten Sie jeden einzelnen Re-
staurantinhaber und jeden Geschäftsinhaber kon-
trollieren. 

Ich möchte hier auch einmal denjenigen Dank 
abstatten, die in diesen Wochen nicht nur an den 
Grenzen, sondern in allen Bundesländern unent-
wegt Untersuchungen vorgenommen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich glaube, wir können heute sagen, daß es in enger 
Zusammenarbeit des Bundes mit den für die Wein-
überwachung zuständigen Behörden der Bundes-
länder gelungen ist, Gesundheitsschäden aus dem 
Genuß mit Diethylenglykol verfälschter Weine von 
den deutschen Verbrauchern abzuwenden. Dies ist 
gelungen in enger Zusammenarbeit mit den Lan-
desbehörden und der EG. Es kann heute gesagt 
werden, daß das Informationsnetz, die Schnellig-
keit der Informationen und der Maßnahmen, die 
dann eingeleitet werden, entscheidend verbessert 
worden sind. Hierzu gehört auch die Veröffentli-
chung der von den Überwachungsbehörden der 
Länder als mit Diethylenglykol verfälscht gemelde-
ten Weine durch das Bundesministerium für Ju

-

gend, Familie und Gesundheit in einer fortlaufend 
aktualisierten Liste. Diese hat es schließlich den 
Verbrauchern ermöglicht, sich vor diesen Weinen 
zu schützen und sie in vielen Fällen an den Liefe-
ranten zurückzugeben. 

Für mich ist es jedenfalls wohltuend, sagen zu 
können, daß nach elf Monaten kein Fall einer Ge-
sundheitsschädigung bekannt geworden ist, die 
nachweislich durch eine Vergiftung mit einem 
diethylenglykolhaltigen Wein verursacht worden 
ist. 

(Frau Weyel [SPD]: Aber viele Fälle von 
Betrug, Frau Minister!) 

— Darauf komme ich noch. 

Die Genugtuung über die erfolgreichen Maßnah-
men zum Schutze der deutschen Verbraucher wird 
jedoch getrübt durch den schweren Schaden, den 
der österreichische Weinskandal der deutschen 
Wirtschaft zugefügt hat. 

(Zurufe von der SPD) 

Zwar hat die Bundesregierung gleichzeitig mit den 
geschilderten Maßnahmen im Inland durch eine of-
fene Informationspolitik unter Einbeziehung der 
deutschen diplomatischen Vertretungen im Aus-
land bewirkt, daß — mit Ausnahme von Brasilien 
und Japan — der Export deutscher Weine und ihr 
Absatz in den Bestimmungsländern nicht durch be-
hördliche Maßnahmen behindert worden sind. 
Auch in diesen beiden Ländern sind die Behinde-
rungen durch erfolgreiche Initiativen der Bundesre-
gierung beseitigt worden, in Japan letzthin durch 
die in langwierigen Verhandlungen erreichte Aner-
kennung von Untersuchungszeugnissen privater 
deutscher Laboratorien, nachdem die Untersu-
chungsämter der Länder zur Übernahme der von 
Japan für alle deutschen Weine verlangten Untersu-
chungen wegen Ausschöpfung ihrer Kapazitäten 
nicht mehr in der Lage waren. 

Es trifft einfach nicht zu, daß wir uns von seiten 
der Bundesregierung nicht für eine umfassende 
Deklarations- und Informationspflicht einsetzten. 
Aber das, was für die deutschen Weine gilt, muß 
auch für die ausländischen Weine gelten; 

(Zurufe von der SPD) 

sonst kommt es zu einer ganz erheblichen, unzu-
mutbaren Wettbewerbsverzerrung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Tatge [GRÜNE]: Das kann auch ein Wett

-

bewerbsvorteil sein! — Weitere Zurufe von 
der SPD und den GRÜNEN) 

Durch den Skandal hat die deutsche Weinwirt-
schaft in der Tat schwere Absatzeinbußen hinneh-
men müssen, weil die Verbraucher in ihrem Ver-
trauen zum Wein verunsichert worden sind und mit 
Kaufzurückhaltung reagiert haben. Dies gilt insbe-
sondere auch für den Export. Die Bundesregierung 
hat in allen ihren Verlautbarungen immer wieder 
hervorgehoben, daß dies ein österreichischer 
Weinskandal ist und die deutsche Winzerschaft 
daran unbeteiligt gewesen ist. Ihre Einbeziehung in 
den Skandal, wie es durch die Große Anfrage der 
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SPD mit der Gleichstellung „Gift in in- und auslän-
dischen Weinen" darzustellen versucht wird, ist so 
unberechtigt und für die deutschen Winzer schäd-
lich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Sielaff [SPD]: Das haben wir sehr differen-

ziert dargestellt!) 

Lassen Sie mich das an dieser Stelle nochmals 
verdeutlichen: Die Arbeit unserer Winzer, die unter 
oft schwersten Verhältnissen in den Steillagen und 
unter den klimatischen Bedingungen unserer An-
baugebiete Weine erzeugen — die Verhältnisse sind 
oft sehr viel ungünstiger als bei den italienischen 
und französischen Winzern —, 

(Sielaff [SPD]: Da sind wir uns einig!) 

die wegen ihrer Qualität und Spezialität Weltruf 
genießen, verdient unsere volle Anerkennung. 

(Senfft [GRÜNE]: Nein, Unterstützung!) 

Wir können es nicht zulassen, daß sie mit Weinfäl-
schern in einem Atemzug genannt und in ihre Nähe 
gerückt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Noch bemühen sich Weinbau und Weinhandel, 
unterstützt von Bundes- und Landesregierungen, 
die Folgen des österreichischen Weinskandals zu 
mildern und das Vertrauen der Verbraucher zu-
rückzugewinnen, da droht aus der Vergiftung gro-
ßer Mengen italienischen Weines mit dem hochgif-
tigen Methanol neues, noch schlimmeres Unheil. 
Hier ist die wichtigste Sache, daß wir heute in der 
Lage sind, schnell und wirksam zu handeln. 

(Sielaff [SPD]: Da haben Sie unsere Unter-
stützung!) 

Ich denke, daß die Erfahrungen des vergangenen 
Jahres, das damals entwickelte Sieben-Punkte-Pro-
gramm, das rasche Handeln-Können an den Gren-
zen wie auch der Untersuchungsämter entschei-
dend dazu beigetragen haben, in dieser Weise in der 
Bundesrepublik rechtzeitig zu warnen und Schaden 
von der Bevölkerung abzuwenden. 

Ich möchte jetzt gern noch einmal auf die An-
träge und das eingehen, was innerhalb des Gesund-
heitsschutzes auf der nationalen und auf der EG-
Ebene erforderlich ist. 

Ich hoffe sehr, daß die erschreckenden Erfahrun-
gen, die kurz nach dem österreichischen Weinskan-
dal mit dem italienischen gemacht worden sind, die 
Einsicht der übrigen Mitgliedstaaten der EG und 
ihre Bereitschaft fördern werden, die nur auf Ge-
meinschaftsebene zu verwirklichenden Schritte zu 
unterstützen, beispielsweise die hier soeben ange-
sprochene Zutatenliste, Schritte, die zum Schutze 
der Verbraucher, aber auch der vielen redlichen 
Winzer vor den wenigen Weinkriminellen erforder-
lich sind, die aus hemmungsloser Gewinnsucht 
auch vor lebensbedrohenden Manipulationen nicht 
zurückschrecken, dadurch immer größere Kreise 
der Verbraucher verängstigen und deren Vertrauen 
in das Produkt Wein zerstören. 

(Sielaff [SPD]: So ist es!) 

Ich erinnere hier noch einmal an Begebenheiten, 
bei denen redliche Winzer gesagt haben: Es ist un-
erträglich, daß wir in die Kollektivschuld einbezo-
gen werden und nichts dagegen tun können. 

(Sielaff [SPD]: Sehr richtig!) 

Dabei muß nicht nur das Überwachungssystem in 
der Europäischen Gemeinschaft überprüft und ver-
bessert werden. 

(Tatge [GRÜNE]: Also doch!) 

Vielmehr ist es erforderlich, auch die Ursachen für 
die jetzt in Italien bei Tafelweinen niedrigster 
Preislage aufgedeckten Verfälschungen zu beseiti-
gen. 

(Sielaff [SPD]: Richtig!) 

Sie liegen in dem nach dem geltenden Gemein-
schaftsrecht über alle Grenzen der Mitgliedstaaten 
hinweg zulässigen, unbeschränkten Verschnitt von 
Tafelweinen. Dabei verliert der Wein auf seinem 
Weg durch die Kellereien und nach einer für die 
Überwachung häufig kaum verfolgbaren Zahl von 
Verschnitten den Charakter seiner geographischen 
Herkunft. Er wird zu einem anonymen Getränk in-
dustrieller Art — Herr Kollege Kiechle reichte mir 
soeben ein Weinetikett „Tafelwein — Verschnitt 
von Weinen aus mehreren Ländern der Europäi-
schen Gemeinschaft"; das ist dann eine Herkunfts-
bezeichnung 

(Dr. Rumpf [FDP]: Das stand aber immer

-

hin drauf! Das ist wichtig!) 

— das stand immerhin drauf —, zu dem die an sei-
ner Vermarktung Beteiligten schließlich oft keine 
andere Beziehung mehr haben als die des Ge-
winns. 

(Berger [CDU/CSU]: Und Wein ist Vertrau

-

enssache! — Tatge [GRÜNE]: Woher 
kommt denn das, Frau Ministerin?) 

Diese Entwicklung muß deshalb durch eine Be-
seitigung der bestehenden unbeschränkten Ver-
schnittmöglichkeiten aufgehalten und zum indivi-
duellen Wein zurückgeführt werden, 

(Senfft [GRÜNE]: Die Ursachen liegen 
doch tiefer!) 

der seinen Charakter aus seiner Herkunft bezieht. 
Ich habe daher den Präsidenten der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften in einem Fern-
schreiben dringend gebeten, zu veranlassen, daß die 
EG-Kommission die aus dem österreichischen und 
italienischen Weinskandal deutlich gewordene, für 
die Weinwirtschaft überlebenswichtige Problematik 
vorrangig behandelt und alsbald Vorschläge vor-
legt, die neben einer Verbesserung der Überwa-
chungsmaßnahmen auch ein Verbot der Herstel-
lung von Tafelwein aus einem Verschnitt von Wei-
nen aus mehreren Ländern der Europäischen Ge-
meinschaft, den sogenannten Euroblends, vorse-
hen. 

(Tatge [GRÜNE]: Sehr richtig!) 

Erlauben Sie mir nach allem die Bemerkung, daß 
mich der heute von der SPD eingebrachte Antrag in 
mehreren Punkten in Erstaunen setzt, nicht 
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nur, weil er so tut, als müsse er Entwicklungen 
anstoßen, die längst in Gang gekommen sind, 

(Zuruf von der SPD: Na, na!) 

z. B. die Einschränkung der zulässigen Weinbe-
handlungsstoffe und die Einführung eines Kontroll-
zeichens, oder die bereits abgeschlossen sind, z. B. 
der Vorbehalt der Bezeichnung „Deutscher Sekt" 
für ein ausschließlich aus deutschen Grundweinen 
hergestelltes Erzeugnis. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Sielaff 
[SPD]: Es schadet nicht, wenn man es wie-

derholt!) 

Mit der Forderung, eine Wein- und Analysenbuch-
führung einzuführen, rennt der Antrag geradezu 
mit Vehemenz weit offene Türen ein. Beides ist 
nämlich seit vielen Jahren geltendes und ange-
wandtes Recht. Es gehört schließlich auch zu den 
grundlegenden Prinzipien des Lebensmittelrechts, 
daß bei der Herstellung nur gesundheitlich unbe-
denkliche Stoffe eingesetzt werden dürfen. 

Wir sind bei der Verfolgung des guten und not-
wendigen Zwecks, Verbraucher und Winzer vor 
Schaden zu schützen, für hilfreiche Hinweise dank-
bar und zur Zusammenarbeit jederzeit bereit. Es 
sollte aber nicht versucht werden, den Eindruck zu 
erwecken, als müßten wir noch lernen, daß Wein 
aus Trauben gemacht wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des 
Abg. Immer [Altenkirchen] [SPD]) 

Die Bundesregierung wird die erforderlichen 
Maßnahmen auf der nationalen Ebene wie auch auf 
der Ebene der Gemeinschaft — da gibt es manchen 
Kampf auszutragen — entschlossen und beharrlich 
vorantreiben. 

(Zuruf des Abg. Tatge [GRÜNE]) 

Wir brauchen in ihren Auswirkungen durchdachte, 
ausgewogene Lösungen. Sie müssen auch vollzieh-
bar sein. Im Zusammenhang mit dem Beispiel „Su-
permarkt" müssen wir bei jeder Lösung auch fra-
gen: Was ist praktikabel? 

Es geht nicht darum, auf Biegen und Brechen 
zusammengeschusterte Regelungen in Hektik über 
die Bühne zu bringen, die ihre Mängel schon nach 
kurzer Zeit offenbaren und dann wieder geändert 
werden müssen. Dies dient weder der Rechtssicher-
heit noch dem Befolgungswillen der Rechtsunter-
worfenen. 

(Zuruf des Abg. Tatge [GRÜNE]) 

Was wir brauchen, sind wirksame, einsichtige und 
dauerhafte Regelungen, 

(Tatge [GRÜNE]: Unsere Anträge!) 

die den Verbraucher vor Betrug und Gesundheits-
schäden schützen und ihm dadurch das Vertrauen 
zum Wein zurückgeben, das die Weinwirtschaft zum 
Überleben und zum Gedeihen braucht und das, wie 
ich noch einmal hervorheben möchte, die deutschen 
Winzer auch verdienen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Tatge [GRÜNE]: Sie reden wieder einmal 

an der Sache vorbei!) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich erteile das Wort dem 
Herrn Ministerpräsidenten des Landes Rheinland

-

Pfalz. 

Ministerpräsident Dr. Vogel (Rheinland-Pfalz): 
Sehr verehrter Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Es besteht wohl kein Zwei-
fel: Dem Wein ist schwerer Schaden zugefügt wor-
den. 

(Berger [CDU/CSU]: So ist es!) 

Durch die schrecklichen Manipulationen ist das 
Vertrauen der Verbraucher in den Wein erschüttert. 
Das hat zur Folge, daß viele Winzer und daß die 
ganze Weinwirtschaft in große Schwierigkeiten ge-
bracht worden sind. 

(Frau Weyel [SPD]: Sehr richtig!) 

Der von Österreich ausgehende Weinskandal hat 
beim deutschen Wein zu einem erheblichen Absatz-
rückgang geführt, bei einzelnen Betrieben bis zu 
75%. Man muß sich vergegenwärtigen, was das be-
deutet. Der italienische Methanol-Skandal hat ein 
paar Monate später erneut eine zusätzliche Verun-
sicherung der Verbraucher herbeigeführt. 

Weil in meinem Bundesland der meiste Wein 
wächst und weil es das Zentrum des Weinimports 
und des Weinexports ist, werden Sie verstehen, daß 
wir uns in besonderem Maße verpflichtet fühlen, 
den vom Weinskandal verursachten Schaden zu be-
grenzen und Gegenmaßnahmen zu ergreifen. 

(Tatge [GRÜNE]: Sie müssen eine andere 
Politik betreiben!) 

Wir haben zwei Zielsetzungen: Wir wollen das er-
schütterte Vertrauen des Verbrauchers in den Wein 
festigen, und wir wollen die wirtschaftliche Exi-
stenz unserer Winzer und der Weinhandelsbetrie-
be, die ein notwendiges Bindeglied zwischen Erzeu-
ger und Verbraucher sind, sichern. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Zuruf 
von der SPD: Das unterstützen wir!) 

Ein nachhaltiger Verbraucherschutz kommt letzt-
lich auch der Weinwirtschaft zugute. 

(Sielaff [SPD]: Sehr richtig! — Zuruf des 
Abg. Tatge [GRÜNE]) 

Der Schutz der Verbraucher wendet sich nicht ge-
gen die Weinwirtschaft, sondern nützt der Wein-
wirtschaft; 

(Sielaff [SPD]: Sehr gut!) 

aber es muß ein nachhaltiger Verbraucherschutz 
sein, und nicht hektische und kurzatmige Reaktio-
nen und eine perfektionistische Belastung des deut-
schen Winzers. 

Deswegen gilt für uns: Kontrolle — nachhaltig 
und umfangreich —, Information des Verbrauchers 
über deutsche Weine, aber auch über ausländische 
Weine — umfassend und ehrlich —, Verbraucher- 
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schutz vor Täuschung und gesundheitlicher Gefähr-
dung ohne jede Einschränkung. 

(Tatge [GRÜNE]: Das könnte von uns sein! 
— Doss [CDU/CSU]: Das ist aber nicht von 
euch! Das hättet ihr bestenfalls abschrei-

ben können!) 

Es gilt für uns aber auch: Nicht ständig weitere 
Wettbewerbsbenachteiligungen zu Lasten der deut-
schen Winzer und der deutschen Weinwirtschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Anlaß für diese heutige Debatte ist die Antwort 
der Bundesregierung auf eine Große Anfrage der 
SPD-Fraktion. Leider hat diese Anfrage die Über-
schrift „Gifte in in- und ausländischen Weinen". 
Meine Damen und Herren, eine solche Formulie-
rung gibt Anlaß, festzustellen, die Ereignisse des 
letzten Sommers und die Vorgänge um methanol-
verseuchte italienische Weine belegen unmißver-
ständlich, daß es sich um Machenschaften auslän-
discher Weinproduzenten 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

und in ihrer Folge erst um rechtswidrige Ver-
schnitte einiger deutscher Weinkellereien, nicht 
aber um den deutschen Winzer handelt. Es geht 
nicht um Gift, das in Deutschland deutschen Wei-
nen beigemischt worden ist, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

sondern es geht um Gift, das im Ausland ausländi-
schen Weinen beigemischt worden ist, und es geht 
um Verschnitte mit solchen Weinen, aber es geht 
nicht um deutsches Gift. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Die Überschrift dieser Anfrage suggeriert geradezu, 
daß es sich nicht um einen importierten Skandal 
handelt. Das findet sich dann wieder in der Forde-
rung, den bezeichnungsunschädlichen Verschnitt 
von 15% aufzuheben. Meine Damen und Herren, 
eine solche Forderung kann nur erheben, wer nicht 
so wahnsinnig viel vom Wein versteht. Der Ver-
schnitt wird j a nicht gemacht, um irgendeinen bela-
steten Stoff beizumischen, sondern der Verschnitt 
hat ganz andere Gründe, wie jeder Kenner weiß. 

(Zurufe von der SPD) 

Unsere Maßnahmen und Forderungen zum Ver-
braucherschutz, zum Schutz vor Täuschung und ge-
sundheitlicher Gefährdung achten auf den Verbrau-
cher, achten aber auch auf die berechtigten Interes-
sen der Winzer und des Weinhandels. Vordringli-
ches Ziel muß sein, durchgreifende und vor allem 
vertrauensbildende Maßnahmen zu ergreifen 

(Tatge [GRÜNE]: Sagen Sie mal ganz kon-
kret, welche Maßnahmen!) 

— gemach, Herr Kollege, wir kommen noch dazu —, 
aber unsere Vorschläge wollen auch verhindern, 
daß leichtfertig Tausende selbständige Existenzen 
und viele Tausende von Arbeitnehmern in der 
Weinwirtschaft um ihren Arbeitsplatz gebracht 
werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, allein in meinem Land 
— andere Länder kommen dazu — gibt es 38 000 
Weinbaubetriebe, die zusammen mit dem Weinhan-
del mehr als 100 000 Menschen beschäftigen. Das 
sind doppelt soviel, wie die BASF als der größte 
Betrieb unseres Landes an industriell Beschäftig-
ten hat. 

Im Beschluß des Bundesrates, der ganz wesent-
lich von den Forderungen von Rheinland-Pfalz ge-
prägt ist, haben wir uns darauf verständigt, daß 
Maßnahmen ergriffen werden müssen. Einige da-
von sind umgesetzt. Das gilt vorrangig für die Ver-
ringerung der Anzahl der Zoll- und Einlaßstellen 
für Wein, für eine erhöhte Kontrolldichte sowie eine 
verschärfte Identitätskontrolle des ausländischen 
Weines. Das ist geschehen. Aber wir werden nicht 
nachlassen, auf eine Umsetzung auch der noch 
nicht erfüllten Forderungen zu drängen. 

Im Interesse der Verbraucher und im Interesse 
der Weinwirtschaft ist es notwendig, die Informa-
tion über Wein zu verstärken. 

(Sielaff [SPD]: Sehr gut!) 

Rheinland-Pfalz hat die Initiative ergriffen. Zum 
1. Mai, also in ein paar Tagen, wird in Rheinland-
Pfalz eine Zentralstelle für Weinüberwachung ihre 
Arbeit aufnehmen. Die Hauptaufgabe dieser Stelle 
ist es, alle für die Weinüberwachung relevanten Da-
ten zu erheben, zu speichern und für die Weinüber-
wachungsbehörden verfügbar zu halten. Besondere 
Bedeutung messen wir dabei der Importweinkon-
trolle zu. Ich erneuere auch im Hinblick auf Anträ-
ge, die hier eingebracht sind, mein Angebot, diese 
Zentralstelle bundesweit zu nützen. Dadurch 
könnte die Koordinierung der Weinüberwachung in 
der Bundesrepublik verbessert und ihre Effizienz 
im Interesse der Verbraucher gesteigert werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die kurze Aufeinanderfolge zweier ausländischer 
Weinskandale bestätigt nachhaltig die Forderung 
nach einer wirksamen Kontrolle der Importweine. 
Dafür müssen allerdings — vornehmlich mit Blick 
auf das EG-Recht — die rechtlichen Voraussetzun-
gen geschaffen werden. Ich sage hier ganz freimü-
tig: Ich hätte mir gewünscht, daß die Antwort der 
Bundesregierung im Grundton mehr Verständnis 
für die schwierige Situation der deutschen Wein-
wirtschaft hätte erkennen lassen. 

(Zustimmung bei der SPD — Frau Weyel 
[SPD]: Das hätten wir uns auch ge

-

wünscht!) 

Wir hätten uns auch noch ein bißchen mehr Un-
terstützung für die weiteren wichtigen Punkte un-
seres Entschließungsantrages gewünscht. Der Im-
port von Weinen aus Drittländern sollte auf Fla-
schenweine beschränkt, und die Qualitätsweine in-
nerhalb der EG sollten im Ursprungsland abgefüllt 
werden. 

(Sehr gut! bei den GRÜNEN — Frau Weyel 
[SPD]: Aber für Italien hätte das nichts ge

- nützt!) 

Wir halten diese Forderung, die wir nach der öster
-

reichischen Sache erhoben haben, nach der italieni- 
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schen Sache nach wie vor und erst recht für not-
wendig. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Solange sie nicht realisiert ist, muß die zollamtliche 
Abfertigung von offenen Weinen am Sitz der Im-
portkellerei, des Abfüllers oder des Verarbeiters 
vorgenommen werden. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Der italieni-
sche Wein war doch Flaschenwein!) 

Ich möchte das hier noch einmal unterstreichen, 
denn sehr häufig sind Verstöße gegen weinrechtli-
che Vorschriften bei der Einfuhr zum Nachteil des 
deutschen Weines auf dem Weg von der Grenze 
zum Empfangsbetrieb erfolgt, und das müssen wir 
künftig ausschließen. Ich bitte darum, daß die Bun-
desregierung entsprechende Regelungen trifft. 

In der Entschließung hat der Bundesrat eine ein-
deutige Bezeichnung der sogenannten Euroblends, 
also der Verschnitte von Weinen aus verschiedenen 
Ländern der Europäischen Gemeinschaft, gefor-
dert. Nach den jüngsten Ereignissen wird die For-
derung, derartige Verschnitte überhaupt zu verbie-
ten, mehr als verständlich. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Dieses Verbot wird — es ist gesagt worden, ich glau-
be, von Herrn Sielaff — auch von der deutschen 
Weinwirtschaft und von weiten Kreisen der Wein-
wirtschaft der übrigen EG-Länder — wir sind hier 
gar nicht allein — immer dringlicher gefordert. Ich 
habe den Worten der Frau Bundesminister entnom-
men, daß sie ähnlich denkt, und deswegen bitte ich 
darum, innerhalb der EG darauf hinzuwirken, daß 
die Kommission dem Ministerrat umgehend einen 
geeigneten Vorschlag macht, bevor der dritte Skan-
dal ausbricht. Es langt jetzt; wir sollten zu dieser 
Lösung kommen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Die absolute Mindestforderung muß — auch im 
Interesse einer wirksamen Verbraucherinforma-
tion — die sein, darauf zu bestehen, daß das jewei-
lige Ursprungsland auch bei Tafelweinen sichtbar 
auf dem Etikett angegeben wird und daß bei den 
Euroblends die Anteile der einzelnen Ursprungslän-
der mitgeteilt werden. Meine Damen und Herren, 
diese Forderung ist doch wirklich nicht überzogen! 

Diese Forderung muß mit gleichem Nachdruck 
für Sekt und für Sektgrundweine erhoben werden. 
Ohne diese Information war es z. B. beim aktuellen 
Methanolskandal kaum möglich, vor dem Verzehr 
solcher Sekte zu warnen, die aus möglicherweise 
kontaminierten Grundweinen hergestellt worden 
sind. 

Mit Genugtuung kann ich feststellen, daß die Eu-
ropäische Gemeinschaft in ihrer Bezeichnungsre-
gelung unserer Forderung entsprochen hat und daß 
nunmehr vorgeschrieben ist, daß die Angabe 
„Deutscher Sekt" nur dann verwendet werden darf, 
wenn der Sekt zu 100 % aus deutschen Grundwei-
nen besteht. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Der Bundesregierung ist hierfür ausdrücklich zu 
danken. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Meine Damen und Herren, wir sind ja schon be-
scheiden geworden; 

(Sielaff [SPD]: Vielleicht zu bescheiden!) 

wir müssen ja schon feiern, wenn erreicht ist, daß 
es, wenn „Deutscher Sekt" draufsteht, deutscher 
Sekt sein muß. Eigentlich ist das eine Selbstver-
ständlichkeit, aber daß diese Selbstverständlichkeit 
jetzt selbstverständlich ist, ist ein Erfolg. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Die Frage der Deklaration der Inhaltstoffe, der 
Zusatzstoffe und der Geschmacksrichtung muß auf 
EG-Ebene abschließend geklärt werden. Dabei 
weise ich nachdrücklich darauf hin, daß wir über-
haupt keinen Anlaß haben, uns vor einer solchen 
Deklaration zu fürchten. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD 
— Tatge [GRÜNE]: Dann machen wir es 

doch!) 

Aber, meine Damen und Herren, es hätte unan-
nehmbare Wettbewerbsverzerrungen zur Folge, 
wenn deutsche Weine entsprechend deklariert wer-
den müßten, ausländische Weine aber nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Widerspruch bei der SPD und den GRÜ

-

NEN — Senfft [GRÜNE]: Nein, das ist doch 
ein Vorteil!) 

Ich bitte deswegen um Verständnis dafür: Wir wol-
len eine klare Deklaration, aber wir wollen sie nicht 
für die einen und für die anderen nicht, sondern 
wollen sie auch für die Weine aus dem EG-Raum, 
auch für ausländische Weine. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Dann kommen 
Sie nie zu Rande!) 

Vizepräsident Westphal: Herr Ministerpräsident, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Jaunich? 

Ministerpräsident Dr. Vogel (Rheinland-Pfalz): Ja, 
bitte schön. 

Vizepräsident Westphal: Herr Jaunich. 

Jaunich (SPD): Herr Ministerpräsident, könnten 
Sie dann mit uns übereinstimmen, daß man das 
Weinrecht so ändert, daß diese Angaben freiwillig 
vom Winzer erbracht werden können? 

Ministerpräsident Dr. Vogel (Rheinland-Pfalz): 
Nein. Ich bin der Meinung: Das ist eine Sache, 

(Sielaff [SPD]: Warum denn nicht?) 

die wir im Interesse der Verbraucher einheitlich in 
der Europäischen Gemeinschaft regeln sollten. Wir 
sollten sie nicht zu einer Sache individueller wirt-
schaftlicher Interessen, sondern zu einer gemeinsa-
men Sache des Verbraucherschutzes und des 
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Schutzes aller Winzer machen. Wir sollten das ein-
heitlich regeln. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Sielaff [SPD]: 
Die Theorie war so gut; aber die Praxis ist 

es nicht!) 

Vizepräsident Westphal: Herr Ministerpräsident, 
es gibt noch einen Wunsch nach einer Zwischenfra-
ge, und zwar von Herrn Senfft. Sind Sie einverstan-
den? 

Ministerpräsident Dr. Vogel (Rheinland-Pfalz): 
Bitte schön. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön, Herr Senfft. 

Senfft (GRÜNE): Herr Ministerpräsident, teilen 
Sie unsere Ansicht, daß es sich bei der Kennzeich-
nungspflicht, auch wenn es sich nur auf deutsche 
Betriebe bezöge, nicht um einen Wettbewerbsnach-
teil, sondern um einen Wettbewerbsvorteil handeln 
würde, 

(Tatge [GRÜNE]: Genau!) 

weil die Verbraucher es sicher sehr würdigen wer-
den, wenn sie einen Wein kaufen können, der exakt 
gekennzeichnet ist? 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Ministerpräsident Dr. Vogel (Rheinland-Pfalz): Wis-
sen Sie, Herr Abgeordneter: Ich habe hier nicht die 
Interessen einzelner Winzer zu vertreten, 

(Frau Dann [GRÜNE]: Aber der Verbrau- 
cher!) 

sondern des ganzen Winzerstandes und aller Ver-
braucher. Deswegen halte ich eine Ermächtigung, 
für die einzelnen Mitgliedstaaten oder die einzel-
nen Winzer nationale oder individuelle Regelungen 
zu treffen, für nicht sinnvoll. Ich spreche mich für 
eine gemeinsame Regelung für die ganze Europäi-
sche Gemeinschaft aus. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Senfft [GRÜ-
NE]: Und wenn sie nicht klappt? — Tatge 

[GRÜNE]: Die Großkellereien!) 

— Ja, Entschuldigung: Wenn wir schon vorher an-
bieten, daß wir, wenn es nicht klappt, es anders 
machen, wird es nie klappen. Es muß klappen. Wir 
sind ein Partner, der in dieser Sache Erfolg haben 
kann, wenn wir es gemeinsam verlangen. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Wenn so viel von Weinskandalen die Rede ist, las-
sen Sie mich deutlich sagen: Es muß auch davon die 
Rede sein, daß die weit überwiegende Zahl der deut-
schen Winzer jetzt wie in der Vergangenheit ehrlich 
und gesetzestreu ihrer Arbeit nachgehen und daß 
sie die Landschaft und die Kultur weiter Teile der 
Bundesrepublik prägen. Diese Bürger, die einen 
Beitrag zur Pflege der Landschaft in unseren Wein-
baugebieten leisten und einen qualitativ hochwerti-
gen Wein liefern, haben es verdient, daß ihre Arbeit  

entsprechend gewürdigt wird und daß das nicht un-
tergeht, nur weil es ein paar schwarze Schafe gibt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Nun kommt — wenn ich das noch erwähnen darf 
— eine weitere für den Wein schlechte Nachricht in 
den letzten Tagen aus den USA. Dort besteht die 
Absicht, den Import von Qualitätsweißweinen zu 
beschränken. 

(Senfft [GRÜNE]: Wie kommt das?) 

Damit soll ein Ausgleich für Nachteile beim Export 
von amerikanischen Futtermitteln in die neuen EG

-

Mitgliedstaaten Spanien und Portugal erreicht wer-
den. Man muß wissen: Der Export deutscher Weine 
in die USA hat sich in den letzten Jahren sehr 
erfreulich entwickelt. Er besteht zu 97 % aus Quali-
tätsweißwein. Der exportierte Wein kommt zu 90 % 
aus meinem Land. Der nach Amerika exportierte 
Qualitätsweißwein macht im Schnitt 10 % einer 
durchschnittlichen rheinland-pfälzischen Ernte 
aus. 

Deswegen möge man bitte verstehen, daß wir so-
fort alle notwendigen Schritte unternommen haben, 
um diese völlig ungerechtfertigten Beschränkun-
gen, die in Amerika drohen, abzuwenden. Ich bitte 
auch von hier aus die Bundesregierung, alles zu tun, 
damit die Gefahr abgewendet werden kann. Denn 
die deutsche Weinwirtschaft hat durch den österrei-
chischen und den italienischen Skandal so schwer 
gelitten, daß sie kein weiteres Opfer mehr ver-
kraften kann. 

(Sielaff [SPD]: Sehr richtig! — Beifall des 
Abg. Immer [Altenkirchen] [SPD]) 

Ich sage das in vollem Ernst. Bei den genannten 
Problemen und bei der Durchsetzung der von mir 
vorgetragenen Forderung braucht es Solidarität der 
Länder und braucht es auch Solidarität mit dem 
Bund. Deswegen wende ich mich heute morgen an 
Sie, und deswegen habe ich Ihre Zeit in Anspruch 
genommen. Dieses Haus hat über Schwierigkeiten 
von Wirtschaftsbereichen, deren Fortexistenz an 
den Lebensnerv einzelner Länder geht, häufig ge-
sprochen. Ich erinnere an Stahl- und Werftdebatten 
und an Kohledebatten. Ich erinnere an Debatten, in 
denen es um den Lebensnerv von Ländern wie 
Nordrhein-Westfalen, Saarland, Bremen oder Ham-
burg ging. Heute geht es um einen Wirtschafts-
zweig, der für mein Land so prägend ist, wie die 
Beispiele für andere Länder prägend waren. Deswe-
gen bitte ich Sie um Ihre Mithilfe; denn die Absatz-
einbußen durch die Weinskandale treffen einen 
Wirtschaftszweig, der ganz unabhängig von dieser 
Diskussion vor sehr großen strukturellen Pro-
blemen steht, über die heute gar nicht gesprochen 
worden ist. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Die Strukturprobleme des deutschen Weinbaus 
haben damit unmittelbar gar nichts zu tun. Sie be-
stehen unabhängig davon. Es ist nur eine zusätzli-
che Last, die mich bitten läßt — auch wenn nur 
eines der elf Bundesländer von diesen Vorgängen 
so elementar betroffen ist und wenn nur weitere 
drei Länder ebenfalls mit betroffen sind —, uns in 
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dieser Sache zu helfen und Schaden vom Verbrau-
cher, aber auch Schaden von den Erzeugern zu 
wenden. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Weyel. 

Frau Weyel (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Im Hohenlied Salomos — 2. Kapitel 
Vers 15 — heißt es: 

Fanget uns die Füchse, die kleinen Füchse, die 
die Weinberge verderben; denn unsere Wein-
berge haben Blüten bekommen. 

Die Weinskandale der letzten Jahre mit immer 
neuen Schreckensmeldungen in den vergangenen 
Monaten haben den Ruf des Weins teilweise ru-
iniert, die Verbraucher verunsichert und damit Win-
zer und Weinwirtschaft geschädigt. Ergänzend zu 
Vorschriften zum Schutz des Verbrauchers müssen 
deshalb Maßnahmen treten, die den redlichen Win-
zer und die ehrlich arbeitende Weinwirtschaft ge-
gen Betrüger schützen, denen jedes Mittel recht ist, 
um wirtschaftliche Vorteile zu erlangen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Dazu sind Änderungen des Weinrechts auf Bundes- 
und EG-Ebene erforderlich, auch Umsetzungen der 
bestehende Gesetze — Frau Minister, wenn Sie z. B. 
an das Kontrollzeichen denken — und konsequen-
ter Vollzug in den Ländern. Es freut mich, daß der 
Herr Ministerpräsident dazu auch aufgerufen hat. 

Wesentliche Punkte eines solchen Maßnahmen-
pakets, wie sie in der Entschließung auch des Bun-
desrats zur Weinpolitik vom 8. November 1985 und 
unserem vorliegenden Antrag zum Ausdruck kom-
men — ich schließe da auch den vorliegenden An-
trag der CDU/CSU ein —, sind erstens präzisere 
Festsetzung erlaubter Behandlung, verbunden mit 
einer umfassenden Deklarationspflicht; zweitens 
Höchstmengenregelungen; drittens eine lückenlose 
Kontrolle von der Weinlese bis zum Verbraucher 
und wirksamere Importkontrolle; schließlich — da 
sind wir uns anscheinend alle einig — EG-weite 
Regelungen zur Verhinderung von Wettbewerbsver-
zerrungen. 

Zu Punkt 1 hat sich der Kollege Sielaff geäußert. 
Ich habe dem nur noch hinzuzufügen, daß die Frage 
der freiwilligen Deklaration vielleicht doch nicht so 
eng gesehen werden sollte. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wir fordern Höchstvermarktungsregelungen mit 
Hektarhöchsterträgen im Durchschnitt mehrerer 
Jahre, verbunden mit der Einführung eines Rebflä-
chenverzeichnisses. Wir sehen darin Vorteile einer 
verbesserten Qualität, verbunden mit dosierter 
Marktbeschickung und einer Überlagerung von 
Mehrerträgen. Damit werden Preiseinbrüche auf 
Dauer verhindert, wie wir sie vor zwei Jahren erlebt 
haben. 

Der Qualitätsverbesserung dient auch eine Über-
prüfung der Anwendung von Pflanzenschutzmit -
teln. 

(Zuruf von der SPD: Richtig!) 

Die Versuche der Bayerischen Landesanstalt für 
Weinbau und Gartenbau über die Jahre 1979 bis 
1984 im Anbaugebiet Franken konnten einen ur-
sächlichen Zusammenhang zwischen Pflanzen-
schutzmaßnahmen und Beurteilung des Weines 
náchweisen. Es zeigte sich, daß es vornehmlich zu 
negativen Aromanoten kam und diese besonders 
dann verstärkt auftraten, wenn die Wartezeiten 
nicht eingehalten wurden oder die Ausbringungs-
mengen überhöht waren. Aber auch nach sachge-
rechten Pflanzenschutzmaßnahmen kam es zu 
Fehltönen. Die Charakterisierungsmerkmale der 
negativ bewerteten Weine stimmten bei allen Jahr-
gängen weitestgehend überein. Auch hier ist es, 
glaube ich, notwendig, über dieses Mehr an Qualität 
nachzudenken. 

Wir sind der Meinung, daß rektifiziertes Trau-
benmostkonzentrat, das berühmte RTK, bei der 
Herstellung deutscher Qualitätsweine auch nach 
1990 nicht zugelassen werden sollte. Falls RTK aber 
doch noch zugelassen werden sollte, muß sicherge-
stellt werden, daß die Konzentrate nur aus Trau-
benmost aus den gleichen bestimmten Anbaugebie-
ten hergestellt werden. 

(Beifall des Abg. Immer [Altenkirchen] 
[SPD]) 

Wir wollen nicht erleben, daß sich eines Tages ge-
sundheitsgefährdende Spuren in den Konzentraten 
aus dem Mittelmeerraum finden und damit wieder 
deutsche Winzer geschädigt werden. 

Wir fordern die verbindliche Einführung des im 
gültigen Weingesetz als Kann-Vorschrift vorgesehe-
nen Kontrollzeichens für alle Weine zur lückenlo-
sen Mengenkontrolle von der Weinlese bis zum Ver-
braucher. Die Kontrollzeichen könnten von den 
Weinprüfstellen abgegeben werden. Es wäre mög-
lich, damit die Abgaben für den Stabilisierungs-
fonds Wein, Gebietsweinwerbung sowie Weinprüf-
stellen und chemische Untersuchungsämter zu ver-
binden, an Stelle der flächenabhängigen Abgaben 
der Winzer. Angesichts der sehr unterschiedlichen 
Erträge scheint uns eine solche Abgabe nach Fla-
schenzahl gerechter als die bisherige Flächenabga-
be. Das Kontrollzeichen für Auslandsweine — auch 
ein solches sollte man dabei haben — sollte sich 
deutlich vom Zeichen für deutsche Weine unter-
scheiden und könnte von den chemischen Untersu-
chungsstellen für ausländische Weine abgegeben 
werden. — Es würde mich sehr freuen, wenn auch 
die rheinland-pfälzischen Kollegen und die Herren 
der rheinland-pfälzischen Regierung Gelegenheit 
nehmen würden, unseren Ausführungen zuzuhö-
ren. 

(Beifall bei der SPD — Sielaff [SPD]: Zu

-

mal sie unsere Unterstützung brauchen!) 

Über die Bezeichnung „Deutscher Sekt" mit der 
Beschränkung auf Schaumweine ausschließlich aus 
deutschen Weinen ist genügend gesprochen wor-
den. Für die anderen Schaumweine sollte eine De- 
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klarationspflicht hinsichtlich der Herkunftsländer 
der Grundweine gelten. Ich glaube, auch darüber 
besteht eigentlich Einvernehmen. 

Eine wirksamere Kontrolle der Importe und der 
Abfüller zum Schutz der Verbraucher und der 
Weinwirtschaft ist vorrangig. Prädikatsweine und 
Weine mit deutschen und deutsch klingenden Prä-
dikaten sollten daher nur noch in Flaschen einge-
führt werden. Aber auch da bedarf es einer schärfe-
ren Kontrolle. Auslandsweine dürfen nur noch in 
Kellereien abgefüllt werden, die als Verschlußkelle-
reien anerkannt sind. In diesen Kellereien darf nur 
mit Zustimmung und unter Aufsicht der Weinkon-
trolle Importwein eingelagert, verarbeitet und ver-
marktet werden. Unseres Erachtens genügt dazu 
keine Trennung der Räume innerhalb eines Betrie-
bes, sondern dieses sollte streng getrennt sein. 

(Beifall bei der SPD) 

Um das wirksam zu machen: Die Konzession als 
Verschlußkellerei muß bei schweren Verstößen 
dann auch entsprechend entzogen werden. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

In Ländern mit großen Abfüllbetrieben sind zur 
verstärkten Überwachung besonders ausgebildete 
Großbetriebsprüfer der Weinkontrolle nach dem 
Beispiel der Finanzverwaltung einzusetzen, und es 
scheint so, wenn ich die Ausführungen von Herrn 
Minister Geil richtig verstanden habe, daß das Land 
Rheinland-Pfalz auf dem Weg dahin ist. 

Für unverhoffte Prüfungen an kleinen Grenz-
übergängen und im Landesinnern ist ein mobiler 
Überwachungsdienst zu schaffen; auch der Zoll-
fahndungsdienst könnte diese Aufgabe überneh-
men. Die Kontrolldichte sollte nicht nur an den 
Grenzen, sondern auch durch eine Verschärfung 
der Weinkontrolle sowie durch bessere Ausstattung 
der chemischen Untersuchungsämter und des 
Weinkontrolldienstes erhöht werden. Auch hier 
sind offensichtlich Ansätze zu erkennen. Die Zoll-
ämter sollten vor allem Tanklastzüge und Kessel-
wagen erst freigeben, wenn die Empfänger telefo-
nisch oder fernschriftlich benachrichtigt sind und 
positiv geantwortet haben. Sie erinnern sich an den 
sogenannten Germanisierungsskandal von 1981/82, 
als mit fingierten Adressaten gearbeitet wurde. 
Auch vor kurzem ist wieder einmal ein Tanklaster 
aus Italien auf deutschen Straßen verschwunden. 

Wie der Bundesrat und der Weinbauverband for-
dern wir die Bundesregierung auf, Anstrengungen 
zu EG-einheitlichen Regelungen zu unternehmen. 
Herr Justizminister, Sie haben j a diesbezüglich 
auch Ihre Erfahrung mit dem gärfähigen Gebinde 
gemacht. 

(Heiterkeit) 

Es gibt eine Menge Stellen, die zu klären sind. Er-
weist sich eine EG-einheitliche Regelung als nicht 
erreichbar, sind nationale Maßnahmen im Hinblick 
auf die gesundheitliche Gefährdung der Verbrau-
cher durch Importe aus EG- und Drittländern un-
verzichtbar. Herr Ministerpräsident, ich stimme Ih-
nen zu, daß EG-weite Regelungen vorzuziehen sind. 
Es ist j a die Bundesregierung, die dann im Mini-

sterrat die Interessen der deutschen Winzerschaft 
vertreten müßte. 

Es liegt uns auch ein Vorschlag des Rates zur 
Einführung einer Weinbaukartei für die weinerzeu-
genden Mitgliedstaaten vor. Wir schließen uns in 
dieser Frage der Empfehlung des Ausschusses für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten an. Wir 
lehnen den Aufbau einer eigenständigen EG-Ver-
waltungsebene ab. Der Erhebungsumfang muß auf 
ein vertretbares Maß reduziert werden, wenn man 
sich mal die ganze lange Liste betrachtet, und die 
Vorschriften müssen mit den nationalen Daten-
schutzvorschriften im Einklang stehen. 

Die SPD-Fraktion ist mit dem Deutschen Wein-
bauverband und dessen Forderung nach verschärf-
ten Kontrollen für Auslandsweine weitgehend ei-
nig. Wir vermissen aber in den Erklärungen eigent-
lich ein klares Bekenntnis von Herrn Muth zu der 
von uns geforderten Verschlußkellerei. 

Die einzelnen Anträge der GRÜNEN sind weitge-
hend mit unserem Antrag abgedeckt. 

(Tatge [GRÜNE]: Aber Ihrer kam nach un

-

serem!) 

— Das macht nichts, dafür ist er umfassender. 

Zu dem Antrag auf Förderung des ökologischen 
Weinbaus muß man folgendes sagen. Erstens gibt 
es bereits Betriebe, die so arbeiten und auch wirt-
schaftlich erfolgreich arbeiten. Zweitens könnten 
wir uns der Forderung nach Durchführung von Mo-
dellen anschließen. Die Durchführung müßte bei 
den Ländern liegen. Es wäre aber auch ein Bundes-
modell möglich. Das würde dann praktischerweise 
in Rheinland-Pfalz durchgeführt. 

Leider ist nach den Erfahrungen der letzten Zeit 
auch die Frage zu prüfen, wie die Strafrechtsrege -
lungen bei schwerwiegenden Verstößen zu verbes-
sern sind. Besonderen Unwillen muß es erregen, 
daß die betrügerisch erlangten Vermögensvorteile 
nach dem geltenden Recht nicht vollständig einge-
zogen werden. Zwar kann das Gericht den Verfall 
des durch die Straftat erlangten rechtswidrigen 
Vermögensvorteils anordnen, dies ist aber nicht 
möglich, wenn dem Opfer der Straftat ein Scha-
densersatzanspruch gegen den Täter zusteht, auch 
wenn er faktisch gar nicht durchsetzbar ist. Das ist 
bei den meisten dieser Weinfälschungen der Fall. 
Denn der einzelne Käufer, der die Flasche kauft, 
weiß häufig gar nicht, daß er einen Anspruch hat, 
und wenn, weiß er nicht, wie er ihn durchsetzen soll. 
Diese Regelung ist unbefriedigend. Man könnte 
z. B. eine Regelung treffen, bei der das Gericht die 
Befugnis erhält, den Vermögensvorteil vorläufig für 
verfallen zu erklären und erst nach einer Zeit-
spanne für die Schadensersatzansprüche der Ge-
schädigten endgültig für verfallen zu erklären. 
Während kleine Winzer um das Überleben kämp-
fen, kann sich ein ehemaliger hoher Verbandsfunk-
tionär eine Million erpanschen und muß dafür 
ganze 160 000 DM an die Staatskasse abführen. Da-
für bringt in der Öffentlichkeit niemand Verständ-
nis auf. Es ist bezeichnend, daß die Bundesregie- 
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rung, bisher jedenfalls, jeden Handlungsbedarf in 
diesem Bereich bestritten hat. 

(Senfft [GRÜNE]: Das ist schlimm!) 

Die Bundesregierung hat schon vor längerer Zeit 
eine Änderung des Weingesetzes angekündigt. Ich 
weiß nicht, ob die Ausführungen von Frau Minister 
Süssmuth so zu verstehen sind, daß sie solche Än-
derungen befürwortet — zumindest in einigen Pas-
sagen schien es so —, oder ob sie der Meinung ist, 
alles ist schön und gut, wie es ist, man sollte dabei 
bleiben. Dann allerdings müßten die Durchfüh-
rungsverordnungen ganz entschieden schneller fol-
gen. 

Es sieht eher so aus, als wolle die Bundesregie-
rung in dieser Legislaturperiode keine Maßnahmen 
mehr treffen. 

(Sielaff [SPD]: Das wäre schlimm!) 

Dies widerspricht unserer Auffassung. 

(Beifall bei der SPD) 

Offensichtlich hat auch die CDU mit ihren Anträ-
gen Anregungen geben wollen, Bestehendes zu ver-
ändern. Wir fordern die Koalition und die Regie-
rung auf, bald zu handeln. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Als letzter Redner in die-
ser Debatte Herr Dr. Rumpf. 

Dr. Rumpf (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Die meisten Punkte 
sind genannt worden. Da die Zeit so kurz ist, 
möchte ich mich nur auf wenige beschränken. 

Das wichtigste Ziel ist: Das Vertrauen für den 
Wein muß wiederhergestellt werden. Alles andere 
ist zweit- und drittrangig. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Richtig!) 

Kontrollen sind in jeder Hinsicht zu verbessern. 
Es muß ein grenzüberschreitendes Kontrollsystem 
in der EG geben. Die Kommission muß sich da 
etwas einfallen lassen. Die Kontrollkapazitäten 
müssen ausgebaut und die Kontrollraster verengt 
werden. 

Die geforderte Weinbaukartei könnte ein Schritt 
in die richtige Richtung sein. Wir geben zu, daß das 
Geld kostet. Aber ich glaube, Geld für diese Maß-
nahmen wäre besser angelegt als für Interventio-
nen an den Grenzen oder für andere Stützungen. 

(Sehr richtig! bei der FDP) 

Das Vertrauen des Konsumenten muß oberste 
Richtschnur bleiben. Ich meine, wer mit Glykol und 
Methanol in ausländischen Weinen Reklame für 
den deutschen Wein machen will, ist auf dem Holz-
weg. Das Zeigen auf die Österreicher und die Italie-
ner allein reicht nicht aus. Der Verbraucher steigt 
nämlich dann vom Wein auf ganz andere Getränke 
um. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Ist auch gesün-
der!) 

Die Kontrollen sind auch nicht nur im Ausland 
und an den Grenzen, sondern auch im Inland zu  

verbessern. Das Problem liegt nicht nur an den 
Grenzen, über die die Weine reinkommen, sondern 
auch beim Verbleib in deutschen Kellereien und in 
der Germanisierungsgefahr. Derjenige, der immer 
behauptet, es dürften nur noch Flaschenweine im-
portiert werden, soll mir mal sagen, wie er 100 hl 
Flaschenwein besser kontrollieren will als 100 hl in 
einem Tank. Ich meine, in einem Tank läßt sich der 
Wein viel besser kontrollieren. Also, diese Forde-
rung geht ein bißchen ins Leere. 

Die schwarzen Schafe im Kellereibereich müssen 
drastisch bestraft werden. 

(Sielaff [SPD]: Sehr gut!) 

Die Italiener machen uns das jetzt vor, wie hier 
bestraft werden kann. Es muß für grobe Verstöße 
gegen das Weingesetz ein Berufsverbot geben. 

(Beifall bei der FDP — Sielaff [SPD]: Sehr 
gut!) 

Wenn es Geldbußen gibt, müssen diese Geldbußen 
in einem gewissen Verhältnis zu den vorher ge-
machten Gewinnen durch die Übertretung des 
Weingesetzes stehen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Im übrigen, Herr Dr. Bickel, ich möchte Sie als 
Justizminister von Rheinland-Pfalz aufrufen, dafür 
zu sorgen, daß die Verfahren nicht so lange wie in 
der Vergangenheit dauern. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich appelliere an die Staatsanwälte und Richter, die 
Prozesse zügiger und nicht so in der breiten Öffent-
lichkeit durchzuziehen. 

Der deutsche Wein hat im Markt nur eine Chance 
durch seine Spezialität und durch seine Qualität. 
Das muß so bleiben bzw. wieder so werden. Die von 
der Natur benachteiligten Gebiete haben gerade 
deshalb eine Chance gegenüber den anderen Wei-
nen, weil sie Spezialitäten und besondere Qualität 
erbringen. Weine der verschiedenen Jahrgänge und 
verschiedenen Lagen müssen bei der Weinwerbung 
besser herausgestellt werden. 

Die Massenproduktion an Weinen müssen wir 
den EG-Ländern des Südens überlassen. Der deut-
sche Wein muß unverwechselbar bleiben. 

(Tatge [GRÜNE]: Seit 30 Jahren machen 
Sie diese Politik! Da können Sie sich hier 

nicht so hinstellen!) 

Deshalb bin ich froh, hier für die FDP sagen zu kön-
nen, daß wir gegen den EWG-Verschnitt sind. Er ist 
eine Quelle immer neuer Irritationen, falscher Ein-
drücke auf dem Etikett. Der Verbraucher wird ab-
sichtlich irregeführt. 

Ein neues Weingesetz brauchen wir eigentlich 
nicht; denn das Weingesetz ist sehr gut. Es wurde 
nur nicht genügend kontrolliert. Was die GRÜNEN 
hier auf dem Papier fordern, ist nichts anderes als 
eine neue Kriminalisierung der Winzer, sonst gar 
nichts. 

(Tatge [GRÜNE]: Haben Sie das nicht gele-
sen? — Senfft [GRÜNE]: Ist doch vollkom

-

mener Blödsinn!) 
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Dr. Rumpf 
Das Weingesetz ist sehr hart und scharf. Dadurch 
werden die Winzer schärfer überprüft als etwa Opi-
umbauern in anderen Ländern. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP) 

Im übrigen, meine Damen und Herren, ändert 
man mit heißer Nadel kein Gesetz. Auch die SPD 
hat vorigen Sommer, als die Glykolaffäre aufkam, 
ganz hektsich die Änderung des deutschen Weinge-
setzes gefordert. Wir von der Koalition sind froh, 
daß wir das nicht gemacht haben. 

(Sielaff [SPD]: Wir wollten es verbessern!) 

Ein Weingesetz muß mit kühlem Kopf geändert 
werden, nicht mit heißer Nadel. 

(Beifall bei der FDP — Sielaff [SPD]: Herr 
Rumpf vergißt, was er vorher gesagt hat!) 

Zum Schluß möchte ich sagen, daß die Vertrau-
enskrise des Weines viele Winzer an den Rand der 
Existenz gebracht hat. 

(Senfft [GRÜNE]: Und die verfehlte EG-
Agrarpolitik! Dazu soll der Kiechle auch 

einmal Stellung nehmen!) 

Viele dieser Winzer haben noch nicht gemerkt, daß 
sie bereits von der Substanz leben. Sie werden über 
Nacht arm, weil keine Bank mehr Kredite gewährt 
und niemand den Boden oder den Hof abkauft. Hier 
fehlen vor allem Existenzsicherungsprogramme. Es 
ist vielleicht nicht ganz das Thema, aber es steht 
hiermit im engen Zusammenhang. Die FDP wird 
solche Programme — Steillagenprogramme oder 
ähnliche, vom Land Rheinland-Pfalz oder von ande-
ren Bundesländern aufgelegt oder vom Bund unter-
stützt — nachdrücklich unterstützen. 

(Frau Weyel [SPD]: Dann machen Sie eine 
Vorlage, Herr Rumpf! — Sielaff [SPD]: Un-

terstützen Sie unsere Vorlage!) 

Elemente Ihres Vorschlags, meine Damen und 
Herren von der SPD, sind j a ganz gut. 

(Sielaff [SPD]: Sehr gut!) 

Wir werden in aller Ruhe und mit kühlem Kopf 
über Änderungen des Weingesetzes diskutieren, 

(Sielaff [SPD]: Sehr gut!) 

aber nicht hektisch, wie Sie es eigentlich empfohlen 
haben. 

Danke. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, der hohe Grad an Beiträgen von Regierungs-
vertretern in der Debatte hat dazu geführt, daß 
nicht einmal alle Regierungsvertreter zu Wort kom-
men konnten, aber auch ein hoher Verbrauch an 
Redezeit erfolgt ist. Deswegen akzeptiere ich, daß 
eine Rede des Kollegen Schartz zu Protokoll ge-
nommen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir sind dann am Ende dieser Debatte. Es liegen 
keine weiteren Wortmeldungen vor. Ich schließe die 
Aussprache. 

Zu den Punkten 17b bis 17j der Tagesordnung 
und den Zusatzpunkten 3 und 4 zur Tagesordnung 
wird vorgeschlagen, die Vorlagen an die in der Ta-
gesordnung aufgeführten Ausschüsse zu überwei-
sen. Gibt es dazu anderweitige Vorschläge? — Das 
ist nicht der Fall. Dann ist die Überweisung so 
beschlossen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Zu-
satzpunkt 5 zur Tagesordnung, der Beschlußemp-
fehlung des Ausschusses für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten auf Drucksache 10/5192. Wer 
dieser Beschlußempfehlung zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Dann ist diese Be-
schlußempfehlung mit großer Mehrheit angenom-
men. 

Wir können den Punkt 18 aufrufen: 

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Ersten Geset-
zes zur Änderung des Waschmittelgesetzes 
— Drucksache 10/5303 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Innenausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

b) Beratung der Großen Anfrage der Abgeord-
neten Dr. Laufs, Fellner, Clemens, Schmid-
bauer, Dolata, Dr. Lippold, Dr. Blank, Dr. 
Blens, Broll, Kalisch, Krey, Dr. Warrikoff, Dr. 
Olderog, Weirich, Weiß, Gerlach (Obernau), 
Regenspurger, Austermann, Biehle, Boroffka, 
Frau Dempwolf, Engelsberger, Dr. Faltlhau-
ser, Gerstein, Glos, Dr. Hoffacker, Hinrichs, 
Hinsken, Höffkes, Frau Hoffmann (Soltau), 
Dr. Jobst, Jagoda, Jung (Lörrach), Dr. Kunz 
(Weiden), Keller, Kraus, Lenzer, Dr. Miltner, 
Marschewski, Dr. Möller, Dr. Riedl (Mün-
chen), Frau Rönsch, Reddemann, Frau 
Roitzsch (Quickborn), Roth (Gießen) Schnei-
der (Idar-Oberstein), Freiherr von Schorle-
mer, Schulhoff, Schulze (Berlin), Seesing und 
der Fraktion der CDU/CSU sowie der Abge-
ordneten Baum, Grünbeck, Dr. Hirsch, Beck-
mann, Kleinert (Hannover), Dr. Feldmann, 
Dr. Rumpf, Frau Seiler-Albring, Wolfgramm 
(Göttingen) und der Fraktion der FDP 

Wasserversorgung 
— Drucksachen 10/3349, 10/4420 — 

c) Beratung der Großen Anfrage der Abgeord-
neten Müller (Düsseldorf), Kiehm, Dr. Hauff, 
Antretter, Bachmaier, Bernrath, Frau 
Blunck, Daubertshäuser, Duve, Frau Dr. Har-
tenstein, Heistermann, Immer (Altenkir-
chen), Jansen, Kisslinger, Dr. Kübler, Frau 
Dr. Martiny-Glotz, Meininghaus, Menzel, 
Müller (Schweinfurt), Müntefering, Reuter, 
Schäfer (Offenburg), Frau Schmidt (Nürn-
berg), Stahl (Kempen), Stiegler, Frau Ter-
borg, Wartenberg (Berlin), Frau Weyel, Wim-
mer (Neuötting), Frau Zutt, Dr. Vogel und der 
Fraktion der SPD 
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Vizepräsident Westphal 
Novellierung der Wasserschutzgesetze 
— Drucksachen 10/3885, 10/5101 — 

d) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Müller (Düsseldorf), Frau Blunck, Kiehm, 
Dr. Hauff, Bachmaier, Büchler (Hof), Haase 
(Fürth), Frau Dr. Hartenstein, Dr. Klejdzins-
ki, Lambinus, Lennartz, Frau Dr. Martiny-
Glotz, 	Meininghaus, 	Menzel, 	Müller 
(Schweinfurt), Schäfer (Offenburg), Stahl 
(Kempen), Wartenberg (Berlin), Frau Weyel, 
Frau Zutt und der Fraktion der SPD 

Trinkwasserversorgung und Landwirtschaft 
— Drucksache 10/3747 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Innenausschuß (federführend) 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

e) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Frau Hönes und der Fraktion DIE GRÜNEN 

Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes 
— Drucksache 10/4415 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Innenausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
Ausschuß für Forschung und Technologie 

Zu Punkt 18b der Tagesordnung liegt ein Ent-
schließungsantrag der Fraktion der GRÜNEN auf 
Drucksache 10/5353 vor. Meine Damen und Herren, 
dazu ist inzwischen interfraktionell vereinbart wor-
den, daß die Abstimmung über diesen Entschlie-
ßungsantrag auf Donnerstag, den 24. April 1986, ver-
schoben wird. Damit entfällt die von der Fraktion 
der GRÜNEN für heute verlangte namentliche Ab-
stimmung. 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind 
eine gemeinsame Beratung der Punkte 18a bis 18e 
der Tagesordnung und eine Aussprache von zwei 
Stunden vorgesehen. — Ich sehe und höre dazu kei-
nen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — 
Das ist nicht der Fall. Dann eröffne ich die Ausspra-
che. Das Wort hat der Abgeordnete Laufs. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Der Schutz oberirdi-
scher Gewässer und des Grundwassers wird in un-
serem Land seit vielen Jahrzehnten mit ständig 
steigendem Aufwand und ständig wachsendem Pro-
blembewußtsein für Altlasten, Grundwasserver-
schmutzung und Einleitung gefährlicher Stoffe be-
trieben. Die Fülle der Alarmmeldungen und politi-
schen Aktivitäten der jüngsten Zeit könnten den 
Eindruck entstehen lassen, mit dem Gewässer-
schutz müsse erst begonnen werden, und die Lage 
werde immer bedrohlicher. Dieser Eindruck ist 
falsch. 

Ich habe dieser Tage einen umfassenden Erfah-
rungsbericht des Landesgewässerwarts des Landes-
fischereiverbandes Württemberg- Baden, Eugen 
Schoch, erhalten. Er stellt auf Grund seiner jahr-

zehntelangen Beobachtungen fest, daß Anfang der 
60er Jahre die Wasserverseuchung und -verschmut-
zung ihr absolut schlimmstes Ausmaß erreicht hat-
te. Der Landesgewässerwart schreibt: 

Die Rems war von Aalen bis zur Mündung fast 
völlig verödet. Das galt auch für die Fils und die 
Gutenberger Lauter sowie Metter -  und Enz ab 
Pforzheim. In diesen Gewässern waren selbst 
die Kleinstlebewesen nahezu ausgestorben. 
Fischsterben gab es in Baden-Württemberg am 
laufenden Band. Was in den Gewässern noch 
leben konnte, waren kranke, verätzte und ver-
pilzte Fische. 

Diese in den Aufbaujahren der Nachkriegszeit 
entstandene starke Verschmutzung unserer Gewäs-
ser dauerte etwa zehn Jahre, bis die mit dem Was-
serhaushaltsgesetz von 1957 begonnenen Maßnah-
men des Gewässerschutzes zu wirken anfingen. Ab 
1980 hatten wir im Neckar kein nennenswertes 
Fischsterben mehr. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Weil sie alle 
tot sind!) 

Wir konnten sogar feststellen, daß in unseren Ge-
wässern wieder Fischarten heimisch wurden, die 
längst ausgestorben waren. 

(Schulte [Menden] [GRÜNE]: Die sind da 
nicht heimisch geworden, die sind ausge

-

setzt worden!) 

Nach der Aufstellung des Landesgewässerwarts 
sind im Jahr 1985 im Neckar ungefähr 30 000 Fische 
gefangen worden, darunter Hunderte Aale, Bach-
und Regenbogenforellen, Hechte, zum ersten Mal 
wieder die seit langem völlig verschwundenen Na-
sen aus der Familie der Karpfenfische. 

(Schulte [Menden] [GRÜNE]: Wie viele 
sind ausgesetzt worden im Neckar?) 

Im vergangenen Jahr wurden 515 Zander gefangen. 
Dazu heißt es in diesem Bericht: 

Das war die größte Sensation, die es im Neckar 
noch nie gegeben hat. Dieser Fisch ist jetzt wie-
der heimisch geworden. Solche Fangergebnisse 
treffen auch für Kocher, Jagst, Tauber, Enz, 
Rems, Fils, Lauter, Argen und Schussen zu. 
Dort sind die Fangergebnisse fast noch besser. 
In diesen Gewässern sind folgende Leitorganis-
men wieder heimisch geworden: Köcher-, Ein-
tags- und Steinfliegenlarven, Gammarus, Pla-
naria, Großer Schneckenegel, Mützen- und 
Flußnapfschnecken und teilweise wieder der 
Bach- und Steinkrebs, dieser vorwiegend in 
Rems, Buchenbach, Metter und Lauter. 

Sie sehen, 

— schreibt der Landesgewässerwart weiter — 

daß sich unsere Gewässer nahezu um 80 % ver-
bessert haben, und es ist mit bekannt, daß dies 
von Politikern teilweise bestritten bzw. ange-
zweifelt wird. Wir Fischer und Gewässerschüt-
zer sind jederzeit bereit, vor Ort unsere Be-
hauptungen und Aufstellungen zu beweisen. 
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Meine Damen und Herren, so stellen sich vor Ort 

die Erfolge einer konsequenten Umweltpolitik dar, 
die seit den 50er Jahren den Bau und die systemati-
sche Verbesserung von Klärwerken und Regen-
rückhaltebecken vorangetrieben hat, so daß heute 
über 90 % der Abwässer in diesen Bereichen gerei-
nigt werden. Das hat im Industrieland Baden-Würt-
temberg viele Milliarden gekostet, noch bevor es 
einen einzigen GRÜNEN gab. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Auch in anderen Bundesländern war dies so, in Nie-
dersachsen oder Bayern, wo Freistaat und Kommu-
nen in den vergangenen 35 Jahren 16 Milliarden 
DM für Abwasseranlagen investiert haben. 

Wir werden diese Politik fortsetzen und uns eine 
lebenswerte und liebenswerte Umwelt bewahren. 
Es ist einfach nicht wahr, daß die Gewässer immer 
mehr verschmutzen und die volkswirtschaftlichen 
Verluste immer größer werden. 

Wie bedauern die Politiker von GRÜNEN und 
SPD, die auf unserer schönen Erde nur noch Unrat, 
Katastrophen, Risiken und Weltuntergangsstim-
mung finden. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Und wir wehren uns entschieden gegen den Angriff 
auf die Wissenschaft, auf Vernunft und Objektivität, 
mit dem die Propheten des Weltuntergangs mit ih-
ren Horrormeldungen im Mantel der Wahrheitssu-
che nicht wissenschaftlich argumentieren, sondern 
desinformieren und ideologisch agitieren. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Es ist einfach auch unwahr, wenn die SPD in ihrem 
Sofortprogramm zum Schutze des Wassers schreibt: 
„Heute droht das Wasser vor allem durch die indu-
strielle Verseuchung erneut zu einem wesentlichen 
Verursacher von Krankheiten zu werden." 

Gerade die Union sieht ihre wichtigste Aufgabe 
ihrer Umweltvorsorgepolitik darin, Schädigung der 
menschlichen Gesundheit durch Umwelteinwir-
kung wirksam vorzubeugen. 

(Schulte [Menden] [GRÜNE]: Alles platte 
Sprüche!) 

Wir wissen nur wenig über die langfristigen Aus-
wirkungen neuer Chemikalien oder industrieller 
Schadstoffe in sehr geringen Konzentrationen. Wir 
haben deshalb die Risikoforschung verstärkt, und 
wir bekämpfen die Schadstoffeinleitungen auch 
noch dort, wo sie weit unterhalb nachweisbarer 
Giftwirkungen liegen. 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

— Sie nehmen natürlich von den Realitäten des 
Lebens überhaupt keine Notiz, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie wissen ja alles besser. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Keinen Zweifel gibt es aber darüber, daß die Na-
tur selbst die meisten und stärksten Gifte und 
krebserregenden Stoffe produziert. Das wird von  

den Heile-Natur-Ideologen nicht zur Kenntnis ge-
nommen, um das von ihnen gezeichnete Bild von 
der unschuldigen Natur nicht zu beschädigen. 

Was wir ebenfalls mit Sicherheit wissen, ist, daß 
trotz aller neuen und alten Gefahren in unserer 
hochentwickelten Industriegesellschaft die durch-
schnittliche Lebenserwartung der Menschen stän-
dig angestiegen ist und heute einen historischen 
Höchstwert erreicht hat, der vor einigen Generatio-
nen nicht vorstellbar gewesen wäre. 

Meine Damen und Herren, ist uns dies genug? 
Sind wir damit zufrieden? Ich meine den hohen 
Stand der Klärtechnik, die Gesamtkapazität unse-
rer Klärwerke, die erreichte Gewässergüte. Nein, 
wir sind damit nicht zufrieden. Es gibt noch eine 
Menge zu tun. Wir werden uns nach unseren großen 
Anstrengungen im Bereich der Luftreinhaltung ver-
stärkt dem Gewässerschutz zuwenden. Ich sehe zu-
nächst zwei wichtige Aufgaben, die ich unserer Auf-
merksamkeit empfehlen möchte. Es geht uns um 
die Regenwasserbehandlung und die Nitrifikation 
der Abwässer. 

Was nützen selbst perfekte Klärwerke, wenn bei 
einem stark einsetzenden Regen sofort die Regen-
überläufe in der Kanalisation anspringen und der 
erste große Schmutz- und Schlammstoß in das 
Fließgewässer statt zur Kläranlage geht? Hier ist 
gerade auch in vielen Städten eine empfindliche 
Schwachstelle. Die Kanalnetze und Staubecken 
müssen auf Dichtigkeit sowie auf Funktionstüchtig-
keit im Falle plötzlicher, starker Niederschläge 
überprüft und notfalls entsprechend ausgebaut wer-
den. Die weitere Verbesserung der Gewässergüte 
wird wesentlich vom Ausbau der Regenwasserbe-
handlung abhängen. 

Was nun die Kläranlagen selbst betrifft, so ist es 
eine häufige Erscheinung, daß die Ammonium-
Stickstoff-Werte am Vorfluter relativ hoch sind. 
Ammonium-Stickstoff-Verbindungen verzehren sehr 
viel Sauerstoff. Ammoniak ist ein starkes Fischgift. 
Viele unserer Kläranlagen müssen deshalb auf Nit-
rifikation ausgebaut werden, damit die Ammonium-
Stickstoff-Verbindungen, bakteriell umgewandelt, 
möglichst vollständig verschwinden. 

Meine Damen und Herren, Gewässerschutz be-
ginnt selbstverständlich nicht erst an der Kläranla-
ge. Am besten schützen wir die Gewässer, wenn wir 
das Entstehen von Abwasser vermeiden und seinen 
Verschmutzungsgrad verringern. Diesem Zweck 
dient unter anderem die heute vorliegende Novelle 
des Waschmittelgesetzes. Die neu vorgeschlagenen 
Regelungen reichen von Verbesserungen für die In-
formation der Verbraucher bis zu erweiterten Mög-
lichkeiten, die Verwendung gewässerschädlicher 
Stoffe in Wasch- und Reinigungsmitteln einzudäm-
men. Wir müssen lernen, mit Wasser und Reini-
gungsmitteln sparsamer umzugehen. Dies bedeutet 
aber keineswegs, unsere tägliche Hygiene deutlich 
spürbar einzuschränken, wie es die GRÜNEN for-
dern. Ein Zurück zu primitiven, vorindustriellen 
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Verhältnissen ist von der Sache her überhaupt 
nicht geboten. 

(Schulte [Menden] [GRÜNE]: Polemik aber 
auch nicht!) 

Meine Damen und Herren, ein weiterer Schwer-
punkt unserer Gewässerschutzpolitik ist die Ent-
lastung der Gewässer von gefährlichen Stoffen 
wie schwer abbaubaren organischen Giften und 
Schwermetallen. Hierzu zählen organische Halo-
genverbindungen, die erwähnten Ammonium-Stick-
stoff- und Phosphorverbindungen, Chrom, Nickel, 
Blei und Kupfer, die wir durch eine Novellierung 
des Abwasserabgabengesetzes abgabenrechtlich 
neu erfassen wollen. Die Verringerung und Vermei-
dung gefährlicher Stoffe an der Quelle werden wir 
mit der 5. Novelle zum Wasserhaushaltsgesetz ver-
bessern, die gegenwärtig im Innenausschuß bera-
ten wird. Diese Novelle verfolgt auch das Ziel, den 
Boden- und Grundwasserschutz zu verstärken. 

In den bisherigen und neu auszuweisenden Was-
serschutzgebieten ist eine erhebliche Beschrän-
kung der landwirtschaftlichen Nutzung unumgäng-
lich. Wir werden Rahmenvorschriften schaffen, daß 
dadurch verursachte wirtschaftliche Nachteile 
durch Landesrecht ausgeglichen werden können. 
Wegen des großen Verwaltungsaufwandes für Aus-
gleichsleistungen sollten auch pauschale Zahlungen 
ohne Würdigung der konkreten Umstände des Ein-
zelfalles möglich sein. Einwandfreies Trinkwasser 
heute und in Zukunft ist es wert, eine vorausschau-
ende Vorsorgepolitik zu betreiben. Wir dürfen keine 
Umweltrisiken eingehen und müssen auch bereit 
sein, dafür eine zusätzliche geringe finanzielle Bela-
stung zu tragen. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Kiehm. 

Kiehm (SPD): Herr Präsident! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Ich habe den Kollegen 
Laufs heute morgen nun zum ersten Mal als Exper-
ten für den Fischfang erlebt und will sein Bild auf-
nehmen: Die Politik der CDU scheint mir darin zu 
bestehen, mit Netzen fischen zu gehen, bei denen 
die Maschen nicht stimmen: Sie sind zu groß und 
haben ausgerechnet auch noch an den Stellen Lö-
cher, durch die die großen Fische, also die Vergifter 
unserer Umwelt, ohne Komplikation durchschlüp-
fen können. 

Sie haben davon gesprochen, daß wir nicht am 
Punkte Null stehen; Sie haben völlig recht. Wenn 
ich das beispielsweise am Waschmittelgesetz fest-
machen darf, dann können wir feststellen, daß wir 
vom Beginn des Waschmittelgesetzes im Jahre 1975 
bis heute eine drastische Verminderung der Phos-
phate in unseren Gewässern haben. 

(Baum [FDP]: Sehr gut, sehr richtig!) 

Aber ich glaube, es darf nicht unterlassen werden, 
festzustellen, daß wir gerade bei der Bedrohung 
durch gefährliche Stoffe eine erhebliche Zunahme 
haben, daß wir heute eine andere Einschätzung ha- 

ben, was die Bedrohung angeht, und wir haben an-
dere technische Möglichkeiten, um diesen Bedro-
hungen entgegenzuwirken. 

Das, was wir in den letzten Jahren erreicht ha-
ben, ist zwar eine respektabele Leistung, aber auch 
die heute noch vorhandenen 170 000 Tonnen Phos-
phate sind zu viel. Ich leugne gar nicht, daß das 
Gesetz, das hier vorgelegt worden ist, in einigen 
Punkten eine sinnvolle Weiterentwicklung bringt. 
Aber Zufriedenheit kann sich auch nach dem Stu-
dium dieses Gesetzes nicht ausbreiten. 

Ich will jetzt einige Worte zu diesem Gesetz sa-
gen. Die Ausdehnung auf ökologische Zielvorstel-
lungen wird begrüßt. Nur, wir suchen verzweifelt 
nach praktischen Konsequenzen aus dieser neuen 
Zielsetzung. Warum, so fragen wir, wird zwar die 
Verwendung von Stoffen beschränkt und verboten, 
aber das Inverkehrbringen von Mitteln nur be-
schränkt? Herr Staatssekretär, warum machen Sie 
nicht von den Anregungen des Bundesrates Ge-
brauch und schaffen die Möglichkeiten, auch das 
Inverkehrbringen dieser Mittel zu verbieten? 

Weitgehend wird mit dem Mittel der Rechtsver-
ordnung operiert. Aber Sie müssen uns einmal 
deutlich machen, wie Sie die Ausgestaltung vorse-
hen wollen; 

(Beifall bei der SPD) 

es gibt da ja durchaus Möglichkeiten. Im Innenaus-
schuß hat der Staatssekretär uns zugesagt, die Ver-
ordnung zum Wasserhaushaltsgesetz, die gefährli-
che Stoffe beschreibt, vor Verabschiedung vorzule-
gen. Sagen Sie uns, ob Sie beispielsweise bei der 
Höchstmengenverordnung etwas vorlegen wollen 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Wir sind in der er

-

sten Lesung!) 

oder aber Sie darauf verzichten und damit die tech-
nischen Möglichkeiten für das Parlament im dun-
keln lassen. 

Es bleibt ein Weiteres — und das ist die Kernfra-
ge, die wir schon mehrfach diskutiert haben —: 
Wird sich die Bundesregierung aufraffen, die Ziel-
werte zu bestimmen? Wird diese Bundesregierung 
dazu übergehen, hier die Ziele zu formulieren, oder 
wird sie diese weiterhin im Nebel lassen und darauf 
verweisen, daß diese Regelung in Abstimmung mit 
der Industrie erfolgen soll? Meine Damen und Her-
ren, nach den vielen Debatten zu diesem Thema 
habe ich den Eindruck, daß wir bei der Regierung 
zumindest Zweifel ausgelöst haben. Sonst würde sie 
ja wohl nicht formulieren, daß sie dann, wenn sich 
abzeichnen sollte, daß auf der Grundlage des Ko-
operationsprinzips keine zufriedenstellenden Rege-
lungen erfolgen, normative Vorschläge machen 
werde. Ich hoffe nur, daß Sie uns gelegentlich auch 
die Bedingungen sagen, unter denen Sie dieses an-
wenden wollen. 

Die Fragwürdigkeit des Kooperationssystems ist 
beim Abfallbeseitigungsgesetz offenkundig gewor-
den. Da wird von der Regierung zunächst ein Ge-
setz eingebracht, das im Grunde auf Ergebnissen 
basiert, die der Innenminister mit der Industrie ab-
gesprochen hat. Dann kassieren die Fraktionen 
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diese Regelung und setzen an deren Stelle das ei-
gene Ermessen — mit dem Ergebnis, daß das Ab-
fallbeseitigungsgesetz noch schlechter geworden 
ist, als es der Innenminister vorgelegt hat. 

Sie gehen davon aus, daß die Alternative lautet: 
Vereinbarungslösung oder Eingriff in den Markt. 
Das Problem und die Alternative stellen sich aber 
anders. Entweder greifen Sie in den Markt ein, oder 
Sie nehmen weitere Eingriffe in die ökologische 
Situation hin. Diese Alternative müssen Sie zur Ma-
xime Ihres Handels machen. Dann werden Sie zu 
Ergebnissen kommen, die sich auch sehen lassen 
können. 

Ihre Regelung im Waschmittelgesetz wird im 
Zweifelsfall folgende Konsequenz haben: Um eine 
weitere Beschädigung unserer Gewässer zu vermei-
den und weil Sie nicht bereit sind, Reduzierungen 
beim Phosphatanteil vorzusehen, werden Sie dazu 
kommen, daß die kommunalen Kläranlagen eine 
dritte Reinigungsstufe erhalten, um eine Eliminie-
rung der Nährstoffe zu erreichen. Den Preis dafür, 
daß Sie nicht konsequent sind, tragen dann andere: 
die Kommunen und über die Gebühr schließlich die 
Bürger. 

Bei einer preisgünstigen Anlage beispielsweise 
für 500 000 Einwohner wird das Baukosten von 
5 Millionen DM ausmachen, ferner laufende Kosten 
für den Bürger in der Nähe von 0,10 DM je Kubik-
meter und mehrere Tonnen zusätzlichen Klär-
schlamms, wiederum mit Folgewirkungen, die Sie 
überhaupt nicht bedacht haben. 

Da muß ich fragen: Wollen Sie das wirklich? Da 
gibt es natürlich den nahtlosen Übergang vom 
Phosphatbeseitigungsgroschen hin zum Wasser-
pfennig — oder besser gesagt: zum Wassergro-
schen. 

(Dr. Penner [SPD]: Hört! Hört!) 

Der Antrag der GRÜNEN führt diesen Begriff in 
die Debatte ein. Deshalb kann man dazu etwas sa-
gen. Wir haben vor Monaten erklärt, daß dieser 
Wasserpfennig für uns kein geeignetes Mittel ist, 
weder um den Schaden zu beseitigen, noch um eine 
Finanzierung zu organisieren. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Sie brauchen sich zu diesem Kapitel nur die Sach-
verständigen anzuhören, um deutlich zu sehen, in 
welcher Weise ein Urteil über dieses Programm ge-
sprochen wird. 

Ich bin gespannt, ob heute jemand sagen wird: 
Das ist eine abartige Idee dieses Ministerpräsiden-
ten aus Baden-Württemberg, oder ob sich die CDU 
hier und heute zu diesem Kind Wasserpfennig be-
kennt. 

(von Hammerstein [CDU/CSU]: Ihr wollt 
alles zum Nulltarif! — Dr. Laufs [CDU/ 
CSU]: Der Wasserpfennig steht hier gar 

nicht zur Debatte!) 

Ich bin jedenfalls gespannt. Den Nulltarif gibt es 
sicherlich nicht. Aber wir können nicht das Prinzip 
umdrehen und den Verschmutzer eines Gewässers 

noch dadurch belohnen, daß die Verbraucher etwas 
zahlen, um diesem Verschmutzer etwas zu geben. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Zu dem Antrag der GRÜNEN muß ich über diese 
Feststellungen hinaus deutlich sagen, daß das, was 
ansonsten geboten wird, mehr ein Schnellschuß ist, 
bei dem man Zweifel an der Treffgenauigkeit haben 
kann. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Dann schießen Sie 
mal schneller!) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter 
Kiehm, sind Sie bereit, eine Zwischenfrage von 
Herrn Dr. Göhner zu hören? 

Kiehm (SPD): Ja, bitte. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön. 

Dr. Göhner (CDU/CSU): Herr Kollege, heißt dies, 
daß Sie die Forderung der SPD-regierten Bundes-
länder — auch im Bundesrat —, für wasserschutz-
bedingte Nachteile der Landwirtschaft einen auch 
über die Enteignungsentschädigung hinausgehen-
den Ausgleich vorzusehen, aus den von Ihnen eben 
genannten Gründen ablehnen? 

(Dr. Hauff [SPD]: Quatsch!) 

Kiehm (SPD): Nein. Wir versuchen nur, einen an-
deren Weg zu gehen. Erstens sind wir nicht der 
Meinung, daß das Verursacherprinzip in Frage ge-
stellt werden darf. 

Zweitens sind wir nicht der Meinung, daß die Ein-
nahmenseite dadurch gestaltet werden kann, daß 
der Verbraucher zur Kasse gebeten wird. 

Drittens muß bei dem von Ihnen eben zitierten 
Ziel abgewogen werden zwischen unterschiedlichen 
Interessen, nämlich der Existenzsicherung des 
landwirtschaftlichen Betriebs auf der einen Seite 
und dem sozialverpflichteten Eigentum und dem 
Verursacherprinzip auf der anderen Seite. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn wir uns darüber verständigen können, dann 
sind wir einen Schritt weiter. Der Wasserpfennig ist 
— das wissen Sie genausogut wie ich — etwas, was 
Sie und andere in die Irre führt und bei der Land-
wirtschaft lediglich den Eindruck erwecken soll, 

(Dr. Hauff [SPD]: Opportunisten!) 

Sie würden reale Hilfen leisten. Was Sie uns hier 
vorführen, das ist blinder Aktionismus. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Hauff [SPD]: 
Opportunismus!) 

Aber nun zur Situation der GRÜNEN. Frau 
Hönes, Sie müssen uns schon sagen, was Sie kon-
kret wollen. Wollen Sie, daß aus dem Bundeshaus-
halt gezahlt wird, wie Sie im ersten Teil Ihres An-
trages sagen, oder wollen Sie, daß Bund und Länder 
zahlen, wie Sie im weiteren Verlauf Ihres Antrages 
sagen? Glauben Sie allen Ernstes bei der Größen-
ordnung, um die es hier geht — in der Anhörung 
haben wir j a gehört, daß Industrie und Kraftwerke 
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allein mit einem Aufwand von 2,5 Milliarden DM 
rechnen; dann dürfte die Gesamtsumme vielleicht 
bei 4 Milliarden DM liegen —, daß Sie Ihre Ver-
pflichtung, einen Haushalt nicht nur für Umwelt-
schutz, sondern auch für den sozialen Bereich gün-
stig zu gestalten, dadurch einhalten, daß Sie lapidar 
fordern, für den Übergang habe der Bund oder hät-
ten Bund und Länder zu leisten. Mir scheint, hier 
haben Sie einen Vorschlag unterbreitet, der zwar 
diskussionswürdig sein kann, der aber heute eine 
Entscheidung nicht zuläßt. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Der hat Prioritäten 
gesetzt, die längst notwendig sind!) 

Der Kollege Pfuhl wird im Verlauf seines Beitrages 
sicherlich dazu noch etwas sagen. 

Nun ein letztes Wort. Ich bin der Meinung, daß 
wir bei der Beratung des Wasserhaushaltsgesetzes, 
Herr Kollege Göhner, Ihren Vorschlag, den Sie of-
fenbar jetzt vorlegen wollten, in aller Sachlichkeit 
diskutieren werden. Ich darf aber noch einmal dar-
auf hinweisen: Wir bitten Sie, nicht undifferenziert 
Zahlungen an landwirtschaftliche Betriebe, gleich, 
in welcher wirtschaftlichen Lage sie sich befinden, 
und allein aus dem Tatbestand des Flächenbestan-
des in schutzwürdigen Gebieten festzulegen, son-
dern hineinzuformulieren, unter welchen Bedin-
gungen Sie leisten wollen, und deutlich zu sagen, 
wer bezahlt. Am Ende darf nicht stehen, daß die 
CDU im Bund einen Beitrag zur Sanierung in der 
Landwirtschaft leistet und es den Trägern der Was-
serwirtschaft und des Naturschutzes überläßt, Län-
dern und Gemeinden, die Mittel aufzubringen. Die 
Regelung „ich gönne und verteile Wohltaten, und 
der andere bezahlt" scheint mir ein unpolitischer 
Weg zu sein. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Baum. 

Baum (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Antwort der Bundesregierung der Gro-
ßen Anfrage macht den hohen Stand der Versor-
gungssicherheit und der Trinkwasserqualität in un-
serem Lande deutlich. Der Anteil der Wasserabgabe 
der öffentlichen Wasserversorgung ist sogar rück-
läufig. 

Dennoch gibt es Probleme. Es gibt Mengenprob-
leme, regional gesehen, und es gibt Qualitätsproble-
me. Wir sehen, daß insbesondere dem Verbrauchs-
sektor Haushalt und Kleingewerbe entscheidende 
Bedeutung zukommt. Es muß noch weiter Wasser 
eingespart werden; das ist unsere Position. Der 
Grundwasserverbrauch muß durch Sparmaßnah-
men reduziert werden. Wir sollten Grundwasser mit 
Trinkwasserqualität möglichst nicht für Zwecke 
verwenden, für die auch anderes, nämlich Brauch-
wasser, genutzt werden kann. Grundwasser darf 
nur in dem Umfang entnommen werden, wie es neu 
gebildet und zur Erhaltung des jeweiligen Ökosy-
stems nicht benötigt wird. 

Es bestehen Mengenprobleme regionaler Art; ich 
nenne: hessisches Ried, Lüneburger Heide. Wir 
müssen sehen, daß die übermäßige Nutzung des 

Grundwassers dort zurückgedrängt wird. Ver-
brauchsnahe Wasservorranggebiete sind wichtiger 
als zentrale größere Wasserversorgungsanlagen. 
Diese sind dann auch weniger krisenanfällig. 

Wir haben ein Qualitätsproblem. Die langfristige 
Sicherung der Trinkwasserversorgung ist nur zu 
gewährleisten, wenn den verschiedenen Grundwas-
sergefährdungen wirksam begegnet wird. Ich 
nehme Bezug auf das eindrucksvolle Gutachten von 
Professor Dr. Jürgen Salzwedel in unserer Anhö-
rung. Er weist darauf hin, daß die wasserrechtliche 
Beschränkung landwirtschaftlicher Betriebsweisen 
ein Schlüsselproblem ist. Die Überdüngung ist ein 
wesentlicher Faktor der Nitratbelastung des Grund-
wassers. Das entscheidende Problem der nächsten 
Jahre ist, ob der Trend zu immer noch steigender 
Nitratbelastung gebrochen werden kann. Professor 
Salzwedel weist darauf hin, daß der Boden eine De-
nitrifizierungsfunktion hat. Durch den Boden wer-
den also Nitrate abgebaut, bevor sie ins Grundwas-
ser gelangen. Auch diese Funktion ist gefährdet; die 
Erschöpfbarkeit dieser Funktion des Bodens ist 
also ein Problem. 

Wir machen darauf aufmerksam, daß schon nach 
§ 1 des Wasserhaushaltsgesetzes solche Schäden 
vermieden werden müssen. Wir werden im Wasser-
haushaltsgesetz vorsehen, daß derjenige Landwirt, 
der hier erhöhten Anforderungen unterworfen 
wird, die wirtschaftlichen Nachteile ausgeglichen 
bekommt. 

Wir sind allerdings ganz und gar gegen die Finan-
zierungslösung „Wasserpfennig". 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Das wäre ein Anschlag auf das Verursacherprin -
zip. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

— Ich freue mich darüber, daß die Sozialdemokra-
ten hier zustimmen, weil Sie, meine Damen und 
Herren, mit Ihrem Programm „Arbeit und Umwelt" 
ja auch gewisse Pfennig-Finanzierungen, die nicht 
verursacherbezogen sind, ins Auge gefaßt haben. 
Konsequenterweise müßten Sie jetzt die Finanzie-
rungsmodalitäten Ihres Programms „Arbeit und 
Umwelt" umstellen, Herr Kollege Hauff. 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege Baum, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Hauff? 

Baum (FDP): Ja, wenn es nicht angerechnet wird, 
gerne. 

Dr. Hauff (SPD): Herr Kollege Baum, wären Sie so 
freundlich, zur Kenntnis zu nehmen, daß in unse-
rem Programm „Arbeit und Umwelt" steht, daß das 
Kernstück der Umweltpolitik das Verursacherprin-
zip sein muß und daß die andere Methode nur in 
den Fällen greifen soll, in denen das Verursacher-
prinzip nicht oder nicht mehr angewendet werden 
kann? 

Baum (FDP): Ich nehme das sehr gerne zur 
Kenntnis; nur haben Sie solche Finanzierungsvor- 
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schläge etwa im Zusammenhang mit der Erhöhung 
des Strompreises gemacht, 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Ja, das stimmt alles 
nicht zusammen!) 

ebenso im Zusammenhang mit den Ölpreisen. Sie 
wollen eine Finanzierung durch Abschöpfung mit 
solchen Energie-Pfennigen; Sie wollen also beim 
Nichtverursacher abschöpfen, um andere Umwelt-
maßnahmen zu finanzieren. Das halten wir für 
nicht richtig. Unsere Aufforderung lautet: Bleiben 
Sie konsequent beim Verursacherprinzip! 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Gestatten Sie noch eine 
Zwischenfrage, Herr Baum? 

Baum (FDP): Bitte schön. 

Vizepräsident Westphal: Bitte, Herr Hauff. 

Dr. Hauff (SPD): Ich teile Ihre Position, daß wir 
beim Verursacherprinzip bleiben müssen, wo im-
mer es anwendbar ist, frage Sie aber: Würden Sie 
mir darin zustimmen, daß es Felder gibt, auf denen 
dieses Prinzip nicht angewendet werden kann, in 
denen das Gemeinlastprinzip greifen muß, womit 
wir immer dabei sind, daß die Finanzierung beim 
Nichtverursacher ansetzt? 

Baum (FDP): Ja, es gibt solche Fälle. Wir haben in 
der Vergangenheit solche Fälle gehabt — etwa das 
Rhein-Bodensee-Programm —, und wir werden in 
Zukunft solche Fälle haben, z. B. die Altlastensanie-
rung, aber — ich wiederhole das — nicht in dem 
Umfang, wie Sie es in Ihrem Programm „Arbeit und 
Umwelt" vorsehen. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 
Das ist ein Unterschied. Ich bin nicht so naiv, anzu-
nehmen, daß wir das Gemeinlastprinzip nicht auch 
praktiziert hätten, 

(Dr. Hauff [SPD]: Na also!) 
aber eben im Ausnahmefall und nicht mit einer so 
massiven Zusatzfinanzierung, daß wir praktisch 
den Verursacher aus den Augen verlieren. 

Nun möchte ich zum Waschmittelgesetz einige 
Worte sagen. Es ist richtig, was hier schon gesagt 
wurde: Das Gesetz von 1975 und die Phosphat-
höchstmengenverordnung haben wesentliche Ver-
besserungen mit sich gebracht. Die Gewässerbela-
stung wurde erheblich vermindert. Der Phosphat-
eintrag wurde reduziert. Wir begrüßen auch die An-
strengungen der Waschmittelindustrie bezüglich er-
heblicher Verbesserungen bei der Umweltverträg-
lichkeit von Waschmitteln. Erste Markenartikel 
werden heute ohne Phosphate angeboten. Auf ei-
nige Tenside hat die Waschmittelindustrie freiwillig 
verzichtet. Das ist zu begrüßen. 
Wir wollen mit diesem neuen Gesetz das Instru-

mentarium verschärfen. Eine Vielzahl bisher nicht 
erfaßter Reinigungsmittel soll nun einbezogen wer-
den. Wir setzen uns auch dafür ein, daß eine ver-
ständliche, praxisorientierte Verbraucherinforma-
tion stattfindet. Wir brauchen eine chemische Abrü-

stung im Haushalt; es werden viel zu viele chemi-
sche Produkte im Haushalt verwendet. Wir wollen 
auch, daß bei der weiteren Beratung des Gesetzes 
geprüft wird, ob nicht Herstellern von Wasch- und 
Spülmaschinen Auflagen bezüglich der technischen 
Einrichtung der Geräte entsprechend dem Stand 
der Technik gemacht werden sollen. 

In bezug auf die Verordnungsermächtigungen 
nach § 5 des Gesetzes wollen wir prüfen, was im 
Interesse der Umwelt wirklich notwendig ist. Viel-
leicht gelingt es hier, Fortschritte schneller und un-
komplizierter auf freiwilliger Basis zu erreichen; 
wir werden dazu ja auch eine Anhörung haben. 

Seit Beginn der 70er Jahre wurde auf nationaler 
Ebene eine Vielzahl von Maßnahmen getroffen. Ich 
stimme dem zu, was Sie gesagt haben, Herr Kollege 
Laufs. Wir haben erhebliche Fortschritte unter er-
heblichem Einsatz von Mitteln und wissenschaftli-
chem Sachverstand und durch Einsatz auch unse-
rer Behörden und privater Investitionen in großem 
Umfang gemacht. Wir haben in den 70er Jahren 
ein modernes Gewässerschutzinstrumentarium ge-
schaffen. Leider haben wir es in der damaligen Ko-
alition mangels Zustimmung der Länder nicht ge-
schafft, die Wasserkompetenz auf den Bund zu zie-
hen. Ich hätte es begrüßt, wenn der Bund eine Voll-
kompetenz gehabt hätte. 

Für Vollzugsdefizite, meine Damen und Herren 
von der Opposition, die Sie beklagen, sind natürlich 
die Länder verantwortlich, auch Ihre Bundesländer. 
Sie sollten da mit Kritik vorsichtig sein. 

Die Anstrengungen zur Reduzierung der Gewäs-
serbelastung, insbesondere bezüglich schwer ab-
baubarer Stoffe, Salzen und Phosphaten, ist weiter 
zu verstärken. Entsprechend der besonderen Ge-
fährdung der Gewässer durch gefährliche Stoffe ist 
ein Schwerpunkt der künftigen Maßnahmen, daß 
für gefährliche Stoffe, z. B. organische und Halogen-
verbindungen und bestimmte Schwermetalle, Ver-
fahren nach dem fortschrittlichsten Stand der Tech-
nik angewendet werden. Wir müssen die Wasser-
schutzgebiete ausweiten. Wir müssen den Vollzugs-
defiziten entgegenwirken. Wir dürfen nicht bei der 
biologischen Reinigungsstufe stehenbleiben. Not-
wendig ist die Einführung des Standes der Technik 
auch bei der Abwasserbehandlung. Stand der Tech-
nik ist die über die biologische Stufe hinausge-
hende Reinigungsstufe. 

Die Koalition hat sich vorgenommen, das Wasser-
haushaltsgesetz, das Waschmittelgesetz und das 
Abwasserabgabengesetz zügig zu beraten. Wir for-
dern alle auf, mit ihrem Sachverstand dazu beizu-
tragen. Wenn das gelingt, ist das ein weiterer wich-
tiger Schritt zur Sanierung unserer Gewässer in 
der Kontinuität früherer Politik. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Hönes. 

Frau Hönes (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Auch wenn der Innenminister 
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nicht unter uns weilt, werde ich ihn gleich einmal 
zitieren. Er bemüht sich ständig, zu betonen, daß in 
allen Bereichen des Umweltschutzes, bei der Luft-
reinhaltung, beim Schutz der Gewässer und des Bo-
dens und in der Abfallwirtschaft die Bundesregie-
rung auf seine Initiative richtungweisende Maß-
nahmen zum Schutz unserer natürlichen Lebens-
grundlagen ergriffen habe. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Also, ich erinnere mich nur an Flops: Katalysator, 
TA-Luft und Buschhaus, Abfallbeseitigungsgesetz, 
Lex Aldi. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Tempolimit 
nicht vergessen!) 

Nun der nächste Versuch. Die Wasserschutzge-
setze sind, gemessen an Zimmermanns Vorbemer-
kung, vorbeugender Gewässerschutz sei gefragt, ein 
Schlag ins Wasser. 

Das beginnt schon beim Waschmittelgesetz. Die 
Fraktion DIE GRÜNEN im Bundestag beantragte 
bereits im Mai 1984 eine Novellierung des Wasch-
mittelgesetzes und der Tensid-Verordnung. Die Er-
kenntnisse über die Gefährdung unserer Gewässer 
durch Wasch- und Reinigungsmittel waren unser 
Motiv. Bedingt durch zu hohen Nährstoffeintrag, 
zum großen Teil als Phosphat aus Wasch- und Rei-
nigungsmitteln, sind große Teile der Nord- und Ost-
see von der Eutrophierung bedroht. Einige Seege-
biete sind bereits biologisch tot. Jeder von Ihnen 
kann dies nachlesen, es ist in Gutachten über Gut-
achten ausführlich dargelegt. 

Ziel unserer Gesetzesanträge war es, die Umwelt-
verträglichkeit so weit wie möglich zu verbessern 
und — darauf kommt es an — ökologisch bedenkli-
che Waschmittelinhaltsstoffe vom Markt zu neh-
men. 

Die Resonanz war verblüffend: Sah der Innenmi-
nister in unseren Vorschlägen eine Täuschung der 
Öffentlichkeit, bewies sein Fraktionskollege Laufs 
schon etwas mehr Durchblick und taktisches Ge-
schick. Meinen herzlichen Glückwunsch! Er konsta-
tierte: Diese Regelungen seien „seit eh und je von 
Umweltpolitikern angestrebt". Das Streben von 
Umweltpolitikern Ihres Schlages, Herr Laufs, wird 
nur leider allzu oft durch Interessen der Industrie 
nachhaltig gebremst. Unsere Anträge wurden abge-
lehnt. Gleichzeitig mit der Ablehnung brachten die 
Koalitionsfraktionen im Innenausschuß allerdings 
einen Entschließungsantrag zur Novellierung ein. 
Wir freuen uns, daß wir so gute Entwicklungsarbeit 
geleistet haben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Einige unserer Forderungen zur Änderung des 
Waschmittelgesetzes wurden von den Regierungs-
parteien einfach abgeschrieben. 

(Senfft [GRÜNE]: Sehr gut! Das müssen 
die öfter machen!) 

Nur, in wesentlichen Punkten haben Sie uns immer 
noch nicht verstanden. 

Ich erkläre noch einmal kurz, welche Regelungen 
wichtig sind. 

Erstens. Auf Phosphate und Phosphorverbindun-
gen in Wasch- und Reinigungsmitteln ist nach 
Schweizer Vorbild ganz zu verzichten. 

Zweitens. An die als Phosphatersatz verwendeten 
Komplexbildner sind strenge Kriterien bezüglich 
Abbaubarkeit sowie Klärschlammverträglichkeit 
anzuwenden. Dazu ist eine Komplexbildnerverord-
nung zu erlassen. 

Vizepräsident Westphal: Frau Kollegin Hönes, 
sind Sie bereit, eine Zwischenfrage des Abgeordne-
ten Schmidbauer zuzulassen? 

Frau Hönes (GRÜNE): Im Moment nicht. Nach-
her. 

Drittens. Stoffe, die im Verdacht stehen, ökolo-
gisch bedenkliche Zwischenprodukte beim Abbau 
zu bilden, oder sich im Klärschlamm anreichern, 
sind per Rechtsverordnung zu verbieten. NTA als 
Ersatzstoff wurde z. B. im Trinkwasser gefunden 
und birgt die Gefahr der Remobilisierung von 
Schwermetallen in sich. Freiwillige Vereinbarun-
gen mit der Industrie sind in solchen Fällen nicht 
ausreichend. Das sollten Sie zur Genüge wissen. 

Viertens. Chlororganische und chlorabspaltende 
Verbindungen sind auf Grund der Produktion und 
Anwendungsrisiken, schlechter Abbaubarkeit und 
toxikologischer Bedenklichkeit explizit als Inhalts-
stoffe von Wasch- und Reinigungsmitteln auszu-
schließen. 

Fünftens. Die Inhaltsstoffe aller Wasch- und Rei-
nigungsmittel sind zu deklarieren. Komplexbildner 
sind als solche zu benennen. 

Sechstens. Die Bewertung der Umweltverträg-
lichkeit ist von einem unabhängigen Gremium 
durchzuführen und muß Teil der Deklaration sein. 
Nur das ermöglicht dem Verbraucher eine umwelt-
bezogene Kaufentscheidung. Die Bewertung ist so 
vorzunehmen, daß Baukastensysteme favorisiert 
werden. 

Diese Regelungen sind unverzichtbar. Sie fehlen 
in Ihrem Entwurf. 

Meine Damen und Herren, Sie sollten unseren 
Vorschlägen folgen, auch wenn Sie immer noch fra-
gen, ob die Gefährdung der Meere und Binnenge-
wässer durch Waschmittelinhaltsstoffe wissen-
schaftlich überhaupt hinreichend gesichert ist. Sie 
sollten aus Fehlern lernen. Wer immer wieder auf 
die letzten Kausalbeweise einer Ursachen-Schaden-
Beziehung pocht, wer nicht anerkennt, daß der hun-
dertprozentige Beweis erst — wenn überhaupt — 
zu erbringen ist, wenn der Schadensfall bereits ein-
getreten ist, und nicht lernt, auf der Basis von Indi-
zien zu handeln, der wird immer hinter den Pro-
blemen herlaufen, um Schadensbegrenzung und 
notdürftige Reparaturen zu bewerkstelligen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das gilt auch für das Wasserhaushaltsgesetz. Vor-
beugender Gewässerschutz ist mit ihm nicht mög-
lich. 

Nun zur Landwirtschaft. Als Folge einer zuneh-
mend industrialisierten Landwirtschaft und einer 
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völlig verfehlten Agrarpolitik ist so mancher Brun-
nen mit Nitrat und Pestiziden vergiftet. Bereits 10% 
ländlicher Wasserversorgungsunternehmen stehen 
zur Disposition. Sie können kein gesundheitlich un-
bedenkliches Wasser liefern. Und was liest man 
hierzu in der Novelle? Nichts als die Ermächtigung, 
Wasserschutzgebiete zukünftig in einem sogenann-
ten vereinfachten Verfahren — ohne Anhörung der 
Betroffenen — und auch in Bereichen ausweisen zu 
können, wo nicht unmittelbar Trinkwasser geför-
dert wird. Worauf ein solcher Schutz des Grundwas-
sers durch Schutzzonen hinausläuft, wissen Sie 
selbst: auf die zentrale Wasserversorgung. Auf de-
ren ökologische Gefahren — als Beispiel seien nur 
das hessische Ried und die Lüneburger Heide ge-
nannt — hat im übrigen der Innenminister immer 
wieder selbst hingewiesen. Aber auch Wissen 
schützt vor Torheit nicht. 

Auch die geladenen Experten haben anläßlich der 
Anhörung zur fünften Novelle dargelegt, daß der 
Entwurf unzureichend sei. Deshalb fordern die 
GRÜNEN: Landwirtschaftliche Bodennutzung ist 
wasserrechtlich zu untersagen, wenn sie das 
Grundwasser verschmutzt. Im einzelnen bedeutet 
das Verbot der Massentierhaltung, Verbot von 
Agrargiften, die ins Grundwasser gelangen können, 
eine Düngeobergrenze von 150 kg Stickstoff pro ha, 
eine Düngeobergrenze von 1,5 Düngeeinheiten pro 
ha und Verbot von großflächigen, mehrjährigen Mo-
nokulturen wie Mais. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir wissen, daß eine Reduzierung der Düngung 
zu Ertragseinbußen und damit auch zu spürbaren 
Einkommensminderungen gerade der kleineren 
Betriebe führen kann. Dennoch wehren wir uns ge-
gen jeden Versuch, Ausgleichszahlungen im Was-
serhaushaltsgesetz zu verankern; denn es ist Sache 
der Agrarpolitik, die schon lange überfällige Um-
stellung der Landwirtschaft auf natur- und umwelt-
schonenden Anbau zu fördern. 

(Mann [GRÜNE]: Das schafft diese Regie-
rung nie!) 

Wir brauchen eine Agrarpolitik, die Umweltschutz 
und Nahrungsmittelqualität honoriert. Ausgleichs-
zahlungen machen die Bauern lediglich weiter zu 
Almosenempfängern, statt ihnen für ihre gesell-
schaftlich notwendige Arbeit ein angemessenes 
Einkommen zu bieten. 

Der Wasserpfennig, wie ihn Ihr Parteikollege 
Weiser in Stuttgart propagiert, ist ein unglaublich 
dreister Verstoß gegen das Verursacherprinzip. 

(Mann [GRÜNE]: So ist es!) 

Er wird mit dem Ruf nach Gleichbehandlung auch 
Umweltverschmutzer aus Industrie und Gewerbe 
auf den Plan rufen; das kann ich Ihnen versichern. 
Der Verzicht auf Umweltsauereien ist j a dann bares 
Geld wert. Eine schöne Zukunft: Wer sauberes Was-
ser trinken will, soll zahlen, wer saubere Luft atmen 
will, soll zahlen. So wird das laufen. 

Nun zum Bereich der kritischen Stoffe. 

Vizepräsident Westphal: Lassen Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Schmidbauer zu? 

Frau Hönes (GRÜNE): Nein, im Moment lasse ich 
keine Zwischenfrage zu. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: So kann man es 
auch machen!) 

Sie sollen nach der fünften Novelle nach dem 
Stand der Technik aus dem Abwasser entfernt wer-
den. Das ist gut so. Nur, welche von den 50 000 Che-
mikalien auf dem deutschen Markt, welche Hun-
derttausende von Nebenprodukten aus der Produk-
tion und welche der ebenso zahlreichen Abbaupro-
dukte weisen eines der folgenden Merkmale für kri-
tische Stoffe auf? Welche der vielen Substanzen ist 
giftig, langlebig, anreicherungsfähig, krebserzeu-
gend, fruchtschädigend oder erbgutverändernd? 
Der größte Teil aller Chemikalien ist niemals toxi-
kologisch untersucht worden, die meisten Neben-
produkte sind nicht einmal namentlich bekannt. 
Trotzdem wollen Sie, daß per Rechtsverordnung de-
finiert werden soll, welcher Stoff als kritisch zu 
betrachten ist und wie das entsprechende Reini-
gungsverfahren nach dem Stand der Technik aus-
zusehen hat. Langwierige Expertenstreite werden 
offenbaren, daß diese Regelung das vorprogram-
mierte Vollzugsdefizit ist, das wir hier ständig be-
klagen. 

Warum machen Sie es nicht so einfach, wie wir es 
beantragt haben? Wir brauchen keinen Nachweis, 
welche der einzelnen Abwasserinhaltsstoffe der 
chemischen Industrie besonders schädlich sind. Wir 
wissen es, und es ist allgemein bekannt, daß derar-
tige Abwässer in aller Regel besonders problema-
tisch sind. Das gilt z. B. auch für Abwässer aus der 
Zellstoffindustrie und auch für Abwässer der Me-
tallindustrie. Für solche Abwässer verlangen wir 
ohne Wenn und Aber, ohne langwierige verwal-
tungsrechtliche Komplikationen den Stand der 
Technik. Als Übergangsfrist sind drei Jahre festzu-
schreiben. 

Ein besonderer Problembereich ist die Nordsee. 
Im Juli 1985 legten die Professoren Buchwald, 
Rincke und Rudolph ihr Gutachten „Umweltpro-
bleme der ostfriesischen Inseln" vor. Fazit: 30 000 
Arbeitsplätze im Fremdenverkehrsgewerbe sind ge-
fährdet — das sollte Sie wirklich alarmieren — , 

wenn der Gewässerschutz, den Sie vorschlagen, 
nicht endlich verbessert wird. 

Ein Hauptproblem ist der Nährstoffeintrag über 
die großen Flüsse. Zwei- bis fünffach ist die Zu-
nahme des Phosphatgehaltes. Diese Nährstoffflut 
muß zu massenhaftem Algenwachstum und zu ge-
fährlichen Sauerstoffdefiziten führen. 

Meine Damen und Herren, ich möchte Sie auffor-
dern, unseren Vorschlägen zu folgen. Diese Forde-
rungen decken sich im übrigen in allen wichtigen 
Punkten mit den Stellungnahmen der Experten, die 
zur Anhörung zur fünften Novelle des Wasserhaus-
haltsgesetzes eingeladen wurden. Im anderen Fall 
ist die nächste Novellierung bereits vorprogram-
miert. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
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Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Parla-
mentarische Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern, Herr Spranger. 

Spranger, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Innern: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich möchte kurz die Frage des Kollegen 
Kiehm, warum die Bundesregierung bisher keine 
Waschmittelprodukte verboten hat, beantworten. 
Ein solches Verbot ist nach dem Verhältnismäßig-
keitsprinzip, Herr Kollege Kiehm, nicht erforder-
lich, weil die Gefahren für die Umwelt nur von den 
darin enthaltenen Stoffen ausgehen. Die Inhalts-
stoffe können zwar verboten werden, doch von der 
Berechtigung dazu brauchte bisher kein Gebrauch 
gemacht zu werden, weil sich die Industrie in ent-
sprechenden Vereinbarungen freiwillig dazu bereit 
erklärt hat, solche schädlichen Stoffe aus den Pro-
dukten herauszunehmen, so daß das Kooperations-
prinzip hier ein solches Verbot bisher überflüssig 
gemacht hat. 
In der umweltpolitischen Gesamtkonzeption der 

Bundesregierung hat der Gewässerschutz stets eine 
sehr hohe Priorität eingenommen. Die Versorgung 
der Bevölkerung mit dem lebensnotwendigen Gut 
Wasser langfristig zu sichern, ist eine Dauerauf-
gabe von herausragender Bedeutung. Die weitere 
Verbesserung der Gewässerqualität durch konse-
quente Vorsorgemaßnahmen ist eine der wichtig-
sten Aufgaben der Umweltpolitik. 
Die Bundesregierung nimmt diese Aufgabe sehr 

ernst. Sie hat ein umfassendes Konzept für eine 
durchgreifende Verstärkung des Gewässerschutzes 
vorgelegt. Im Vordergrund steht dabei die Verschär-
fung des wasserrechtlichen Instrumentariums im 
letzten Jahr. Anfang dieses Jahres hat sie umfang-
reiche Gesetzesinitiativen zur Änderung der drei 
Wassergesetze des Bundes — Wasserhaushaltsge-
setz, Abwasserabgabengesetz, Waschmittelgesetz 
— auf den Weg gebracht. Wo für den Bund Hand-
lungsbedarf besteht, hat die Bundesregierung die 
notwendigen Maßnahmen ergriffen. Dabei darf al-
lerdings nicht außer acht gelassen werden — das ist 
bereits erwähnt worden —, daß gerade im Bereich 
der Wasserwirtschaft auch die Länder hohe Verant-
wortung tragen. 
Im Rahmen des Gewässerschutzes gibt es für die 

Bundesregierung drei Kernpunkte von besonderer 
Bedeutung, erstens die Vermeidung der Gewässer-
belastung durch gefährliche Stoffe. Der Eintrag von 
Schadstoffen in die Gewässer ist durch den Bau 
zahlreicher biologischer Kläranlagen im kommuna-
len Bereich und durch Intensivierung der Schad-
stoffreduzierung im industriellen Abwasserbereich 
in den vergangenen Jahren wesentlich verringert 
worden. Dies gilt auch für die sauerstoffzehrenden 
organischen Abwasserinhaltsstoffe. 
Das Hauptproblem im Gewässerschutz bildet der-

zeit die Belastung der Gewässer mit gefährlichen 
Stoffen, in erster Linie also mit giftigen, schwer 
abbaubaren organischen Stoffen sowie bei be-
stimmten Schwermetallen. Die konsequente Ver-
meidung oder zumindest deutliche Verminderung 
der Einleitung dieser Stoffe ist vorrangiges Ziel der 
Gewässerschutzpolitik dieser Bundesregierung. 

Die Bundesregierung hat deshalb zunächst das 
klassische ordnungsrechtliche Instrumentarium 
ausgebaut. Abwasser mit gefährlichen Stoffen muß 
künftig durch Anwendung von Verfahren nach dem 
fortschrittlichen Stand der Technik gereinigt wer-
den. Diese neuen, strengeren Anforderungen sollen 
jetzt auch bundeseinheitlich für Abwassereinleitun-
gen in die öffentlichen Kanäle gelten. Mit dieser 
Ausdehnung des Wasserhaushaltsgesetzes auf die 
sogenannten indirekten Einleiter werden etwa 50 % 
aller gewerblichen und industriellen Betriebe er-
faßt. 

Die Bundesregierung hat die mit der Novellie-
rung des Wasserhaushaltsgesetzes angestrebte Re-
duzierung der Gewässerbelastung durch gefährli-
che Stoffe abgaberechtlich flankiert. Der im Fe-
bruar 1986 beschlossene Entwurf zur Änderung des 
Abwasserabgabengesetzes baut die Abwasserab-
gabe als ökonomisch wirkendes Instrument des Ge-
wässerschutzes weiter aus. Er dehnt die Abgabe-
pflicht auf bestimmte gefährliche Stoffe im Abwas-
ser aus. Der Anreiz, Gewässerschutzmaßnahmen 
nach dem hohen Stand der Technik durchzuführen, 
wird erheblich verstärkt. Derjenige, der die Gewäs-
ser in unerlaubtem Ausmaß verunreinigt, soll noch 
stärker als bisher zu Abgabezahlungen herangezo-
gen werden. Dies ist nicht nur eine wirksame, son-
dern auch eine einsichtige Gewässerschutzpolitik. 
Sie wird bei den Betroffenen die Bereitschaft erhö-
hen, die für den Gewässerschutz notwendigen staat-
lichen Auflagen zu akzeptieren. 

Zweiter Kernpunkt der Gewässerschutzpolitik 
der Bundesregierung ist die Verstärkung des Ge-
wässerschutzes. Etwa 70 % unseres Trinkwassers 
werden aus dem Grundwasser entnommen. Vorsor-
gender Grundwasserschutz ist deshalb für eine 
langfristige Sicherung der Trinkwasserversorgung 
unverzichtbar. Hauptgefahren für das Trinkwasser 
können resultieren aus einer intensiven Bewirt-
schaftung des Bodens — ich verweise auf das allge-
mein bekannte Nitratproblem — und aus einem un-
sachgemäßen Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen. 

Zu beiden Problembereichen sieht der Regie-
rungsentwurf zur 5. Novelle wirksame Gegenmaß-
nahmen vor. Einmal werden Anlagen, in denen mit 
wassergefährdenden Stoffen umgegangen wird, in 
größerem Maße als bisher strengen wasserrechtli-
chen Schutzvorschriften unterworfen. Zum anderen 
werden, um den Eintrag von Düngemitteln und 
Pflanzenschutzmitteln in das Grundwasser zu ver-
hüten, die Befugnisse der Länder erweitert, Wasser-
schutzgebiete festzusetzen und im konkreten Fall 
ergänzende Anordnungen zu treffen. 

In diesem Zusammenhang bin ich der festen 
Überzeugung, daß eine zufriedenstellende Regelung 
für die Probleme der Landwirtschaft gefunden 
wird, die Einkommensverluste bei Einschränkung 
einer ordnungsgemäßen landwirtschaftlichen Nutz-
ung vermeidet. 

Schließlich der dritte Kernpunkt: die Verringe-
rung der Gewässerbelastung durch Wasch- und 
Reinigungsmittel. Mit dem hier vorliegenden Ge-
setzentwurf, den wir in erster Lesung beraten, wird 
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auch der produktbezogene Teil des wasserrechtli-
chen Instrumentariums nachhaltig verschärft. Ziel 
der Novelle ist es, die Umweltverträglichkeit von 
Wasch- und Reinigungsmitteln fortlaufend nach 
dem technischen Fortschritt zu verbessern und den 
Verbrauch auf die Mengen, die zur Reinigung aus-
reichen, zu beschränken. 

Dazu dienen im wesentlichen folgende Regelun-
gen. Der Anwendungsbereich des Gesetzes wird auf 
eine Vielzahl bisher nicht erfaßter Reinigungsmit-
tel ausgedehnt. Der Verbraucher wird besser als 
bisher informiert, um eine möglichst weitgehende 
gewässerschonende Verwendung von Wasch- und 
Reinigungsmitteln sicherzustellen. Die Produzen-
ten von Wasch- und Reinigungsmitteln müssen dem 
Umweltbundesamt umfangreiche Meldungen über 
die Umweltverträglichkeit ihrer Erzeugnisse über-
mitteln, damit das Umweltbundesamt entsprechend 
darauf reagieren und geeignete Wasserschutzmaß-
nahmen auf den Weg bringen kann. 

Schließlich wird das Gesetz ergänzend zu den An-
forderungen an die Beschaffenheit der chemischen 
Erzeugnisse eine maschinenbezogene Regelung 
einführen. Die Reinigung dienenden technischen 
Einrichtungen wie Waschmaschinen sollen so ge-
staltet werden, daß der Verbrauch von Wasch- und 
Reinigungsmitteln sowie von Wasser und Energie 
auf das unbedingt notwendige Maß beschränkt 
wird. 

Das Waschmittelgesetz mit seinen produktbezo-
genen Regelungen bekämpft Gewässerschädigun-
gen an der Quelle ihrer Entstehung. Es verwirklicht 
damit in besonders wirksamer Weise das Vorsor-
geprinzip als eines der tragenden Elemente unserer 
Umweltpolitik. 

Meine Damen und Herren, die hier im Überblick 
skizzierten Aktivitäten der Bundesregierung ma-
chen deutlich: Die Bundesregierung betreibt eine 
offensive und erfolgreiche Gewässerschutzpolitik 

(Mann [GRÜNE]: Schön wäre es!) 

nach einem breit angelegten systematisch aufein-
ander abgestimmten und in der Praxis wirksam 
greifenden Konzept. Die Bundesregierung betreibt 
eine Politik des Augenmaßes, eine Politik, die im 
internationalen Vergleich eine umweltpolitische 
Spitzenstellung bedeutet und die erfolgreich sein 
wird. Sie wird diese bewährte Umweltpolitik weiter 
fortsetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Müller (Düsseldorf). 

Müller (Düsseldorf) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Fünf Vorlagen machen es not-
wendig, auch zu einer Bestandsaufnahme über un-
sere Politik für sauberes Wasser und geschütztes 
Grundwasser zu kommen. 

Ich glaube, es ist unzweifelhaft, daß man feststel-
len muß, daß wir in den letzten zehn Jahren Fort-
schritte erzielt haben. An dieser Feststellung darf 
und kann man nicht vorbeigehen. 

Aber genauso muß man heute feststellen, daß der 
erreichte Stand der Gewässerschutzpolitik insbe-
sondere aus folgenden zwei Gründen nicht aus-
reicht. Der erste ist, daß wir nach wie vor erhebliche 
Vollzugsdefizite haben bzw. das Instrumentarium 
in einigen Bereichen nicht effektiv genug ist. 

(Sehr richtig! bei den GRÜNEN) 

Der zweite ist — das muß man genauso sehen —, 
daß wir teilweise in den letzten fünf, sechs Jahren 
eine Problemverschiebung sehen, daß wir neue Pro-
bleme auch beim Gewässerschutz haben und des-
halb auch das Instrumentarium erweitern müssen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Anfang der 70er Jahre ging es in erster Linie dar-
um, akut sauerstoffzehrende, akut toxisch wirkende 
Stoffe aus den Gewässern zurückzudrängen. Anlaß

-

punkte waren damals insbesondere Geruchsbelästi-
gung, Fischsterben, große Dreck- und Schmutz-
frachten, sichtbar unhygienische Zustände. 

Wir haben seit Mitte der 70er Jahre auf diesem 
Gebiet eine Reihe von neuen, sinnvollen Gesetzen 
entwickelt bzw. bestehende erweitert. Besonders 
die Sozialdemokraten haben das Abwasserabga-
bengesetz, vom Prinzip her, nicht in seiner konkre-
ten Ausformulierung in allen ihren Bestandteilen, 
als einen wesentlichen Fortschritt begrüßt. 

Die Zielvorstellungen vor zehn Jahren waren: bis 
1985 etwa 90 % der Abwassereinleitungen an voll-
biologische Kläranlagen anzuschließen, die Anzahl 
der Direkteinleiter drastisch zu verringern, den bio-
logischen Index der Güteklasse II für die meisten 
Gewässer als Zielvorstellung anzustreben sowie 
den Grundwasserschutz zu verbessern. Die beiden 
Instrumente für diese Zielsetzung waren einerseits 
die Mindestanforderungen nach den allgemein an-
erkannten Regeln der Technik und zum zweiten 
das Abwasserabgabengesetz, das bislang einzig und 
erstmalig im Wasserbereich das Verursacherprin -
zip konsequent zu entwickeln versucht. 

(Baum [FDP]: Und erfolgreich!) 

Aus der heutigen Sicht müssen wir sehen: Dies 
war ein wichtiger, ein unerläßlicher erster Schritt, 
aber bei weitem kein ausreichender Schritt; denn in 
den letzten fünf bis zehn Jahren ist neben diesen 
Wasserproblemen vor allem die Gefährdung durch 
die Schädlichkeit von Chemieprodukten hinzuge-
kommen. Das heißt, die Aufgabe in der Gewässer-
politik der nächsten Jahre muß es vor allem sein, 
eine stoffliche Neubewertung der Umwelt vorzu-
nehmen. 

(Mann [GRÜNE]: Sehr richtig!) 

Das ist der entscheidende Schwerpunkt. Da gibt es 
vor allem drei entscheidende Ansatzpunkte: erstens 
den Abbau der biologisch schwer abbaubaren orga-
nischen Substanzen, zweitens die Zurückdrängung 
der toxischen Schwermetalle und drittens die Ver-
ringerung der eutrophierenden Stoffe, insbesondere 
der Stickstoff- und Phosphorverbindungen. 

Wenn das die Aufgabe der nächsten zehn Jahre 
ist, muß man sich darüber im klaren sein, daß sie in 
ihrer Tragweite noch ganz anders ist als die Redu-
zierung der bisherigen Schmutz- und Dreckfrach- 
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ten. Denn diese Stoffe sind vor allem unter dem 
Gesichtspunkt der Langzeitwirkung, unter dem Ge-
sichtspunkt der Anreicherungsfähigkeit, unter dem 
Gesichtspunkt der Remobilisierbarkeit und vor al-
lem unter dem Gesichtspunkt vom Kombinations-
wirkungen sehr viel problematischer zu sehen als 
die Schadstoffe, mit denen wir es in der Gewässer-
politik bisher vorrangig zu tun hatten. 

Wir wissen, daß im ökologischen System Mensch 
— Umwelt das Wasser eine Schlüsselfunktion hat, 
d. h. daß letztlich jeder Gefahrstoff in den Wasser-
kreislauf kommen und von dort ausgehend langfri-
stige ökologische Veränderungen auslösen kann. 
Vor diesem Hintergrund sehen wir mit großer 
Sorge das massive Anwachsen der Menge der frei-
gesetzten synthetischen Stoffe in der Umwelt; vor 
allem in den letzten Jahren hat sie überproportio-
nal zugenommen. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Ich glaube, daß wir dieses Gefahrenpotential bis-
lang unterschätzt oder verharmlost haben — in un-
serem Interesse nehme ich lieber das erstere an  — 
und daß wir vor allem die Selbstreinigungskraft der 
Gewässer und des Untergrundes, insbesondere des 
Bodens, nicht überschätzen dürfen. Wir wissen, daß 
wir über diese langfristigen Wirkungen eigentlich 
zu wenig wissen. Das bedeutet, daß wir in der Was-
serpolitik nicht allein nach dem Verursacherprinzip 
verfahren dürfen, sondern daß das Verursacher-
prinzip nach der Besorgnis über zukünftige Ent-
wicklungen mit dem Vorsorgeprinzip konsequent 
verbunden werden muß. 

(Beifall der Abg. Frau Hönes [GRÜNE]) 

Wir wissen beispielsweise, daß in der Literatur un-
gefähr neun Millionen chemische Formulierungen 
vorhanden sind. Wir wissen aber nur von einem 
Bruchteil, welche Auswirkungen diese tatsächlich 
für die Umwelt, für den Menschen haben. Wir kön-
nen darüber nichts sagen. Es wäre vermessen, 
wenn sich irgendein auch noch so qualifizierter 
Wissenschaftler hinstellen und sagen würde, er 
kenne die Wirkungen. Das gibt es nicht. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Gerade weil das so ist, sind wir gezwungen, zu einer 
anderen, vorsorgenden Umweltpolitik zu kommen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und den 
GRÜNEN) 

Das bedeutet neben der Weiterentwicklung der Vor-
sorge, daß im Mittelpunkt die stoffliche Bewertung 
der Umwelt stehen muß. Wir haben dazu einen An-
stoß gegeben, indem wir ein Konzept für eine um-
welt- und gesundheitsverträgliche Chemiepolitik 
entwickelt haben. Dazu gehört die baldige systema-
tische Beseitigung der Altlasten. 

Das heißt, wir brauchen heute nicht einen Schad-
stoff des Monats, wir brauchen keinen Aktionismus, 
sondern wir brauchen eine langfristige Systematik 
in der Wasser- und Umweltpolitik. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP sowie bei den GRÜNEN) 

Das ist das Erfordernis, vor dem wir stehen. 

Im Mittelpunkt steht daher das Vorsorgeprinzip, 
steht daher der zentrale Grundsatz des Umweltpro-
gramms der Bundesregierung von 1971, den wir auf 
der Basis der Erkenntnisse von heute neu konkreti-
sieren und in den einzelnen Bereichen umsetzen 
müssen, was heißt, daß wir nicht nur in Einzelbe-
trachtung Wasser, Luft und Boden sehen dürfen, 
sondern diese einzelnen Komponenten mit der 
stofflichen Bewertung verzahnen und verbinden 
müssen. 

Vorsorgeprinzip heißt danach: handeln vor dem 
Hintergrund der Begrenztheit unserer Erkenntnis-
se, handeln nach dem Besorgnisgrundsatz, Umkehr 
der Beweislast in dem Sinne, daß die Freisetzung 
von Stoffen in den Gewässern mit hoher Wahr-
scheinlichkeit als unbedenklich zu gelten hat, Auf-
gabe des Verdünnungsprinzips, umfassende For-
schungsstrategie und vor allem ständige Forcierung 
der Technologieentwicklung und nicht nur Orientie-
rung an Grenzwerten. Das bedeutet, Umweltgefah-
ren dort zu verhindern, wo sie entstehen. Das heißt 
Aufgabe der bisherigen Philosophie „end of the 
pipe". Das heißt, wo immer das geht, Stoffkreisläufe 
zu schließen. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN) 
Unter diesem Gesichtspunkt sind wir der Auffas-

sung, daß die Beantwortung der beiden Großen An-
fragen nicht ausreichend ist. 

(Beifall bei der SPD) 
Wir sehen in Einzelpunkten sicherlich Verbesse-
rungen. Wir sehen aber, daß dieser Grundphiloso-
phie nicht ausreichend Rechnung getragen wird, im 
Gegenteil. Nach unserer Einschätzung werden bei-
spielsweise beim Abwasserabgabengesetz die No-
vellierungsvorschläge in Einzelpunkten hinter dem 
heutigen Gesetz zurückfallen. Als Beispiele nenne 
ich die Einschränkung der Handlungsmöglichkei-
ten der Länder bei der Benennung oder auch die 
unbestimmte Festlegung von Verwaltungsvorschrif-
ten. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Mann? 

Mü ller (Düsseldorf) (SPD): Ja, natürlich. 

Mann (GRÜNE): Darf ich um Aufklärung darüber 
bitten, ob sich das „wir" innerhalb der Sozialdemo-
kratie auch auf die beispielsweise von Herrn Rappe 
vertretenen Positionen der IG Chemie bezieht? 

(Tatge [GRÜNE]: Eine interessante Fra

-

ge!) 

Mü ller (Düsseldorf) (SPD): Unsere Fraktion hat 
einen Beschluß zur Durchführung eines Sofortpro-
gramms zum Schutze des Wassers verabschiedet. 
Dies war ein einstimmiger Beschluß. Ich sehe auch 
überhaupt keinen Grund anzunehmen, es gebe dies-
bezüglich unterschiedliche Meinungen in unserer 
Fraktion. 

Ich komme zum Schluß. Vor uns liegt die Aufga-
be, das — von uns bisher in Teilen akzeptierte — 
Instrumentarium auf dem Gebiete des Abwasser- 
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rechts, insbesondere des Abwasserabgabengeset-
zes, weiterzuentwickeln. Die Opposition bietet ihre 
Unterstützung bei der Weiterentwicklung einer 
fortschrittlichen Politik auf dem Gebiet des Wasser-
rechts an. Bloße Ankündigungen reichen nicht aus; 
notwendig ist vielmehr eine konsequente Politik. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die feinsinnige Regie 
unserer Geschäftsführer hat dazu geführt, daß wir 
zuerst über die Weingesetze gesprochen haben und 
nun eine längere Debatte über das Wasser führen. 

(Dr. Blens [CDU/CSU]: Das gehört auch zu-
sammen!) 

Ich weiß nicht, auf welchem Gebiet ich der Zukunft 
mit größerem Vertrauen entgegensehen soll. Im-
merhin muß man feststellen, daß bezüglich der 
Weingesetzgebung ein leibhaftiger Ministerpräsi-
dent eines daran beteiligten Landes sich, uns und 
seinen Hintersassen die Ehre gegeben hat, aus dem 
Bundesrat herüberzukommen und hier zu spre-
chen. Demgegenüber müssen wir bezüglich der Ge-
setzgebung auf dem Gebiete des Wasserrechts — 
wir alle wissen, daß Wein nicht nur aus Trauben, 
sonder auch aus Wasser hergestellt wird —, an der, 
wie wir gehört haben, die Länder ja in lebhafter 
Weise mitwirken — sie tragen darüber hinaus auch 
ein gerüttelt Maß Mitverantwortung beim Vollzug 
der Gesetze —, leider des Beistandes eines Vertre-
ters der Länder hier entraten. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Das ist aber auf 
der Regierungsbank dasselbe!) 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege Hirsch, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Pfuhl? 

Dr. Hirsch (FDP): Eine Zwischenfrage meines ver-
ehrten Kollegen Pfuhl selbstverständlich immer. — 
Herr Pfuhl. 

Pfuhl (SPD): Sehr verehrter Kollege Hirsch, sind 
Sie nicht der Meinung, daß es doch erfreulich ist, 
daß wenigstens für den Innenminister, der feder-
führend ist, ein Parlamentarischer Staatssekretär 
anwesend ist, während die Landwirtschaft — ge-
messen an der Besetzung der Regierungsbank — 
völlig vernachlässigt wird, oder glauben Sie, daß der 
Minister für innerdeutsche Beziehungen die Land-
wirtschaft vertreten sollte? 

Dr. Hirsch (FDP): Verehrter Kollege Pfuhl, ich 
stelle fest, daß die Bundesregierung politisch ver-
treten ist. Der Parlamentarische Staatssekretär, 
also der politische Vertreter des federführenden In-
nenministers, hat in seiner Rede hier selbstver-
ständlich auch, wie Sie gehört haben, über die Zu-
sammenhänge mit der Landwirtschaft gesprochen. 
Aber man muß beklagen — das sage ich nicht nur 
bezogen auf Hessen oder Bayern, sondern auch auf 
Nordrhein-Westfalen —, daß die Vertreter der Län-

der, deren Aufgabe die Durchführung der wasser-
rechtlichen Bestimmungen ist, bei dieser elementa-
ren Diskussion leider nicht anwesend sind. 

(Beifall bei der FDP und den GRÜNEN) 

Meine verehrten Kollegen, wenn man sich die 
Vielfalt der Drucksachen vor Augen führt, dann 
muß man ja wirklich ein ausgefeiltes Archiv haben, 
um die Reihenfolge feststellen zu können. Wir sind 
ja auf dem besten Wege, wieder eine der üblichen 
Auseinandersetzungen über die Vaterschaft zu füh-
ren, wer was zuerst am meisten verfolgt hat: Es gibt 
einen Gesetzentwurf der Bundesregierung. Wäh-
rend dieser Entwurf im Bundesrat beraten wird, 
wird eine Große Anfrage eingebracht, obwohl im 
Innenausschuß völlig klar war, daß eine Anhörung 
zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung statt-
finden soll. Dann gibt es einen Antrag der SPD 
„Trinkwasserversorgung und Landwirtschaft" in 
Thesenform. Der Sache nach handelt es sich um 
Änderungsanträge zu einem ausformulierten Ge-
setzentwurf der Bundesregierung. Warum machen 
Sie sich nicht das Vergnügen, Ihre Thesen so auszu-
formulieren, daß man in der parlamentarischen Be-
ratung damit umgehen kann? 

Dann gibt es einen Gesetzentwurf der Fraktion 
der GRÜNEN, und zwar wenige Wochen vor der 
Anhörung im Bundestag. Ich habe zu meinem Be-
dauern festgestellt, daß Sie heute uns nicht darge-
stellt haben, welche Folgen Sie aus dem ziehen wol-
len, was wir in der Anhörung zur Kenntnis genom-
men haben, da aus Ihrem Entwurf hervorgeht — 
wie der Vertreter des Umweltbundesamtes sagt —, 
daß wir Standards zu 6 Millionen Stoffen festschrei-
ben müssen. Ich weiß nicht, mit welch riesigem 
Kontrollapparat Sie so was leisten müßten. Da müs-
sen wir mal hergehen und fragen: Wie hätten Sie es 
denn gerne? Mit allgemeinen Formeln kommen wir 
da doch nicht weiter. Also, ich glaube, wir sollten 
etwas mehr an der Sache arbeiten. 

Ich stelle fest, daß wir grundsätzliche Unterschie-
de, Herr Müller, zu dem, was Sie gesagt haben, poli-
tisch nicht haben. Es ist eine Basis, auf der sich in 
der Tat weiter zusammenarbeiten läßt. Wir fußen ja 
in vielem, was wir machen, auf einer Gesetzgebung 
der 60er und 70er Jahre mit hervorragenden Ansät-
zen, mit guten Wirkungen. Das ist das Instrumenta-
rium, das wir gemeinsam weiterentwickeln können 
und wollen. Da muß man keine Katastrophenge-
mälde entwerfen. Es gibt — das muß man der Be-
völkerung sagen — keine Wasserverknappung, es 
ist auch keine Gefahr bei der Trinkwasserqualität 
zu erwarten. Wir stellen fest, daß der Wasserver-
brauch der Industrie in erfreulicher Weise gesenkt 
worden ist. Das ist eine Entwicklung, die man si-
cherlich auch durch die Tarife unterstützen kann. 
Einen wesentlichen Anteil daran hat das Wasserab-
gabengesetz gehabt, das in der Industrie in weiten 
Teilen zur Einführung von betrieblichen Wasser-
kreisläufen geführt hat. Da sage ich Ihnen, Herr 
Müller, zu Ihren Bemerkungen hier: Sie können 
ganz sicher sein, daß wir Verschlechterungen, also 
ein Zurückgehen hinter das geltende Recht, natür-
lich auch beim Wasserabgabengesetz nicht machen 
werden. 
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Die Erfahrungen zeigen, daß es natürlich Pro-

bleme gibt, deren man Herr werden muß: die Bela-
stung des Grundwassers, das Problem der zentralen 
Grundwasserentnahme und Probleme im Vollzug, 
die ich, jedenfalls im Prinzip, hier schon erwähnt 
habe. 

Ich will nicht alles wiederholen, was hier von vie-
len Seiten gesagt wurde, was auch von dem Kolle-
gen Baum im einzelnen dargestellt wurde. Lassen 
Sie mich nur noch zu einem Problem etwas sagen. 
Ich glaube, in unseren Debatten über das Wasser-
haushaltsgesetz, über Waschmittel, klingt das Ver-
bot der Phosphate natürlich wunderschön. Nur 
müssen Sie dann auch andere Angebote machen. 
Das heißt, es muß sicher sein, daß wir Ersatzstoffe 
haben, die nicht umweltschädlicher sind. Was das 
Waschmittelgesetz angeht, so ist ein ganz elementa-
rer Punkt die Aufklärung, nicht nur über diese 
Weichspüler, die in Deutschland besonders beliebt 
sind, sondern über die Härtegrade des Wassers, 
über die notwendige Dosierung. Hier sind wir über 
die Stellungnahme des Bundesrates etwas ent-
täuscht und glauben, daß wir auf die Dosierungs-
empfehlungen nicht verzichten sollten. 
Ich wollte nur noch einen Satz zum Nordsee-

schutz sagen. Das ist ein ganz elementarer Punkt. 
Das ist nicht nur mit Verboten zu bewältigen, son-
dern hier müssen Angebote gemacht werden zur 
preiswerten Ölentsorgung der Schiffe. Es muß na-
türlich eine bessere Kontrolle erfolgen. Wir appel-
lieren an die Bundesregierung, alles zu tun, die An-
rainerkonferenz von 1984 — das war ein erster 
Schritt — nicht zu einem einmaligen Ereignis wer-
den zu lassen, sondern dafür zu sorgen, daß die ele-
mentaren, gemeinsamen Aufgaben der Nordseean-
rainer mit größerer Intensität als bisher verfolgt 
werden. 

Vieles von dem, was hier gesagt worden ist, ist 
nicht neu, kann nicht neu sein. Der griechische Phi-
losoph Thales hat schon im Jahre 600 v. Chr. gesagt, 
das Prinzip aller Dinge ist das Wasser; aus Wasser 
ist alles, und ins Wasser kehrt alles zurück — nicht 
nur der Wein, sondern vieles mehr. 

(Pfuhl [SPD]: Panta rhei!) 
— Ja, alles fließt. Wasser ist eines der elementaren 
Dinge unseres Lebens, dem wir uns mit größter 
Sorgfalt widmen müssen, wollen und werden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Handlos. 

Handlos (fraktionslos): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich habe heute vormittag sehr 
aufmerksam zugehört und dabei festgestellt, daß 
zum Thema Wasserversorgung und Landwirtschaft 
sehr wenig gesagt worden ist. Bei dem Thema 
Landwirtschaft und Wasserversorgung handelt es 
sich meiner Meinung nach um einen Zielkonflikt 
zwischen Ökologie und Ökonomie. Ich bin der Mei-
nung, daß hier für die Bauern eine neue Zeitbombe 
tickt, über deren Gefährlichkeit sich viele Land-
wirte und Bauernverbände noch gar nicht so richtig 
im klaren sind. 

Vorher noch ganz allgemein ein Wort zum Thema 
Wasser in der Bundesrepublik Deutschland. In die-
ser Minute, in der ich hier spreche, werden Millio-
nen von Litern Trinkwasser für Industriezwecke 
verwandt, durch Toiletten gespült und ähnliches 
mehr. Jeder Bewohner der Bundesrepublik 
Deutschland benötigt pro Tag 140 Liter Wasser. Da-
von sind eigentlich nur drei Liter Trinkwasser, 
Wasser, das zum Trinken benötigt wird. 

(Schulte [Menden] [GRÜNE]: Drei Liter 
trinken Sie aber nie!) 

— Direkt oder indirekt, Herr Kollege. — Wir haben 
im Grundsatzprogramm der Freiheitlichen Volks-
partei die Voraussage, daß wir in zehn Jahren 
Trinkwasserknappheit in Deutschland und in Eu-
ropa haben werden, wenn nicht mit dem Bau von 
Zweitleitungen für Brauchwasser begonnen wird, 
und zwar dort, wo das möglich ist — und es ist 
heute noch möglich. Dies ist ein ganz wesentlicher 
Aspekt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wie gesagt, es muß damit begonnen werden, meine 
Damen und Herren. Alles das, was hier gesagt wor-
den ist, ist schön und gut, aber es sind nur kosmeti-
sche Operationen, nichts anderes. Das Problem 
wird in einigen Jahren in aller Schärfe auf uns 
zukommen, genauso wie das Waldsterben auf uns 
zugekommen ist. Darüber hinaus wird es noch an-
dere Probleme geben, Probleme der Zukunft, auf 
die wir aufmerksam machen möchten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Aber nunmehr zurück zu den Landwirten, meine 
Damen und Herren: Die Wasserschutzgebiete wer-
den in den nächsten Jahren in der Bundesrepublik 
Deutschland nahezu verdoppelt, und die Auflagen 
in den Wasserschutzgebieten in der Wasserschutz-
zone 2 und 3, werden entscheidend verschärft. Das 
heißt: Es darf keine Gülle, keine Jauche mehr aus-
gebracht werden. Es darf z. B. kein Grünland mehr 
umbrochen werden, der Maisanbau wird einge-
schränkt und ähnliches mehr. 

Was bedeutet dies für die Landwirte, die z. B. 
durch Milchkontingentierung, durch Bulleneinfuh-
ren, durch die Senkung der Getreidepreise, durch 
die fallenden Preise bei Schweinen usw. sowieso 
schon entsprechend geschädigt sind? Die Sozialde-
mokraten haben in ihrem Antrag auf Druck-
sache 10/3747 in Ziffer I 4 ganz allgemein auf die 
Notwendigkeit der Entschädigung hingewiesen. Es 
heißt dort wörtlich: 

Bei Auflagen in Wasserschutzgebieten, die eine 
Enteignung darstellen, sind Entschädigungen 
entsprechend der Rechtslage zu zahlen. Für 
nicht enteignungsgleiche Auflagen können 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: Können!) 

Ausgleichszahlungen nach Prüfung der einzel-
betrieblichen Betroffenheit aus sozial- und um-
weltpolitischen Gründen gewährt werden. 

Und hier, meine lieben Kollegen, liegt der Pferde-
fuß: Nach § 19 des Wasserhaushaltsgesetzes gibt 
es Entschädigungen nur — bisher wenigstens —, 
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wenn eine Enteignung vorliegt. Und wir haben ein 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: Ein Beschluß ist 
es!) 

vom 15. Juli 1981, in dem sinngemäß festgestellt 
wird, daß die Nutzung des Grundwassers nicht 
mehr vom Eigentumsrecht des entsprechenden 
Landwirts am Grundstück gedeckt wird, so daß eine 
Entschädigung für die Enteignung nicht mehr be-
zahlt werden muß; das muß man einmal berücksich-
tigen, meine Damen und Herren. Genauso ist es bei 
einer geringfügigen Erhöhung des Nitratwertes im 
Grundwasser: Eine solche geringfügige Erhöhung 
— und hier werden die Landwirte automatisch als 
die Schuldigen hingestellt — stellt schon eine Be-
einträchtigung dar, die nach § 34 des Wasserhaus-
haltsgesetzes nicht erlaubt ist, so daß auch keine 
Entschädigung gezahlt werden muß. Das ist eine 
daraus folgende rechtliche Konsequenz. Wenn die 
Landwirte wirtschaftlich entschädigt werden sollen, 
muß der Bundestag hier erst einmal die rechtlichen 
Grundlagen ändern. 

Ich kann in diesem Zusammenhang beispielhaft 
auf zahlreiche Landwirte in der Donautiefebene 
verweisen. Ich nehme nur einmal die Gemeinde 
Moos im Landkreis Deggendorf. Dort liegen zahlrei-
che Grundstücke von Bauern in Wasserschutzgebie-
ten. Zum Teil sind es ganze Bauernhöfe, meine Da-
men und Herren, die nur noch höchst einge-
schränkt bewirtschaftet werden können. Deswegen 
spreche ich von einer neuen Zeitbombe, die hier 
tickt, vor allem auch für die kleinen und für die 
mittleren Betriebe. Die Landwirte haben mir er-
klärt, sie seien an einer Geldentschädigung nicht 
interessiert. Das, was sie vom Staate möchten, ist, 
daß er ihnen Ersatzland zur Verfügung stellt, weil 
sie ihre Höfe für ihre Kinder erhalten möchten. 
Man sollte also dabei bedenken, daß diese Dinge 
mit Geldzahlungen nicht abgegolten werden kön-
nen. 

(Beifall des Abg. Mann [GRÜNE]) 

Außerdem, meine Damen und Herren, müssen 
die Finanzämter in solchen Fällen den verringerten 
Nutzungswert der Grundstücke berücksichtigen, 
die j a nur noch höchst eingeschränkt bewirtschaf-
tet werden können. 

Dies ist nur ein Fall von vielen, der an mich her-
angetragen wurde. Zum Teil gibt es noch die Tor-
heit, daß die Wasserschutzgebiete durch einzelne 
Grundstücke hindurchgehen, so daß der eine Teil 
des Grundstücks anders bewirtschaftet werden darf 
als der andere Teil. Hier muß von der praktischen 
Seite her wirklich eine Klärung erfolgen. 

Ich möchte mich auch dagegen verwahren, daß 
die Landwirte nach dem Verursacherprinzip im 
Hinblick auf die Nitratbelastung allein als Schul-
dige hingestellt werden. Niederschläge, Luftver-
schmutzung, Kleinkläranlagen, Mülldeponien tra-
gen ihren Anteil dazu bei. Aus diesem Grund müs-
sen Bund und Länder gemeinsam Überlegungen 
anstellen, wie diese Zeitbombe für die Landwirte 
rechtzeitig entschärft werden kann. Für uns von der 

Freiheitlichen Volkspartei dürfen die Bauern nicht 
als Sündenböcke der Nation hingestellt werden. 

Herzlichen Dank. 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Göhner. 

Dr. Göhner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Rede des Kollegen Müller 
veranlaßt mich zunächst zu der Bemerkung, daß 
wir nun doch die Hoffnung haben können, das Was-
serhaushaltsgesetz und das Wasserabgabengesetz 
im wesentlichen von gemeinsamen Grundüberzeu-
gungen her ausgestalten zu können. Was Sie vorge-
tragen haben zum Vorsorgeprinzip, zur Bekämp-
fung von Verschmutzungen an der Quelle, zur Er-
weiterung der Bekämpfung neuer Stoffe sind genau 
die wesentlichen Kernstücke, denen die Novellie-
rung dieser beiden Gesetze dient. 

(Zuruf des Abg. Senfft [GRÜNE]) 

Ich möchte mich auf einige Anmerkungen zum 
Verhältnis zwischen Landwirtschaft und Wasser-
schutz beschränken. Man hat gelegentlich den Ein-
druck, als ob die bäuerlich strukturierte Landwirt-
schaft bezüglich des Wasserschutzes zuallererst auf 
der umweltpolitischen Anklagebank sitzt. Als Kar-
dinalproblem wird immer wieder — das haben auch 
schon einige Vorredner erwähnt — die Nitratbela-
stung des Grundwassers gesehen. Es ist überhaupt 
nicht zu leugnen, daß uns vielerorts die zu hohe Ni-
tratbelastung des Grundwassers große Sorgen be-
reitet. Aber die landwirtschaftliche Düngung zum 
alleinigen Schuldigen zu stempeln, das wäre ebenso 
leichtfertig wie das Ignorieren dieses Problems. Na-
türlich gibt es in Gebieten mit leichten, besonders 
wasserdurchlässigen Böden und gleichzeitig star-
ker Viehhaltung besondere Probleme im Zusam-
menhang mit der Ausbringung von Gülle. Aber die 
Nitratbelastung des Grundwassers hat auch andere 
Ursachen. 

(Senfft [GRÜNE]: Kunstdünger!) 

Jährlich gehen über drei Millionen Tonnen Stick-
oxide auf unsere Böden nieder, von denen ein Teil 
selbstverständlich als Nitrat im Grundwasser lan-
det. 

Ich verweise als weitere Ursache für die Nitratbe-
lastung unserer Gewässer z. B. auf die Stickstoff-
frachten von in Kläranlagen vorgeklärten Abwäs-
sern. Im Namen des Gewässerschutzes wird bei-
spielsweise die Untergrundverrieselung der im 
Dreikammersystem vorgeklärten Wässer aus Haus-
kläranlagen gefordert. Auch hier gibt es Stickstoff-
frachten, die wir als Nitrate wiederfinden. 

Im übrigen fehlt es an einer jedenfalls flächenbe-
zogenen nachweisbaren Kausalität zwischen land-
wirtschaftlicher Düngung und Nitratbelastung. Wie 
sonst wäre es möglich, daß z. B. im Wald, wo keine 
landwirtschaftliche Düngung stattfindet, hohe Ni-
tratbelastungen im Grundwasser anzutreffen sind? 

(Mann [GRÜNE]: Geschicktes Argument!) 

Andererseits gibt es — wie in anderen Berufen 
auch — vereinzelt Umweltsünder, die zu bekämpfen 
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weniger eine Frage von neuen gesetzlichen Regeln 
als vielmehr eine Frage nach der Anwendung des 
bestehenden Rechts ist. 

Die Probleme der Umweltbelastung durch die 
Landwirtschaft bestehen auch weniger durch die 
bäuerlich strukturierte Landwirtschaft; vielmehr 
sind das Probleme im Bereich industrialisierter bo-
denunabhängiger Tierproduktionen mit der daraus 
folgenden Güllesituation. 

Deshalb unterstützen wir auch alle Bemühungen 
der Bundesregierung zur Bindung der Tierproduk-
tion an die Flächen und zur steuerlichen Abgren-
zung zwischen landwirtschaftlicher und gewerbli-
cher Tierproduktion. 

(Senfft [GRÜNE]: Wenn es da Bemühun-
gen gäbe, wäre es schön! Es gibt leider 

keine Bemühungen!) 

Mancher gutgemeinte Vorschlag für mehr Um-
weltschutz und insbesondere für mehr Wasser-
schutz hätte, wenn wir ihn aufgreifen würden, ge-
genteilige Wirkungen. Eine Stickstoffabgabe oder 
eine Stickstoffsteuer — ein Vorschlag, der vom 
Sachverständigenrat gemacht wird, 

(Senfft [GRÜNE]: Sehr gut!) 

und auch die SPD sympathisiert, wenn ich das rich-
tig sehe, mit der Einführung einer solchen Stick-
stoffsteuer, und die GRÜNEN rufen jetzt „Sehr 
gut!", aber in dem Antrag der GRÜNEN finde ich 
das nicht —, 

(Zuruf des Abg. Senfft [GRÜNE]) 

würde geradezu die bodenunabhängige und ge-
werbliche gülleintensive Tierproduktion fördern 
und die kapitalkräftige industrialisierte Landwirt-
schaft begünstigen; denn die Stickstoffabgabe ver-
teuert den entsprechenden Handelsdünger, macht 
die Gülle daher als Dünger kostenmäßig interes-
santer, fordert geradezu einen Gülletourismus her-
aus und begünstigt damit insgesamt den gülleinten-
siven Betrieb. Kapitalintensive Betriebe würden 
sich vom teureren Stickstoff im übrigen nicht 
schrecken lassen. Deshalb sage ich, dieser Vor-
schlag wäre sowohl agrar- als vor allem auch um-
weltpolitisch im Ergebnis eher schädlich. 

Ein anderes Patentrezept sehen zum Teil die 
gleichen Erfinder darin, die landwirtschaftliche 
Düngung durch eine entsprechende gesetzliche Re-
gelung im Wasserhaushaltsgesetz zu einem gene-
rell erlaubnispflichtigen Tatbestand zu machen. 
Jede Düngung wäre dann grundsätzlich verboten, 
es dei denn, durch behördlichen Genehmigungsbe-
scheid erlaubt. Diese nicht vollziehbare verrückte 
Vorstellung wird vom Bund wie, das betone ich, von 
allen Bundesländern abgelehnt. Kontrollierbar 
wäre eine solche Forderung nämlich nur, wenn man 
hinter jedem Düngerstreuer und hinter jedem Gül-
lefaß einen Beamten hinterlaufen lassen würde. 

(Pfuhl [SPD]: Wer will denn das, Herr Kol-
lege?) 

— Herr Kollege Pfuhl, das war von Sachverständi-
gen aus der Wasserwirtschaft und zum Teil auch 
aus Ihrer Partei heraus die zentrale Forderung bei

-

spielsweise auch im Hearing des Bundestages zum 
Wasserhaushaltsgesetz. Deshalb erwähne ich es 
hier. Das ist eine verrückte Vorstellung. 

Wir gehen im neuen Wasserhaushaltsgesetz ei-
nen anderen wirksamen und effektiven Weg zum 
Schutz des Grundwassers auch vor Nitratbelastung. 
Da, wo es der Schutz des Grundwassers erfordert, 
können künftig Wasserschutzgebiete auch dort aus-
gewiesen werden, wo keine Trinkwassergewinnung 
beabsichtigt ist. In bestehenden wie in nach dieser 
Ermächtigung neu auszuweisenden Wasserschutz-
gebieten wird es deshalb selbstverständlich wie bis-
her erhebliche Beschränkungen für die landwirt-
schaftliche Nutzung geben, z. B. Düngungsbe-
schränkungen. An diesem Instrumentarium der 
möglichen und notwendigen Einschränkungen än-
dern wir mit unseren gesetzlichen Vorschlägen 
nichts. 

Ich möchte darauf hinweisen, wir haben als Bund 
im Wasserrecht nur eine Rahmenkompetenz. Das 
bedeutet, daß diese Regelungen auch weiterhin von 
den Ländern zu treffen sind und ja auch getroffen 
werden. 

Aber was wir neu regeln werden, ist die Entschä-
digung der Landwirtschaft für die Beschränkungen 
in Wasserschutzgebieten. Wir werden im Wasser-
haushaltsgesetz eine klare rechtsverbindliche Re-
gelung treffen, wodurch jeder Landwirt den vollen 
Ausgleich jener wirtschaftlichen Nachteile bean-
spruchen kann, die er auf Grund spezifischer Be-
schränkungen aus Wasserschutzgründen in solchen 
Gebieten hinnehmen muß. Ich sage deutlich, es 
geht dabei nicht um eine Subventionierung der 
Landwirtschaft, sondern allein um einen Nachteils-
ausgleich. Wenn nämlich im Rahmen der ordnungs-
gemäßen Landwirtschaft außerhalb von Wasser-
schutzgebieten z. B. nach der Düngerverordnung 
drei Jungvieheinheiten je Hektar zulässig sind, so 
werden das in Wasserschutzgebieten nur zwei oder 
eineinhalb Jungvieheinheiten sein. Eine solche für 
Wasserschutzgebiete typische besondere Ein-
schränkung der landwirtschaftlichen Nutzung wird 
nach bisherigem Recht nicht ausgeglichen, obwohl 
es j a ein besonderes Opfer ist, weil noch nicht das 
Ausmaß einer enteignenden Wirkung gegeben 
wäre. Wir können und wollen aber nicht die in Was-
serschutzgebieten liegenden landwirtschaftlichen 
Betriebe darauf verweisen, daß eine derart ausge-
dehnte Sozialpflichtigkeit des Eigentums einen 
Ausgleich dieser wirtschaftlichen Nachteile verbie-
tet. Im Gegenteil, wir sorgen mit dem neuen Was-
serhaushaltsgesetz dafür, daß der wasserschutzbe-
dingte wirtschaftliche Nachteil diesen Landwirten 
ausgeglichen wird. Dabei wird es sich nicht um eine 
Härtefallregelung handeln, wie sie offenbar Ihnen 
von der SPD-Fraktion bei Ihrem Antrag vor-
schwebt. Das Kriterium der Existenzgefährdung, 
Herr Kollege Kiehm, das Sie in Ihrer Rede wieder 
genannt haben, würde doch bedeuten, daß ich solan-
ge, wie die landwirtschaftlichen Beschränkungen 
noch keine Existenzgefährdungen verursachen, auf 
Sozialpflichtigkeit verweise und dann vielleicht 
nach sieben, acht oder neun Jahren, wenn mittler-
weile das Stadium einer Existenzgefährdung er- 
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reicht ist, sage, daß eine Entschädigung erforderlich 
wäre. Das wäre eine Härtefallregelung, die wir ab-
lehnen. Sie wäre völlig unzureichend. Es muß eine 
verbindliche Ausgleichsregelung sein, und es muß 
eine Regelung sein, bei der man nicht darauf war-
tet, daß das Ausmaß der Nachteile schon die Exi-
stenz des Betriebes gefährdet. 

Die Ausgleichsregelung, die wir vorschlagen wer-
den, gibt dem betroffenen Landwirt einen Anspruch 
auf Entschädigung, und zwar wie bisher, wie im 
bestehenden Wasserrecht, gegen das Bundesland. 
Ich möchte darauf hinweisen, daß wir j a auch im 
bestehenden Wasserrecht Entschädigungsverpflich-
tungen haben, 

(Pfuhl [SPD]: Unter welchen Bedingun-
gen?) 

zum Teil auch für Eingriffe, die nicht eine Enteig-
nung ausmachen, z. B. im nordrhein-westfälischen 
Landeswassergesetz. 

Vizepräsident Westphal: Herr Dr. Göhner, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Kiehm? 

Dr. Göhner (CDU/CSU): Ja, gleich, wenn ich diesen 
Gedanken ausgeführt habe. 

Vizepräsident Westphal: Viel Redezeit haben Sie 
nicht mehr. 

Dr. Göhner (CDU/CSU): Es war vereinbart, daß ich 
15 Minuten habe. 

Deshalb, Herr Kollege Kiehm, ist eine der ent-
scheidenden Grundüberlegungen — auch im Zu-
sammenhang mit der Frage des Verursacherprin-
zips — diese: Wenn ich schon nach dem bestehen-
den Wasserschutzrecht Entschädigungsverpflich-
tungen, die sich gegen das Bundesland richten, 
habe, so haben wir als Bund auf Grund unserer 
Rahmenkompetenz überhaupt keine Möglichkeit — 
alles andere wäre ein Eingriff in die Kompetenz der 
Länder —, zu bestimmen, wie diese Ausgleichsrege-
lung von den Ländern finanziert werden soll. 

Nun tun Sie bitte nicht so, als ob die Grundüberle-
gung des baden-württembergischen Wasserpfen-
nigs, wie er geplant ist, bei Ihnen ein Fremdkörper 
wäre. 

(Dr. Hauff [SPD]: Doch!) 

Das nordrhein-westfälische Landeswassergesetz, 
von der SPD-Mehrheit im Landtag verabschiedet, 
beinhaltet exakt das gleiche, z. B. einen Aufwen-
dungsersatz bei besonderen Aufwendungen in 
Wasserschutzgebieten, beispielsweise dann, wenn 
für die Abdichtung von Öltanks besondere Aufwen-
dungen erforderlich sind. 

(Widerspruch bei der SPD) 

In diesem Falle besteht für die Wasserwerke eine 
Erstattungspflicht. Das heißt, die Entschädigungen, 
die in Nordrhein-Westfalen auf Grund des Landes-
wassergesetzes gezahlt werden, müssen dem Land 
von den Wasserwerken erstattet werden. 

Nun sage ich: Wie die Länder das organisieren 
wollen, ob so, wie es in Nordrhein-Westfalen der 
Fall ist, durch eine Abwälzung der vom Land zu 
erstattenden Leistungen auf die Wasserwerke, ob 
aus Haushaltsmitteln oder auf Grund eines Wasser-
pfennigs, kann der Bundestag auf Grund seiner 
Rahmenkompetenz nicht bestimmen, und es ist 
auch durchaus möglich, hier unterschiedlichen Vor-
stellungen der Länder Raum zu geben. 

Was wir aber verbindlich regeln wollen und wer-
den, ist, daß es für die betroffenen Landwirte einen 
Erstattungsanspruch gibt. Damit wollen wir den 
Ausgleich wirtschaftlicher Nachteile sicherstellen. 

Vizepräsident Westphal: Gestatten Sie jetzt eine 
Zwischenfrage, allerdings nun von einem anderen 
Fragesteller, von Herrn Abgeordneten Klejdzinski? 
— Bitte schön. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Kollege, sind Sie be-
reit, zur Kenntnis zu nehmen, daß Sie in Nordrhein

-

Westfalen, wenn Sie dort einen Öltank bauen, kei-
nerlei Erstattung von irgendeinem Wasserwerk für 
besondere Vorkehrungen bekommen, und zwar 
auch dann nicht, wenn Sie in einer Wasserschutz-
zone wohnen? 

Dr. Göhner (CDU/CSU): Herr Kollege, Sie irren. 
§ 15 Abs. 3 und Abs. 4 des nordrhein-westfälischen 
Landeswassergesetzes regelt, daß es für besondere 
Aufwendungen in Wasserschutzgebieten eine Ent-
schädigung auch dann geben kann, wenn die Auf-
wendung noch nicht das Ausmaß einer enteignen-
den Wirkung hat. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Aber nicht bei ei

-

nem Öltank!) 

Herr Matthiesen ist oft sehr stolz auf diese Rege-
lung und hat diese immer wieder angeführt, um im 
Bundesrat vom Bund eine bundeseinheitliche Rege-
lung für Entschädigungsleistungen auch unterhalb 
der Enteignungsschwelle zu fordern. Deshalb sage 
ich Ihnen, daß dieses Landeswassergesetz gerade 
im Grundgedanken sehr wohl dem entspricht, was 
in Baden-Württemberg mit dem Wasserpfennig ge-
plant wird. 

Nun wollen j a auch Sie eine Entschädigung ge-
währen, allerdings offensichtlich erst dann, wenn 
das Ausmaß der Existenzgefährdung erreicht ist. 
Sie müßten sich einmal dazu äußern, wer diese Ihre 
Entschädigungen zahlen soll. Wenn das aus Haus-
haltsmitteln geschehen soll, ist das eine alternative 
Überlegung, die man zur Regelung der Angelegen-
heit durchaus auch anstellen kann. 

Lassen Sie mich zum Verursacherprinzip etwas 
sagen. Das Verursacherprinzip muß in diesem Zu-
sammenhang die Tatsache berücksichtigen, daß wir 
— z. B. durch die Gülleverordnung — ein generell 
umweltverträgliches Maß der Landwirtschaft fest-
legen. Wenn ich dann wegen einer Wasserent-
nahme besondere, über dieses allgemeine Maß der 
Umweltverträglichkeit hinausgehende Beschrän-
kungen vorsehe, ist die Verursachung in der Tat in 
der Wasserentnahme zu sehen. 
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Nun bitte ich Sie wiederum, sich zu überlegen: 

Was geschieht denn, wenn auf Grund von Wasser-
gewinnung der Grundwasserspiegel absinkt? Dann 
ist doch selbstverständlich eine klare Verursachung 
durch die Grundwasserentnahme gegeben. Heute 
aber ist auch dort der Landwirt auf die Frage ver-
wiesen, ob diese Grundwassersenkung für ihn eine 
enteignende Wirkung hat. 

Deshalb sage ich deutlich: Die Anwendung des 
Verursacherprinzips erfährt in diesem Bereich eine 
Einschränkung; aber dieses Prinzip wird nicht, wie 
Sie behaupten, umgekehrt. 

Politiker aller Parteien, auch der SPD, betonen 
immer wieder in Reden, den Landwirten müsse 
eine Honorierung ihrer landschaftspflegerischen 
Tätigkeit gewährt werden. Zum erstenmal im ge-
samten Umweltrecht werden wir mit der geplanten 
Ausgleichsregelung diesen Grundsatz verwirkli-
chen und in eine politische Regelung umsetzen. Es 
handelt sich, davon bin ich überzeugt, um eine 
bahnbrechende Regelung, die auch im Landschafts-
recht der Länder entsprechende Entschädigungsre-
gelungen nach sich ziehen muß. Die Regelung wird, 
auch davon bin ich fest überzeugt, gewissermaßen 
Vorbildcharakter haben, um der Landwirtschaft be-
sondere ökologische Leistungen wirklich zu vergü-
ten. Wir leisten damit zugleich einen Beitrag für die 
Existenzsicherung der in diesen betroffenen Gebie-
ten liegenden Betriebe. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Mann  [GRÜNE]: Einen Beitrag zum Wahl-

kampf in Niedersachsen!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Pfuhl. 

Pfuhl (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Entgegen der Meinung des Kollegen 
Hirsch, die er auf meine Zwischenfrage geäußert 
hat, bedaure ich wirklich, daß das Ministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten hier nicht 
vertreten ist. 

(Gattermann [FDP]: Im Bundesrat!  — 
Baum  [FDP]: Der Minister war eben hier; 

er mußte in den Bundesrat!) 
— Das war wohl Herr Gallus. Ich hörte: Der Mini-
ster ist in Niedersachsen. Bei allem Verständnis für 
die Notwendigkeit des Wahlkampfes, dort zu retten, 
was noch zu retten ist: Er könnte lieber hiersein. 

(Beifall bei der SPD) 

Das Thema „Trinkwasserversorgung und Land-
wirtschaft" ist Bestandteil der Ausführungen, die 
ich hier machen will, und zwar im Zusammenhang 
mit den gesetzlichen Maßnahmen, die getroffen 
werden müssen. 

Sehr verehrter Herr Handlos, ich habe nicht die 
Absicht, mich jetzt an dem Status quo aufzuhängen, 
denn wir wollen ja etwas Besseres schaffen. Deswe-
gen können Sie Ihre Argumente nicht am Status 
quo der Gesetzgebung aufhängen. 

Die Belastung von Grund- und Oberflächenwas-
ser durch die intensive Landbewirtschaftung ist 
heute wohl unbestritten, wobei diese nicht allein  

der Belastungsgrund ist. Die neuerliche Absenkung 
des duldbaren Nitratwerts im Trinkwasser auf 
50 mg/l bringt viele Wasserwerke in Verlegenheit. 
Die bestehenden wasserrechtlichen Vorschriften 
zum Schutz vor Nitratbelastung sind im Bereich der 
Landwirtschaft nicht immer beachtet worden. Der 
sogenannte Verdünnungsimport von unbelastetem 
Wasser in belastete Regionen mittels immer länger 
werdender Fernleitungen verursacht derartige Ko-
sten, daß die zuständigen Behörden auf immer re-
striktivere Grenzwerte drängen werden. 

Wenn jetzt deswegen Bewirtschaftungsvorschrif-
ten auf die landwirtschaftlichen Betriebe in Was-
sereinzugsgebieten zukommen, müssen gleichzeitig 
existenzbedrohende Härten für die betroffenen 
Landwirte vermieden werden. Die SPD-Bundes-
tagsfraktion fordert deshalb in ihrem Antrag 
„Trinkwasserversorgung und Landwirtschaft", der 
einem Bundesratsbeschluß folgt, die Bundesregie-
rung auf, im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens 
zur Fünften Novelle zum Wasserhaushaltsgesetz 
bundeseinheitliche Vorschriften für die Entschädi-
gung der von Umweltauflagen betroffenen Land-
wirte vorzuschlagen. Wir können einfach nicht ein-
sehen, warum die Bundesregierung dieser Auffor-
derung nicht nachkommen will. Die Bundesregie-
rung zögert bedauerlicherweise, einen solchen Vor-
schlag vorzulegen, aus — so sehe ich es — formali-
stischen Gründen. Sie beruft sich auf die Rahmen-
kompetenz. Dabei ist diese Unsicherheit in der 
Sache um so unverständlicher, als z. B. selbst die 
CDU-Landtagsfraktion in Nordrhein-Westfalen in 
einem Antrag von der Landesregierung verlangt 
hat, den Bundestag aufzufordern, den § 19 Abs. 3 
des Wasserhaushaltsgesetzes mit dem Ziel zu än-
dern, bundeseinheitliche Entschädigungen bei der 
Ausweisung von Wasserschutzzonen auch dann zu 
ermöglichen, wenn der Eingriff unterhalb der Ent-
eignungsschwelle liegt. Also auch hier wird die For-
derung nach bundeseinheitlichen Entschädigungen 
erhoben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Machen wir 
doch!) 

Auch der Deutsche Bauernverband fordert dies ja 
in seiner jüngsten Entschließung, die er in der vori-
gen Woche auf der außerordentlichen Bundesver-
sammlung beschlossen hat. 

Die SPD-Bundestagsfraktion verlangt im Inter-
esse der deutschen Landwirtschaft, daß die Bundes-
regierung zu einer klaren Regelung kommt, die die 
Zielsetzungen der Anwendung des Verursacher-
prinzips, der Sozialpflichtigkeit des Eigentums, des 
Vorrangs des Gewässerschutzes und der Einhal-
tung der Vorschriften des Wasserhaushaltsgesetzes 
auf der einen Seite, aber auch die Erhaltung einer 
möglichst großen Anzahl bäuerlicher Existenzen 
auf der anderen Seite in Einklang bringt. 

Was die Landwirtschaft in ihrer heutigen Lage 
braucht, sind keine Ankündigungen, keine Gummi-
paragraphen, sondern verbindliche Aussagen dar-
über, welche Belastungen sie aus der künftigen Um-
weltpolitik zu tragen hat und in welchen Fällen die 
Allgemeinheit verpflichtet ist, die Leistungen ge-
meinsam mit den Landwirten zu tragen. 
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Gleichzeitig muß die Bundesregierung auf eine 

grundlegende Änderung der Agrarpolitik in der ge-
samten EG dringen, um so auch die wirtschaftli-
chen Voraussetzungen für eine umweltverträgliche 
Landwirtschaft zu schaffen. Die Ankündigungen 
auf dem Agrarelefantentreffen am Montag in Nie-
dersachsen und die Kabinettsbeschlüsse vom Mitt-
woch lassen aber den Schluß zu, daß eine grundle-
gende Agrarreform mit dieser Regierung nicht 
möglich ist. Ich kann nur sagen: Der Berg kreißte, 
und heraus kamen einige Mäuslein des Herrn 
Kiechle. 

Die SPD-Bundestagsfraktion fordert deshalb die 
Bundesregierung auf, die Einführung auch einer 
Abgabe auf Stickstoffdünger zu überprüfen. Es ist 
interessant, daß mittlerweile selbst hohe Bauern-
verbandsfunktionäre, die Landtagsabgeordnete der 
CDU sind, an so etwas denken. Ich habe hier einen 
Artikel des Bauernverbandspräsidenten in Baden 
vorliegen, der fordert — ich zitiere —: „Der Stick-
stoff muß vier- bis fünfmal soviel kosten wie heute, 
damit es sich auch für den Landwirt nicht lohnt, 
Spitzenbeträge herauszuholen." Das heißt also, hier 
werden die Verminderung der Stickstoffdüngung 
und damit auch eine Verminderung der Produktion 
ins Spiel gebracht. 

Wenn der Effekt einer solchen Maßnahme im 
Hinblick auf die Überproduktion auf dem EG-
Agrarmarkt auch fraglich ist — wir wissen, wie 
schwierig es sein wird, dort gemeinsame Regelun-
gen zu finden —, so liegt es doch nahe, den Dünger-
einsatz in der Landwirtschaft zu überdenken, um 
dadurch die Trinkwasserbelastung zu verringern. 
Ich glaube auch, daß mit dieser Maßnahme gegebe-
nenfalls Ausgleichszahlungen für solche Landwirte 
finanziert werden können, die aus Umweltschutz-
gründen auf geringerer Intensitätsstufe produzie-
ren und Ertragseinbußen hinnehmen müssen. 

Wir wenden uns in dieser Sache gegen einen län-
derpolitischen Alleingang in Richtung auf einen 
Wasserpfennig — oder wie immer das genannt wer-
den soll —, weil die Lasten dann von Land zu Land, 
von Region zu Region ungerecht verteilt werden 
und kein ausreichendes Signal in Richtung einer 
umweltschonenden Landwirtschaft allgemein in 
der Bundesrepublik gesetzt wird. Aus diesem 
Grunde haben wir diesen Antrag eingebracht. Ich 
bitte, ihm zuzustimmen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Schmidbauer. 

Schmidbauer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Ich 
möchte eine Vorbemerkung machen. Frau Kollegin 
Hönes von den GRÜNEN, ich biete Ihnen, die Sie 
vorhin meine Zwischenfrage nicht zugelassen ha-
ben, aber freiweg behauptet haben, daß die Bundes-
regierung bei der Formulierung der Novelle zum 
Waschmittelgesetz blankweg von Ihnen abgeschrie-
ben habe, angesichts Ihres kümmerlichen Gesetz-

entwurfs von 1984 folgende Wette an: Für jeden 
Paragraphen, bei dem Sie mir nachweisen können, 
daß er abgeschrieben wurde, erhalten Sie von mir 
ein Waschmittelpaket oder, wenn Sie wollen, geras-
pelte Kernseife, ganz nach Ihrem Belieben, in ent-
sprechender Menge. Ich bitte Sie aber auch, daß wir 
dann diese Wette entweder einlösen oder solche 
Dinge nicht einfach behaupten. Übrigens wäre es 
gefährlich für die Fraktion, wenn wir festgestellt 
hätten, daß dem so wäre; denn dann wüßten wir in 
der Tat, daß wir politisch auf einem völlig falschen 
Dampfer gewesen wären. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin Hö-
nes? 

Schmidbauer (CDU/CSU): Ich möchte mich jetzt 
nicht revanchieren. Sie kann das nachher mit mir 
ausmachen. 
Zum Kollegen Pfuhl. In der Tat, Herr Kollege 

Pfuhl, regeln wir jetzt in § 19 des Wasserhaushalts-
gesetzes diesen bundeseinheitlichen Rahmen der 
Entschädigungsmöglichkeit für die Landwirte. Ich 
habe Ihrer Rede entnommen, daß Sie dem zustim-
men. Ich meine nur, daß dann auch die entspre-
chenden Anträge der SPD-Fraktion vorgelegt wer-
den müßten. Im übrigen darf ich darauf hinweisen, 
daß bereits bei der Einbringung der Novelle zum 
WHG im letzten Jahr der Kollege Spranger auf 
diese Rahmenregelung und die Absicht der Bundes-
regierung sowie unserer Fraktion hingewiesen hat, 
das zu regeln. 
Kampfstimmung im Hinblick auf den Wasser-

pfennig zu erzeugen halte ich für sinnlos. Wir müs-
sen uns dann in den Ländern darüber unterhalten, 
wie dies finanziert wird. Ich hoffe, daß wir hier in 
der Tat von der Sache her — so hoffe ich nach den 
Reden von Herrn Müller, Herrn Pfuhl und Herrn 
Kiehm — nicht weit auseinanderliegen. Dabei gibt 
es natürlich ein gewisses Potential an Verbalakro-
batik im Hinblick auf den Wahlkampf, insbeson-
dere wenn ich daran denke, was Sie, Herr Pfuhl, 
hier soeben gesagt haben, daß so viele von uns in 
Niedersachsen sind. 

(Mann [GRÜNE]: Bei Herrn Göhner vor al

-

len Dingen!) 

Wenn Ihre Minister nicht in Niedersachsen sind, 
dann zeigt das vielleicht, daß Sie in Niedersachsen 
keine Chance mehr sehen — um Ihnen das zurück-
zugeben. 

Im übrigen halte ich gar nichts davon, wenn wir 
jeweils wechselseitig auf die Bänke sehen, wer hier 
anwesend ist und wer nicht. Weiterhin darf ich fest-
stellen, daß die IMK tagt, und ich gehe davon aus, 
daß auch Ihre Minister bei der IMK anwesend sind 
und deshalb heute nicht hier sitzen können. 

Ich möchte zum Thema kommen und Ihnen sa-
gen, daß wir wohl alle der Meinung sind, daß saube-
res Wasser als Grundlage unseres Lebens unent-
behrlich ist und daß saubere Gewässer auch für 
eine dauerhafte Sicherung unserer Trinkwasserver-
sorgung Voraussetzung sind. Die CDU/CSU-Frak-
tion hat die Bundesregierung in ihrem Entschlie- 
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ßungsantrag vom 9. Februar 1984 gebeten, die not-
wendigen Verbesserungen der Gewässerreinhal-
tung in die Wege zu leiten. Wir begrüßen, daß die 
Bundesregierung unserem Auftrag in einem sehr 
breit angelegten Konzept nachgekommen ist. Die 
Bundesregierung läßt keinen Zweifel daran, daß 
der Gewässerschutz in ihrem Umweltschutzpro-
gramm einen herausragenden Stellenwert hat. 

Im Oktober des letzten Jahres haben wir bei der 
ersten Lesung über die Regierungsvorlage der 
Fünften Novelle zum Wasserhaushaltsgesetz über 
die Verschärfung des ordnungsrechtlichen Instru-
mentariums des Gewässerschutzes diskutiert. Die-
ses Gesetz wird dem Deutschen Bundestag in 
Kürze zur Entscheidung vorliegen. Heute stehen 
die produktbezogenen Regelungen des Waschmit-
telgesetzes auf der Tagesordnung. Der Innenaus-
schuß kann seine ausführlichen Beratungen im An-
schluß daran aufnehmen. Ich bin hier sehr zuver-
sichtlich. Ich hatte in der letzten Woche bei der IG 
Metall Gelegenheit, diese Fragen mit Betriebsräten 
zu diskutieren, und ich denke, daß wir hier sicher zu 
Lösungen kommen, die sowohl der Ökologie als 
auch den ökonomischen Belangen dienen können. 
Das Abwasserabgabengesetz mit dem ökonomi-
schen Instrument der Abwasserabgabe wird folgen; 
darauf haben bereits einige Kollegen hingewiesen. 

Das Gesamtkonzept unserer Gewässerschutzpoli-
tik hat die Bundesregierung in der Antwort auf die 
Große Anfrage der SPD-Fraktion zur Novellierung 
der Wasserschutzgesetze ausführlich dargelegt. 
Heute können wir feststellen: Diese Koalition und 
die von ihr getragenen Bundesregierungen wissen 
um ihre Verantwortung für den Umweltschutz. Wir 
orientieren unsere Politik an den realen Problemen 
in der Praxis. Die getroffenen Maßnahmen sind ef-
fektiv und bringen uns wie im Bereich der Luftrein-
haltung auch im Gewässerschutz einen großen 
Schritt voran. 

Welche Probleme haben wir noch zu bewältigen? 
Ich denke, daß wir mit den Schaumbergen auf den 
Gewässern keine Sorgen mehr haben müssen, ver-
ursacht durch schwer abbaubare waschaktive Sub-
stanzen in Wasch- und Reinigungsmitteln. Hier 
gab es spürbare Verbesserungen. Der Herr Kollege 
Baum hat von der Kontinuität der Politik gespro-
chen, die übrigens von 1957 mit dem Wasserhaus-
haltsgesetz über 1975 mit dem Waschmittelgesetz 
jetzt zur Novellierung führt. Heute gilt es vielleicht 
noch zu erwähnen, daß auch die biologische Abwas-
serreinigung inzwischen einen zufriedenstellenden 
Stand erreicht hat. 

Heute gilt es, unsere Umwelt vor den in immer 
größerem Umfang auftretenden gefährlichen Stof-
fen zu schützen. Hier sind in erster Linie die insbe-
sondere für die Trinkwasserversorgung gefährli-
chen Stoffgruppen wie Halogenverbindungen und 
bestimmte Schwermetalle zu nennen. 

(Baum [FDP]: Sehr richtig!) 

Die Neufassung des § 7 a des Wasserhaushaltsgeset-
zes — Kollege Göhner ist darauf eingegangen — 
und als flankierende Maßnahme die veränderte Ab-
wasserabgabe markieren die Schwerpunkte in dem 

derzeit problematischen Teil der Gewässerreinhal-
tung. 

Der zweite kritische Bereich ist die Verstärkung 
des Grundwasserschutzes, über den wir bei der er-
sten Lesung zur Novellierung des Wasserhaushalts-
gesetzes ausführlich gesprochen haben. 

Schließlich möchte ich als dritten Punkt die zu 
hohe Belastung vor allem unserer stehenden und 
langsam fließenden Oberflächengewässer mit 
phosphor- und stickstoffhaltigen Nährstoffen nen-
nen. Dies führt, Frau Kollegin Hönes, wie Sie rich-
tig analysiert haben, zu übermäßigem Algenwachs-
tum und beeinträchtigt viele Gewässernutzungen, 
umschrieben mit dem Begriff der Eutrophierung. 
An diesem Punkt setzen die Instrumente des 
Waschmittelgesetzes an. Sie kennen alle die um-
strittene Bezeichnung der Deutschen als Europa-
meister im Verbrauch von Wasch- und Reinigungs-
mitteln und als Weltmeister im Verbrauch von 
Weichspülern. Tatsache bleibt, daß die Produktion 
von Wasch- und Reinigungsmitteln in den letzten 30 
Jahren um mehr als das Vierfache zugenommen 
hat. Als überzeugte Marktwirtschaftler verstehen 
wir zwar das Interesse jedes Produzenten an jährli-
chen Produktionssteigerungen. Wir dürfen aber die 
damit verbundene Zunahme der Umweltbelastung 
nicht vernachlässigen und müssen dann als Gesetz-
geber zwischen den ökonomischen und ökologi-
schen Interessen den richtigen Ausgleich finden. 
Das mehr als 10 Jahre alte Instrumentarium des 
geltenden Waschmittelgesetzes reicht dafür heute 
nicht mehr aus. 

Die CDU/CSU-Fraktion sieht für die notwendigen 
Verbesserungen des Waschmittelgesetzes folgende 
Schwerpunkte: 

Erstens. Der Schutzbereich des Gesetzes muß 
ausgeweitet werden. Die Liste der Wasch- und Rei-
nigungsmittel, die unter das geltende Gesetz fallen, 
ist unzureichend und muß erweitert werden. Ich 
nenne nur die in großen Mengen eingesetzten 
Weichspüler. Es geht dabei aber auch um andere 
chemische Substanzen. 

Zweitens. Wir dürfen uns nicht darauf beschrän-
ken, nur den Einsatz der Chemie zu reglementieren. 
Wir müssen auch dafür sorgen, daß z. B. die Wasch-
maschinen so konstruiert werden, daß ein mög-
lichst gewässerschonender Effekt erreicht wird. 
Wasch- und Reinigungsmittel hängen auch von den 
technischen Einrichtungen ab. Es besteht hier eine 
wechselseitige Abhängigkeit. 

Drittens. Die Möglichkeiten, die Umweltverträg-
lichkeit von Wasch- und Reinigungsmitteln fort-
laufend nach dem technischen Stand zu verbessern, 
müssen erweitert werden. Ich denke dabei weniger 
an starre und fragwürdige gesetzliche Verbote als 
daran, ein flexibles Vorsorgeinstrumentarium zu 
schaffen, mit dem bei konkretem Bedarf die gebote-
nen Gegenmaßnahmen getroffen werden können. 

Viertens. Der Verbraucher muß stärker in die 
Lage versetzt werden, seine eigene Verantwortung 
bei der richtig dosierten Verwendung von Wasch- 
und Reinigungsmitteln zu erkennen und ihr ge-
recht zu werden. Wir werden sehr sorgfältig zu prü- 
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fen haben, welche Informationen am besten geeig-
net sind, dieses Ziel zu erreichen. Wir haben dazu 
Zeit im Innenausschuß. 

Der vorliegende Gesetzentwurf erfüllt zwei wich-
tige Bedingungen. Erstens: Schadstoffe werden an 
der Quelle reduziert. Zweitens: Das Vorsorgeprin-
zip wird ebenfalls realisiert. Dies sind zwei wichtige 
Elemente unserer Umweltpolitik. 

Bei der Durchsetzung der berechtigten Belange 
des Umweltschutzes — das möchte ich abschlie-
ßend noch ausdrücklich betonen — wollen wir 
keine überflüssigen staatlichen Eingriffe. Ich be-
grüße hier ausdrücklich die gerade von der Wasch-
mittelindustrie immer wieder erklärte und auch 
wiederholt praktizierte Bereitschaft, von sich aus 
eine ausreichende Umweltverträglichkeit ihrer Pro-
dukte sicherzustellen. Dies beweist, die Soziale 
Marktwirtschaft kennt ihre Verantwortung für die 
Sicherung einer gesunden Umwelt. Dies zeigt ihre 
Überlegenheit anderen Wirtschaftsformen gegen-
über nicht nur bei der Lösung ökonomischer, son-
dern auch bei der Lösung ökologischer Fragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Richtig ist allerdings auch — und insoweit stimme 
ich dem Kollegen Kiehm zu —, daß freiwillige Ab-
sprachen die präzise Positionsbestimmung durch 
den Gesetzgeber nicht ersetzen, sondern Vorausset-
zung sind. So kann das Kooperationsprinzip richtig 
funktionieren. 

Nun, Herr Kiehm, zu Ihrem Schlenker mit Bezug 
auf das Abfallbeseitigungsgesetz. 

(Zuruf von der SPD) 

— Das macht nichts. Er liest es vielleicht im Proto-
koll nach, wenn ich ihn einmal gelobt habe. Es geht 
um sein Zitat vom 20. Juni 1985. Mit Ihrem Schlen-
ker zum Abfallbeseitigungsgesetz hätten Sie war-
ten müssen, bis wir das Abfallbeseitigungsgesetz in 
zweiter und dritter Lesung beraten. Dann hätten 
Sie sich dazu auslassen können. Aber bei der SPD 
ist es ja meistens so, daß, wenn es um das Abfallbe-
seitigungsgesetz geht, in vielen Zeitschriften etwas 
erzählt wird, was vielleicht die Erwartungshaltung 
sein könnte, aber nicht darauf Bezug genommen 
wird, was wir real nachher hier beschließen wol-
len. 

Mit der Vorlage unserer Wassergesetze wird 
deutlich, daß wir eine breit angelegte Gewässer-
schutzpolitik betreiben und am Ende der Legisla-
turperiode auch in diesem Bereich eine außeror-
dentlich positive Bilanz vorweisen können. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Kollege Hirsch von der FDP hat 
den Bogen vom Wein zum Wasser gespannt. Ich 
möchte den Bogen etwas weiter spannen. Wer nach 
der Aktuellen Stunde heute morgen um 8 Uhr in 
diesem Haus an Berlin denkt, der wird noch die 

Hoffnung gehabt haben, sich mit Wein trösten zu 
können. Nachdem hier die Weindebatte gelaufen 
ist, wird man den Wunsch haben, der Wein möge 
möglichst mit genügend Wasser verdünnt sein. 

(Dr. Rumpf [FDP]: Das schadet den Win

-

zern schon wieder!) 

Bei der Wasser-Debatte fragt man sich dann, ob 
man denn wohl auch den Sprudel von der richtigen, 
täglich durch ein gutes Labor kontrollierten Quelle 
trinkt. 

(Dr. Rumpf [FDP]: Unverantwortlich!) 

Ich sage dies, weil es ein verbindendes Stichwort 
für alle drei Dinge gibt, ein bißchen launig gemeint, 
aber doch ganz ernsthaft: Das ist das Thema Liqui-
dität. Liquidität ist das Problem in Berlin. Und die 
flüssigen Stoffe, über die wir heute gesprochen ha-
ben, hängen damit zusammen; denn wer das Was-
ser schützen will, der braucht eine Regierung, die 
handlungsfähig und unabhängig ist. 

(Mann [GRÜNE]: Sehr gut!) 

Bei dem Stichwort Liquidität ist mein Zweifel an 
der Unabhängigkeit dieser Bundesregierung, was 
Umweltschutzpolitik angeht, gegeben. Beim Kataly-
sator durften wir vermuten, daß die Unabhängig-
keit fehlt, auch aus Parteifinanzierungsgründen. 
Ich glaube, daß es bei der Wasserschutzpolitik bei 
dieser Regierung auch nicht anders ist. 

(Senfft [GRÜNE]: Mit Sicherheit, ja!) 

Dabei ist es so, daß sich das Regierungswissen 
nicht von der Opposition unterscheidet. Wenn ich 
die Antworten der Bundesregierung lese, kann ich 
dem Text entnehmen, daß die Gefährdung des Was-
sers groß ist und die Sorgen der Regierung eigent-
lich auch. 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Nur Ihre 
nicht!) 

Dennoch ist der Ton, in dem geantwortet wird, ver-
haltener, als wenn manchmal Regierungsmitglieder 
über Wasserprobleme sprechen. Ich habe den 
Staatssekretär Gallus z. B. schon ganz anders in Er-
innerung zu Wasserproblemen, als ich hier heute 
Herrn Spranger gehört habe. 

In der Tat muß es eigentlich zu weitaus alarmie-
renderer Sprache führen, verehrte Kollegen aus der 
Regierung, als sie in der Antwort vorhanden ist, 
wenn man weiß, daß die Zahl der Wasserwerke, die 
eigentlich über der Schadensgrenze in bezug auf 
den Nitratgehalt liegendes Wasser ins Versorgungs-
netz einspeisen, von Jahr zu Jahr steigt, und zwar 
mit Steigerungsraten, die den Waldsterbensfort-
schritten nicht nachstehen. Wenn dies so weiter-
geht und wir doch wissen, daß in den Bodenschich-
ten über den Trinkwasservorräten schon längst 
über Jahre Depots angehäuft sind, die jetzt vom 
Regen langsam in die Grundwasservorräte hinun-
tergespült werden, müßte uns allen klar sein, daß 
wir eigentlich Grund haben, sehr viel schneller zu 
handeln, obwohl wir noch mit steigenden Schadens-
meldungen auch in der Zukunft zu rechnen haben. 

Da können wir uns nicht beruhigen, daß es uns 
zur Zeit gelingt, den Oberflächengewässern mehr 
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und mehr Schmutz zu entziehen, wenn wir aus 
Kreislaufüberlegungen wissen, daß das Deponieren 
des dem Oberflächenwasser entzogenen Schmutzes 
auf Deponien leider mit der problematischen Wir-
kung behaftet ist, daß der Schadstoff der aus den 
Fließgewässern herausgeholt ist, nun auf den Depo-
nien, allerdings mit Langzeitwirkung, sickern wird. 

Nun mag man da manches eingrenzen können, 
indem man kontrolliert deponiert. Dennoch bleibt 
das Problem erhalten, daß man auf diese Art und 
Weise langfristige Vorsorge nicht hinlänglich be-
treibt. 

Da ich von Deponien spreche, will ich das Säu-
men und Zögern der Bundesregierung in anderen 
Bereichen mit Wasserschutz anprangern, „anspran-
gern", müßte man es eigentlich nennen; 

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN) 

denn wenn ich mir anschaue, daß wir 50 000 Alt-
deponien haben, die nicht alle die schlimme Quali-
tät von Münchehagen haben müssen, aber in denen 
Stoffe sind, über deren Wirkung sich die Kommu-
nalpolitiker jeweils lieber nicht Aufschluß geben, 
weil sie, wenn sie wüßten, was drinsteckt, handeln 
müßten, den Kommunen aber das Geld fehlt, um zu 
handeln, bleibt eigentlich nur: Wer Wasserschutz 
treiben will, für den bleibt nur eine bundesweite 
Finanzierung der Überprüfung unserer Altlasten, 
unserer Deponien, übrig — wenn man wirklich 
Grundwasser schützen will. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: In den CDU- und 
CSU-regierten Ländern ist schon längst da-

mit begonnen worden!) 

Wenn hinter die Altlastbeseitigung, weil dahinter 
auch noch Kriegsfolgewirkungen stecken, nicht der 
Bund mit Finanzierungskompetenz tritt, bleibt alles 
Reden über Trinkwasserschutz eigentlich Schall 
und Rauch. Und solange der Bund bei den Finan-
zierungsfragen im Zusammenhang mit der Alt-
lastenproblematik zögert, nehme ich dieser Regie-
rung keine ernsthafte Wasserschutzpolitik ab. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Dieser Regierung fehlt die Unabhängigkeit und 
darum die Fähigkeit, im Interesse des Wassers zu 
handeln. Man kann in der Tat in den Texten der 
Antwort dasselbe entdecken, was hier auf diesem 
Buch steht: daß das Wasser eines unserer wichtig-
sten Lebensmittel ist. Das ist eine wunderbare Ein-
leitung einer jeden Antwort. Dieses Buch habe ich 
gestern in einer Bahnhofsbuchhandlung zufällig 
entdeckt. Da steht: Report über das Lebensmittel 
Nummer 1. Die eigentliche Überschrift heißt: To-
deskandidat Wasser. Darin ist eine entsetzliche 
Reihe von Beispielen enthalten, wie schludrig wir 
in Alltagssorglosigkeit mit den Wasservorräten un-
seres Landes umgehen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Von Ihrer Regie-
rungszeit!) 

Auch beruhigende Erklärungen über die Quanti-
tät des Wasserdargebots können nicht darüber hin-
wegtäuschen, daß wir höchst beunruhigt über die 
sich verschlechternde Qualität unseres Wasseran-
gebots zu sein haben und daß dieses so lange wei-

terlaufen wird, wie die alltägliche Sorglosigkeit im 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen anhält. 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Machen Sie 
einmal Vorschläge!) 

Das gilt von Hausfrauen bis zu Landwirten. Das gilt 
für Kommunen bis zu großen Unternehmen. Wenn 
man dagegen etwas tun will, dann — das ist völlig 
richtig — geht das nicht mit Staatsanwalt, Polizei 
und Gerichten, 

(Zuruf von der [CDU/CSU]: Deshalb ma- 
chen wir j a etwas!) 

sondern es muß an die Stelle der alltäglichen Sorg-
losigkeit und zum Teil der Ahnungslosigkeit über 
die Problematik der Stoffe, die man benutzt, etwas 
treten, was mit dem in dieser Gesellschaft funktio-
nierenden Prinzip — Sie würden immer sagen: 
Marktwirtschaft — funktioniert. Wenn nicht in die 
Kostenkalkulation der Haushalte und in die Er-
tragskalkulation der Unternehmen eingeht, 

(Beifall des Abg. Dr. Hauff [SPD]) 

daß die Schädigung der Natur vorbeugend bezahlt 
werden muß, 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Haben Sie 
schon etwas vom Abwasserabgabengesetz 
gehört? — Dr. Laufs [CDU/CSU]: Haben 
Sie etwas davon gehört, daß es hier in die

-

sem Land Umweltschutzgesetze gibt? — 
Baum  [FDP]: Das ist schlimm, was Sie da 
sagen. Das haben wir doch zusammen ge

-

macht!) 

dann gibt es keine konsequente Umweltschutzpoli-
tik. Wenn Sie diese jedoch wollen, dann brauchen 
Sie einen Staat, der handlungsfähig und unabhän-
gig gegenüber Interessen ist, die da sagen: Die kurz-
fristige Kalkulation des Ertrages ist mir wichtiger, 
als nach dem Verursacherprinzip zuvor zur Kasse 
gebeten zu werden. Ich werde auf Sie, auf die Regie-
rungsparteien, Einfluß nehmen — es gibt sie, diese 
Versuche der Einflußnahme, auch bei anderen. 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Das Buch ha

-

ben Sie noch nicht gelesen! Sonst könnten 
Sie das nicht sagen! — Dr. Laufs [CDU/ 
CSU]: Der Umweltpolitiker Sperling! Ohne 

jede Ahnung!) 

Wir möchten lieber, daß Schäden später nach dem 
Gemeinlastprinzip beseitigt werden, als heute nach 
dem Verursacherprinzip zur Kasse gebeten zu wer-
den. — 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Das ist eine verständliche Grundhaltung. Wenn ein-
zelne sie haben, wären andere idiotisch, sie nicht zu 
teilen, nach dem Wirtschaftsprinzip, nach dem diese 
Gesellschaft angetreten ist. 

Folglich gehört es in das Prinzip dieser Gesell-
schaft hinein, daß vorbeugender Umweltschutz von 
der Regierung in Kosten- und Preiskalkulationen 
eingebracht wird. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
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Solange diese Regierung sich solchem Denken ver-
weigert 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Und die Länder?) 

und ihre Vordenker in Baden-Württemberg mit 
dem Wasser-Pfennig genau das Gegenteil vorden-
ken, 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

so lange traue ich Ihnen, verbliebene Regierungs-
mitglieder, außer persönlicher Gutwilligkeit keine 
Handlungsfähigkeit und keine Unabhängigkeit zu, 
die dafür sorgt, daß das Lebensmittel Nummer 1 in 
unserem Land von dieser Regierung in der Tat hin-
länglich geschützt wird. 

Dies würde auch bedeuten — um das an einem 
Beispiel zu zeigen —, daß man nach den Konse-
quenzen für das Bewußtsein aller Politikbereiche — 
Kommunalpolitik, Landespolitik, Bundespolitik — 
fragt, wenn das Prinzip der Fernversorgung mit 
Trinkwasser weiter läuft. Wir brauchen im Grunde 
genommen für jede Gemeinde die Kontrolle dessen, 
was in ihrem Gebiet geschieht, 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

und zwar dadurch, daß sie verpflichtet ist, auf eige-
nem Grund und Boden einen Mindestbeitrag zur 
Trinkwasserversorgung ihrer Bevölkerung zu lei-
sten, so daß in der Tat aus jeder Kommune der 
Druck entsteht, für Gewässerschutz zu sorgen. Daß 
wir heute Verhältnisse haben, wo nur wenige Ge-
meinden mehr in der Lage sind, aus eigenem Grund 
und Boden ihre Wasserversorgung sicherzustellen, 

(Mann [GRÜNE]: Das ist ein Skandal!) 

ist von vielen zu kritisieren, auch von mir, selbst 
wenn die frühere Politik meiner eigenen Partei in 
dieser Richtung manches mitbewirkt hat. 

(Mann [GRÜNE]: Sehr gut! Sehr einsichtig! 
— Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Aber wer ein wasserschützendes Bewußtsein ent-
wickeln will, muß organisatorische Vorkehrungen 
treffen, daß Prozesse, die dauernd Sorglosigkeit 
herstellen, beendet werden. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Schmidbauer [CDU/CSU]: Vorschlag!) 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
schließe damit: Ich wünsche Ihnen an diesem Wo-
chenende, daß Sie immer gutes Wasser zu trinken 
bekommen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Dr.  Weng [Gerlingen] [FDP]: Aber hoffent

-

lich nicht nur!) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Zu Tagesordnungspunkt 18a, d und e schlägt der 
Ältestenrat die Überweisung der Vorlagen an die in 
der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vor. 
Gibt es dazu anderweitige Vorschläge? — Das ist 
nicht der Fall. Dann sind die Überweisungen so 
beschlossen. 

Damit sind wir am Schluß unserer heutigen Ta-
gesordnung. Ich berufe die nächste Sitzung des 
Deutschen Bundestages auf Mittwoch, den 23. April 
1986, 13 Uhr ein. 

Ich wünsche Ihnen ein gutes Wochenende. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 12.40 Uhr) 
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Schroer (Mülheim) 18. 4. 
Dr. Solms 18. 4. 
Dr. Freiherr Spies von Büllesheim 18. 4. 
Stobbe 18. 4. 
Uldall 18. 4. 
Verheugen 18. 4. 
Frau Wagner 18. 4. 
Weinhofer 18. 4. 
Werner (Dierstorf) 18. 4. 
Werner (Westerland) 18. 4. 
Wissmann 18. 4. 
Wittmann (Tännesberg) 18. 4. 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates 

Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen 

Der Präsident hat gemäß § 80 Abs. 3 Satz 1 der Geschäftsord-
nung die nachstehenden Vorlagen überwiesen: 

Unterrichtung durch die deutsche Delegation in der Parla
-

mentarischen Versammlung des Europarates über die Ta

-

gung der Parlamentarischen Versammlung des Europarates 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

vom 27. bis 31. Januar 1986 in Straßburg (Drucksache 
10/5138) 
zuständig: Auswärtiger Ausschuß (federführend) 

Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Unterrichtung durch die Bundesregierung: Bericht über die 
Ergebnisse der Verhandlungen zum Vorschlag eines Be-
schlusses des Rates über die Entsprechung der beruflichen 
Befähigungsnachweise zwischen den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft (Drucksache 10/5193) 
zuständig: Ausschuß für Bildung und Wissenschaft (feder

-

führend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Entschlie-
ßung zum Polizeiüberfall auf die friedliche Demonstration 
von Umweltschützern von „Duna Kör" in Budapest (Druck-
sache 10/5278) 
zuständig: Auswärtiger Ausschuß 

Unterrichtung durch die Bundesregierung: Zusammenstel-
lung der über- und außerplanmäßigen Ausgaben im 4. Vier

-

teljahr des Haushaltsjahres 1985 (Drucksache 10/5233) 
zuständig: Haushaltsausschuß 

Unterrichtung durch die Bundesregierung: Berufsbildungs-
bericht 1986 (Drucksache 10/5110) 
zuständig: Ausschuß für Bildung und Wissenschaft (feder-

führend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
Haushaltsausschuß 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Forschung und Technolo-
gie hat mitgeteilt, daß der Ausschuß von einer Berichterstattung 
gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 der Geschäftsordnung über die nachste-
hende Vorlage absieht: 

Unterrichtung durch die Bundesregierung: Programm der 
Bundesregierung „Angewandte Biologie und Biotechnologie" 
(Drucksache 10/3724) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
hat mitgeteilt, daß der Ausschuß von einer Berichterstattung ge-
mäß § 80 Abs. 3 Satz 2 der Geschäftsordnung über die nachstehen-
den Vorlagen absieht: 

Unterrichtung durch die Bundesregierung: Bericht über die 
Frage, ob eine noch stärkere Beteiligung der ehrenamtlichen 
Richter im arbeitsgerichtlichen Verfahren möglich ist 
(Drucksachen 9/1271, 10/358 Nr. 66) 

Unterrichtung durch die Bundesregierung: Bericht der Bun-
desregierung über die Wettbewerbssituation zwischen pra-
xiseigenen zahntechnischen Labors und gewerblichen zahn-
technischen Labors (Drucksachen 9/811, 10/358 Nr. 61) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Bildung und Wissenschaft 
hat mitgeteilt, daß der Ausschuß von einer Berichterstattung ge-
mäß § 80 Abs. 3 Satz 2 der Geschäftsordnung über die nachste-
hende Vorlage absieht: 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Entschlie-
ßung zur Europäischen Anerkennung nationaler Diplome, 

Prüfungszeugnisse und Befähigungsnachweise (Drucksache 
10/3327) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Wirtschaft hat mitgeteilt, 
daß der Ausschuß die nachstehenden EG-Vorlagen zur Kenntnis 
genommen hat: 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Ände-
rung der Verordnung (EWG) Nr. 1698/85 zur Einführung ei-
nes endgültigen Antidumpingzolls auf Einfuhren von elektro-
nischen Schreibmaschinen mit Ursprung in Japan - KOM 
(85) 852 endg. (Drucksache 10/4983 Nr. 1) 

Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 950/68 über den Gemeinsamen Zollta-
rif - KOM (85) 724 endg. (Drucksache 10/4983 Nr. 2) 
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Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Festle-
gung der Grundregeln für die Anwendung des ergänzenden 
Handelsmechanismus — KOM (85) 773 endg. (Drucksache 
10/4983 Nr. 3) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung 
der Verordnung (EWG) Nr. 3761/83 über die Anwendung des 
Systems von Ursprungserzeugnissen des Internationalen 
Kaffee-Übereinkommens von 1983 in Quotenzeiten — KOM 
(85) 764 endg. (Drucksache 10/4983 Nr. 4) 

Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 1900/85 über die Einführung gemein-
schaftlicher Ausfuhr- und Einfuhranmeldungen — KOM (85) 
688 endg. (Drucksache 10/4983 Nr. 5) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Ände-
rung der Verordnungen (EWG) Nr. 3132/85, Nr. 3130/85 und 
3131/85 zur Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung von Ge-
meinschaftszollkontingenten für bestimmte Waren der Tarif-
nummer 08.03 des Kapitels 27 und der Tarifstelle 55.09 des 
Gemeinsamen Zolltarifs mit Ursprung in Spanien aufgrund 
des Beitritts Spaniens und Portugals (1986) — KOM (85) 735 
endg. (Drucksache 10/4983 Nr. 6) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung 
der Verordnung (EWG) Nr. 3588/82 über die gemeinsame Ein-
fuhrregelung für bestimmte Textilwaren mit Ursprung in Ju-
goslawien — KOM (85) 795 endg. (Drucksache 10/4983 Nr. 7) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über die 
Ausfuhrregelung für bestimmte Bearbeitungsabfälle und be-
stimmten Schrott aus NE-Metallen — KOM (85) 718 endg. 
(Drucksache 10/4983 Nr. 8) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über die 
Bestimmung des Begriffs „Waren mit Ursprung in" oder „Ur-
sprungswaren" und die Maßnahmen der Zusammenarbeit 
der Verwaltungen, die im Warenverkehr zwischen dem Zoll-
gebiet der Gemeinschaft, Ceuta und Melilla und den Kanari-
schen Inseln anzuwenden sind — KOM (85) 692 endg. 
(Drucksache 10/4983 Nr. 9) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Ände-
rung der Verordnung 3587/82 über die gemeinsame Einfuhr-
regelung für bestimmte Textilwaren mit Ursprung in Taiwan 
— KOM (85) 837 endg. (Drucksache 10/4983 Nr. 10) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Festle-
gung der Regelung, die Spanien und Portugal bis zum 28. Fe-
bruar 1986 im Handel mit bestimmten Drittländern anwen-
den und 

Entwurf einer Entscheidung der im Rat vereinigten Vertre-
ter der Regierungen der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl und der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften und 

zur Festlegung der Regelung für die Einfuhr von unter den 
Vertrag über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl fallenden Waren mit Ursprung in Ägyp-
ten, Algerien, Israel, Jordanien, Jugoslawien, Libanon, Ma-
rokko, Syrien, Tunesien und der Türkei nach Spanien und 
Portugal — KOM (85) 765 endg. (Drucksache 10/4983 Nr. 11) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates betreffend 
den Abschluß von Abkommen in Form eines Briefwechsels 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft einer-
seits und der Republik Österreich, der Republik Finnland, 
der Republik Island, dem Königreich Norwegen, dem König-
reich Schweden und der Schweizerischen Konföderation an-
dererseits über die vom 1. Januar 1986 bis 28. Februar 1986 
zwischen dem Königreich Spanien und der Portugiesischen 
Republik einerseits, der Republik, Österreich, der Republik 
Finnland, der Republik Island, dem Königreich Norwegen, 
dem Königreich Schweden und der Schweizerischen Konfö-
deration andererseits anwendbare Handelsregelung und 

Entwurf eines Beschlusses der im Rat vereinigten Vertreter 
der Regierungen der Mitgliedstaaten der Europäischen Ge-
meinschaft für Kohle und Stahl, der Vertreter der Regierun-
gen des Königreichs Spanien und der Portugiesischen Repu-
blik und der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
über den Abschluß eines Abkommens zwischen den vorge-
nannten Staaten und der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl einerseits und der Republik Österreich, der 
Republik Finnland, der Republik Island, dem Königreich 
Norwegen, dem Königreich Schweden und der Schweizeri-
schen Konföderation andererseits über die zwischen dem 

Königreich Spanien und der Portugiesischen Republik einer-
seits und der Republik Österreich, der Republik Finnland, 
der Republik Island, dem Königreich Norwegen, dem König-
reich Schweden und der Schweizerischen Konföderation an-
dererseits vom 1. Januar 1986 bis 28. Februar 1986 anwend-
bare Handelsregelung — KOM (85) 772 endg. (Drucksache 
10/4983 Nr. 12) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Einfüh-
rung mengenmäßiger Beschränkungen für bestimmte Er-
zeugnisse mit Ursprung in den Vereinigten Staaten von 
Amerika — KOM (86) 36 endg. (Drucksache 10/5074 Nr. 1) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Einfüh-
rung eines endgültigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren 
bestimmter Holzschuhe mit Ursprung in Schweden und zur 
- Vereinnahmung des vorläufigen Antidumpingzolls — KOM 
(86) 17 endg. (Drucksache 10/5074 Nr. 2) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über den 
Abschluß des Abkommens in Form eines Briefwechsels zwi-
schen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Sozialistischen Republik Rumänien zur Änderung des An-
hangs II des Protokolls zum Abkommen über den Handel mit 
gewerblichen Waren — KOM (86) 3 endg. (Drucksache 
10/5074 Nr. 3) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Verlän-
gerung des vorläufigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren 
bestimmter elektronischer Waagen mit Ursprungsland in Ja-
pan — KOM (85) 853 endg. (Drucksache 10/5074 Nr. 4) 

Entwurf einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontin-
gents für Ferrophosphor der Tarifstelle ex 28.55 A des Ge-
meinsamen Zolltarifs — KOM (86) 5 endg. (Drucksache 
10/5074 Nr. 6) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Einfüh-
rung eines endgültigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren 
von Rollenketten mit Ursprung in der Volksrepublik China 
und zur endgültigen Vereinnahmung der auf diese Einnah-
men erhobenen vorläufigen Antidumpingzölle — KOM (86) 
24 endg. (Drucksache 10/5074 Nr. 7) 

Entwurf einer Entschließung des Rates über eine Orientie-
rung der Gemeinschaft für die Weiterentwicklung der neuen 
und erneuerbaren Energiequellen — KOM (86) 12 endg. 
(Drucksache 10/5074 Nr. 8) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Durchfüh-
rung des Beschlusses Nr. 2/85 des Gemischten Ausschusses 
EWG-Schweiz/EWG-Österreich — Gemeinschaftliches Ver-
sandverfahren — zur Änderung des Abkommens zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Schwei-
zerischen Eidgenossenschaft/der Republik Österreich zur 
Anwendung der Bestimmungen über das gemeinschaftliche 
Versandverfahren sowie zur Änderung seiner Anlagen und 

Entwurf des Beschlusses Nr. 2/85 des Gemischten Ausschus-
ses EWG-Schweiz/Österreich. „Gemeinschaftliches Versand-
verfahren" über den spanischen und den portugiesischen 
Wortlaut des Abkommens zwischen der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossen-
schaft/Republik Österreich zur Anwendung der Bestimmun-
gen über das gemeinschaftliche Versandverfahren und zur 
Änderung der Anlagen dieses Abkommens — KOM (85) 845 
endg. (Drucksache 10/5074 Nr. 9) 

Der Vorsitzende des Finanzausschusses hat mitgeteilt, daß der 
Ausschuß die nachstehenden EG-Vorlagen zur Kenntnis genom-
men hat: 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der 
Richtlinie 72/464/EWG über die anderen Verbrauchsteuern 
auf Tabakwaren als die Umsatzsteuer (sechste Verlängerung 
der zweiten Harmonisierungsstufe) — KOM (85) 683 endg. — 
»Rats-Dok. Nr. 11408/85« (Drucksache 10/4983 Nr. 50) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über die für 
den Warenverkehr zwischen Spanien und Portugal während 
des Zeitraums der Anwendung von Übergangsmaßnahmen 
geltenden Ursprungsregeln — KOM (85) 830 endg. — »Rats-
Dok. Nr. 4194/86« (Drucksache 10/4983 Nr. 52) 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Harmonisierung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatz- 
steuern — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: Mehrwert- 
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steuerregelung für den Betrieb einer künftigen festen Ver-
bindung über den Ärmelkanal — KOM (85) 858 endg. — 
»Rats-Dok. Nr. 4189/86« (Drucksache 10/4983 Nr. 53) 

Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Festlegung der 
Vorschriften für in das Zollgebiet der Gemeinschaft ver-
brachte Waren — KOM (85) 766 endg. — »Rats-Dok. Nr. 4195/ 
86« (Drucksache 10/4983 Nr. 54) 

Vorschlag für eine einundzwanzigste Richtlinie des Rates 
zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten über die Umsatzsteuer — Verlängerung der Frist für 
die Anwendung des gemeinsamen Mehrwertsteuersystems 
in der Republik Griechenland — KOM (85) 821 endg. — 
»Rats-Dok. Nr. 4314/86« (Drucksache 10/5074 Nr. 33) 

Der Vorsitzende des Innenausschusses hat mitgeteilt, daß der 
'Ausschuß von einer Beratung der nachstehenden EG-Vorlagen ab-
gesehen hat: 

Empfehlung für einen Beschluß des Rates durch den die 
Kommission ermächtigt wird, im Namen der Gemeinschaft 
Programme und Maßnahmen im Rahmen des Übereinkom-
mens zur Verhütung der Meeresverschmutzung vom Lande 
aus (Pariser Übereinkommen) zu genehmigen — KOM (85) 
520 endg. — Rats-Dok. Nr. 9421/85 (Drucksache 10/4184 
Nr. 15) 

Vorschlag für eine Verordnung (EGKS, EWG, EURATOM) 
des Rates zur Angleichung der Dienst- und Versorgungsbe-
züge der Beamten und sonstigen Bediensteten der Europäi-
schen Gemeinschaften sowie der Berichtigungskoeffizienten, 
die auf diese Dienst- und Versorgungsbezüge anwendbar 
sind — KOM (85) 633 endg. — Rats-Dok. Nr. 10686/85 (Druck-
sache 10/4681 Nr. 49) 

Der Bundeskanzler hat mit Schreiben vom 7. April 1986 gemäß 
§ 30 Abs. 4 des Bundesbahngesetzes vom 13. Dezember 1951 den 
Wirtschaftsplan der Deutschen Bundesbahn für das Geschäftsjahr 
1986 nebst Anlagenband, den Stellenplan der Deutschen Bundes-
bahn für das Geschäftsjahr 1986 und den Nachtrag zum Wirt-
schaftsplan für das Geschäftsjahr 1985 mit den Anlagen zur Ta-
belle 3 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. Diese Vorla-
gen liegen im Parlamentsarchiv zur Einsicht aus. 

Anlage 3 • 

zu Protokoll gegebene Rede 
des Abg. Eimer (Fürth) (FDP) 
zu Punkt 4 der Tagesordnung 

(Kriegsdienstverweigerungs-Neuordnungs

-

gesetzes)*) 

Das zur Verabschiedung anstehende Gesetz ist 
eines der ganz wenigen, die den Bundestag so ver-
lassen, wie sie eingebracht wurden. Es dreht sich 
auch nur um die Verlängerung einer Befristung der 
bisherigen Lösung, nicht um eine inhaltliche Ände-
rung. 
Die Beibehaltung dieser bisherigen Lösung — 

der  Zivildienst dauert 1 /3 länger als der Wehrdienst 
— hätte allerdings Konsequenzen angesichts der 
Tatsache, daß gerade eben der Wehrdienst von 15 
auf 18 Monate verlängert wurde. Das hätte zur Fol-
ge, daß der Zivildienst von 20 auf 24 Monate verlän-
gert werden müßte. Dies erschien uns Freien Demo-
kraten zu lang. 
Wenn diese Verlängerung heute nicht so wirksam 

wird, dann deswegen, weil eben auch das neue Ge-
setz zunächst nur befristet ist und durch diese Be- 

*) Siehe 210. Sitzung Seite 16166 B  

fristung eine Verlängerung nicht mehr zum Tragen 
kommt. Es bleibt also bis zu einem weiteren Gesetz-
gebungsverfahren beim alten. Ein bestehendes Ge-
setz bleibt gültig. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesund-
heit hat mit Mehrheit diese neue Befristung so be-
schlossen. Ich gebe zu, daß die weitere Befristung 
nicht nur aus sachlichen Gründen vorgenommen 
wurde; wir wollten weitere Erfahrungen sammeln, 
die Zeit ist knapp gegen Ende dieser Legislaturpe-
riode. Diese Befristung erfolgte auch, weil eine Eini-
gung in der Sache über den Bestand der Drittellö-
sung noch nicht gefunden, eine endgültige Lösung 
verschoben wurde. 

Die Unterschiede zwischen den einzelnen Gesetz-
entwürfen waren so groß nicht, aber immer wenn 
politische und sachliche Unterschiede gering sind, 
sind die Emotionen und die gegenseitigen Beschim-
pfungen am schlimmsten. 

Der Ablauf der ersten Lesung zu diesem Gesetz 
war ein Paradebeispiel für den bösen Stil im Parla-
ment. Zur Sache selbst gibt es ja nicht mehr viel 
Neues zu sagen. Alle Argumente sind durchgekaut. 
Die bösartigen Ausfälle der SPD sollen offenbar 
verschleiern, daß unter der Regierungsverantwor-
tung der SPD ein Gesetz nicht zustande kam und es 
auch nicht an der FDP scheiterte, sondern an den 
Sozialdemokraten. So nachzulesen im Protokoll der 
229. Sitzung der 8. Wahlperiode am 3. Juli 1980. Die 
Ausfälle der SPD sollen wohl auch verschleiern, daß 
alle Verdächtigungen gegen das neue Gesetz nicht 
eingetroffen sind, daß es nicht verfassungswidrig 
ist, daß es von den Betroffenen besser beurteilt 
wurde als hier von der SPD. 

Die Entscheidung eines Menschen nach seinem 
Gewissen kann nicht überprüft werden. Der Vorteil 
dieses Gesetzes ist, daß bei dem weitaus größten 
Teil der Wehrdienstverweigerer diese Überprüfung 
durch die Lästigkeit des längeren Dienstes ersetzt 
wird. Die Abwägung und Gewissensprüfung finden 
nicht mehr statt vor einem Gremium, sondern die 
Abwägung trifft jeder für sich selbst. Andere ent-
scheiden nicht mehr über fremdes Gewissen. 

Zu Beginn habe ich von  sachlichen Gründen ge-
sprochen, die eine erneute Befristung zweckmäßig 
erscheinen lassen. Ein Punkt ist für mich dazuge-
kommen. Die schriftlichen Unterlagen, die heute 
eingereicht werden, werden praktisch unbegrenzt 
aufbewahrt. Ich frage mich, aus welchen Gründen 
dies nötig ist. Ich frage mich, ob diese Unterlagen 
nicht aus Gründen des Datenschutzes nach Ab-
schluß des Verfahrens oder aber nach Ableisten des 
Ersatzdienstes zweckmäßigerweise zu vernichten 
seien. Wenn heute noch keine Antwort auf diese 
Frage gegeben werden kann, dann deswegen, weil 
wir auf diesen Punkt erst kurzfristig gestoßen sind 
und er noch genauer überprüft werden muß. 

Wir fürchten aber auch, daß eine Änderung in der 
zweiten Lesung in der notwendigen Sorgfalt nicht 
vorgenommen werden kann und das Gesetz durch 
Fristeinrede verzögert werden könnte. Eine beson-
dere Eile ist auch deswegen nicht erforderlich, weil 
durch Versiegelung der Unterlagen nach einem 
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Verfahren, das mit dem Datenschutzbeauftragten 
ausgehandelt ist, Schaden nicht auftreten dürfte. 
Dennoch muß diese Frage nach unserer Überzeu-
gung überprüft werden. Die SPD hat in ihrem Ent-
schließungsantrag in sieben Punkten. Änderungs-
wünsche und vermeintliche Mängel des bestehen-
den Gesetzes zusammengefaßt. Auch wenn ich in 
einigen wenigen Bereichen Ansatzpunkte sehe, wo 
man weiterdenken könnte, die maßlose Polemik, 
die überzogenen und wirklichkeitsfremden Forde-
rungen machen den SPD-Antrag unbrauchbar. Wer 
dann noch weiß, daß eine vernünftige Regelung, die 
auch vor den Augen des Verfassungsgerichtes Be-
stand hat in der sozialliberalen Koalition an den 
Auseinandersetzungen der SPD gescheitert ist, 
kann den jetzt vorliegenden Entschließungsantrag 
der Sozialdemokraten nur als ein Dokument der 
Unaufrichtigkeit bezeichnen. 

Dem Gesetz werden wir zustimmen, den Ent-
schließungsantrag der SPD aber ablehnen. 

Anlage 4 

Zu Protokoll gegebene Rede des Abg. Schartz 
(Trier) (CDU/CSU) zu Punkt 17 und den Zusatz

-

punkten 3 bis 5 der Tagesordnung (Große Anfrage 
betr. Gifte in in- und ausländischen Weinen): 

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen! Meine Her-
ren! Diese Debatte behandelt eine Große Anfrage 
der SPD und verschiedene Anträge der Fraktion 
der GRÜNEN zum Wein. Die große Anfrage der 
sozialdemokratischen Fraktion trägt die Über-
schrift: „Gifte in in- und ausländischem Wein."  Und 
schon diese Überschrift ist falsch. Denn: Es gab und 
gibt, meine sehr geehrten Damen und Herren der 
SPD, kein Gift in deutschem Wein. Der deutsche 
Wein — und dies wird seit 1973 durch inzwischen 
1,8 Millionen amtliche Qualitätsweinkontrollen mit 
über 10 Milliarden Litern Wein bewiesen — ist sau-
ber. Im deutschen Wein ist kein Gift gefunden wor-
den. Deswegen ist mir unbegreiflich, daß die SPD 
die Überschrift ihrer Großen Anfrage so gewählt 
hat, daß der Eindruck entstehen muß, es gäbe Gift 
in deutschem Wein. Ich will mit allem Nachdruck 
widersprechen, und die SPD wäre gut beraten, ihre 
Große Anfrage auch inhaltlich dementsprechend zu 
ändern. 

Die Anträge der GRÜNEN sind es im Grunde 
nicht wert, daß man sich im Plenum des Deutschen 
Bundestages mit ihnen beschäftigt. Die Feder bei 
der Formulierung dieser Anträge hat nicht die 
Sachkenntnis, sondern die Ideologie geführt. Sie 
sind durchweg gekennzeichnet von einer Mißach-
tung der Bedürfnisse der deutschen Winzer und ei-
ner geradezu sagenhaften Unkenntnis der gesam-
ten Weinproblematik. 

Nur ein Punkt verdient es beachtet zu werden, 
nämlich der, daß die Herkunftsländer der in 
Deutschland bearbeiteten Sektgrundweine auf dem 
Etikett anzugeben sind. Dieser Punkt ist sachlich  

richtig erkannt und darüber hinaus auch richtig for

-

muliert. Das darf aber nicht weiter verwundern, 
weil in der Formulierung fast wortwörtlich das 
übernommen wurde, was der Deutsche Bundestag 
1982 einstimmig in das deutsche Weingesetz aufge-
nommen hat. 

Über den neuerlichen Entschließungsantrag der 
SPD könnte man lange diskutieren. Beispielhaft 
will ich aber nur auf drei Punkte eingehen: 

1. Hat die SPD bei der Forderung nach einer 
Deklarationspflicht für alle Weinzusatzstoffe be-
dacht, daß eine derartige Änderung allein für deut-
schen Wein beim Verbraucher sehr wohl den Ein-
druck erwecken kann, daß nur deutsche Winzer 
Weinbehandlungsmittel verwenden und daß dies zu 
einer ungeheuren und einseitigen Belastung der 
deutschen Winzer führen würde? 

2. Hat die SPD bedacht, welche Auswirkungen die 
Einführung von Hektarhöchsterträgen in der Bun-
desrepublik für die einzelnen Winzerbetriebe mit 
sich bringt, und sieht die SPD nicht die Gefahr, daß 
eine Angebotslücke bei deutschem Wein durch aus-
ländischen Wein aufgefüllt wird? 

3. Hat die SPD bedacht, daß die Einführung einer 
Deklarationspflicht von Süßreserve und Saccharose 
allein für deutschen Wein zu einer Abwendung des 
Verbrauchers von deutschem Wein führen kann. 
Andererseits besteht auch Übereinstimmung bei 
verschiedenen Punkten des Entschließungsantra-
ges der SPD. 

Deshalb empfehle ich, daß wir die Überweisung 
des Entschließungsantrages der Regierungskoali-
tion des Antrages der SPD und der Anträge der 
GRÜNEN an die zuständigen Ausschüsse beschlie-
ßen. 

Doch nun zum Gift im ausländischen Wein! Daß 
die aus dem Ausland kommenden Weine nicht in 
Ordnung sind, daß sie gepanscht sind, ja, daß sie 
mit Gift versetzt sind, beweisen die Vorgänge des 
letzten Jahres um den österreichischen Wein und 
die makabren Vorgänge, die wir zur Zeit um italie-
nischen Wein erleben. Daß der deutsche Winzer 
Angst um seine Zukunft haben muß, weil der Wein 
schlechthin seinen guten Ruf verloren hat, obwohl 
die deutschen Winzer daran unschuldig sind, und 
daß der deutsche Verbraucher Angst um seine Ge-
sundheit haben muß, hat seine tiefe Ursache in der 
Tatsache, daß die Kontrolle ausländischer Weine in 
der EG offensichtlich in keiner Weise den Anforde-
rungen gerecht wird. Sie ist, wie jeder erkennen 
kann, nicht in der Lage, unsere Verbraucher und 
unsere Winzer bei ausländischem Wein zu schützen. 
Und auch die deutsche Weinkontrolle funktioniert 
nicht so, wie man dies von der Weinkontrolle in 
einem Land erwarten könnte, in dem lebensmittel-
rechtlich und weinrechtlich die schärfsten Bestim-
mungen auf der ganzen Welt bestehen und in dem 
die Verwaltung dafür bekannt ist, daß sie die ge-
setzlichen Bestimmungen auch durchsetzt. 

Es kann nicht sein, daß wegen gesundheitsge-
fährdender und giftiger Stoffe in österreichischen 
und italienischen Weinen das deutsche Weingesetz 
verschärft wird. Was dort geschehen ist, ist nicht 
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eine Frage von Gesetzeslücken oder der Fahrlässig-
keit, sondern Lebensmittel- bzw. Wirtschaftskrimi-
nalität mit tödlichen Folgen. Dafür sind die Be-
schlagnahme aller Produktionsanlagen, ein Berufs-
verbot und drastische Strafen zu fordern. 

Ich führe Klage über die Kontrolle ausländischer 
Weine, die in die Bundesrepublik eingeführt wer-
den. Ich will dies begründen. Im Jahre 1980 — ge-
nau am 1. August 1980 — habe ich der Bundesregie-
rung mitgeteilt, daß der deutsche Markt von billig-
sten österreichischen Prädikatsweinen über-
schwemmt wird und im Jahre 1982 — am 4. März — 
habe ich mitgeteilt, daß österreichische Beerenaus-
lesen für weniger als für 5 DM in den Einzelhan-
delsgeschäften angeboten werden. Ich habe die 
Bundesregierung darauf hingewiesen, daß diese 
Preise keiner korrekten Kalkulation entspringen 
können und daß allein die Preise den Verdacht auf 
Manipulation rechtfertigen. 

Mit Schreiben vom 22. September 1980 — unter-
zeichnet von Bundesminister Ertl in Übereinstim-
mung mit dem Bundesminister für Gesundheit  — 
hat  mir die Bundesregierung geantwortet: 

Die Einfuhren aus Österreich können ausrei-
chend kontrolliert werden; ... bis zur österrei-
chischen Grenze sind Manipulationen ausge-
schlossen. 

Damals hat die Bundesregierung nicht bedacht, 
daß in Österreich selbst die Winzer mehr für die 
Beerenauslesen erhielten, als man hier in Deutsch-
land dafür zahlen mußte. 

In einer parlamentarischen Anfrage habe ich die 
Bundesregierung darauf hingewiesen, daß die 
Grenzkontrollen beim Import ausländischer Weine 
nicht in Ordnung sein könnten, weil ganze Lastzüge 
mit Wein verschwänden. Die Bundesregierung 
mußte mir damals antworten, es würden nur 5% der 
eingeführten Flaschenweine an der Grenze kontrol-
liert, und sie sei nicht in der Lage, mir mitzuteilen, 
wieviel Prozent der eingeführten Tankzugweine 
überhaupt kontrolliert würden, da dies im Ermes-
sen des jeweiligen Zollamtsleiters liege. Dies muß 
geändert werden. Im Zusammenhang mit dem ver-
fälschten österreichischen Wein führe ich Klage — 
und das darf nicht unter den Tisch gekehrt werden 
— über das Verhalten der österreichischen Behör-
den, die offensichtlich im Wissen um die Verfehlun-
gen in ihrem Lande die offiziellen Dienststellen der 
Bundesrepublik Deutschland nur zögernd oder so-
gar falsch unterrichtet haben. Der extrem niedrige, 
nicht kostendeckende Preis hätte ein Indikator für 
gefälschten Wein sein müssen — auch beim Import 
italienischer Weine. Wer für 0,36 DM, 0,44 DM und 
0,52 DM oder auch noch für 0,60 DM in der Lage ist, 
Weine frei Haus aus Italien nach Deutschland zu 
liefern, der kann keinen echten Wein liefern. Ge-
rade bei Italien, wo in den 60er Jahren aus Ochsen-
blut, Wasser und dem Saft verdorbener Feigen und 
Bananen Exportwein hergestellt worden ist, hätte 
die Weinkontrolle nach einem Blick in die Preissta-
tistik von sich aus schärfere Untersuchungen 
durchführen müssen. Dabei will ich durchaus aner-
kennen, daß es bei den 2 000 Inhaltsstoffen des Wei-
nes schwer ist, einen zugesetzten Inhaltsstoff her-

auszufinden, und in Zusammenhang mit italieni-
schem Wein lobe ich die Bundesregierung, daß sie 
jetzt nach einer noch relativ kurzen Frist die obliga-
torische Kontrolle der italienischen Weine an der 
Grenze vorschreibt. 

Ich weise auf die Gefahr hin, daß man in Italien 
versuchen wird, die mit dem Gift Methanol ver-
seuchten Weine mit anderen Weinen zu verschnei-
den, um den wirtschaftlichen Verlust relativ gering 
zu halten. Deswegen darf die obligatorische Kon-
trolle, also die Kontrolle jeder Einzelpartie, nicht 
aufgehoben werden. Sie muß so lange fortgesetzt 
werden, bis sichergestellt ist, daß jeder Tropfen ver-
gifteten Weines in Italien auch vernichtet wurde. 
Und dies wird Jahre dauern. 

Die Gefahr von Weinverfälschungen besteht auch 
bei ungarischen und nordafrikanischen Weinen 
(Ausbruchweine zu 3,99 DM), die nun verstärkt auf 
unseren Markt drängen. Bereits vor Wochen habe 
ich eine Aufforderung an die Bundesregierung ge-
richtet, ungarische Weine gezielt zu untersuchen. 

Es darf nicht weiter sein, daß Deutschland weiter 
der Schuttabladeplatz ausländischer Weine ist. 

Die Überwachung durch die deutschen Kontroll-
behörden muß auch die Frage der Bezeichnungs-
wahrheit mit einbeziehen. Ein makabres Beispiel 
für eine vielleicht nicht de jure, aber de facto wahr-
heitswidrige Bezeichnung ist ja die Bezeichnung 
„Bauernschoppen" für in Südtirol abgefüllte Weine 
aus Süditalien. Mit der deutschen Bezeichnung 
„Bauernschoppen" und mit dem Abfüllort in Südti-
rol wird der Eindruck erweckt, es handele sich um 
Südtiroler Weine. 

Ähnliches ist mit den Prädikatsbezeichnungen 
„Ausbruch" und „Spätgelesen" oder auch mit den 
Rebsortenbezeichnungen aus dem südosteuropäi-
schen Raum zu beobachten. Es muß doch eine 
Stelle geben — und wenn es sie nicht gibt, müssen 
wir sie schaffen —, die nachkontrolliert, ob denn die 
Herkunftsbezeichnung richtig oder falsch ist. Und 
dies sollte eine deutsche Stelle sein. 

Es ist doch erwiesen, daß weder Österreich noch 
Italien in der Lage und bereit sind, ihre Weine so zu 
kontrollieren, wie es richtig und notwendig wäre (in 
ganz Italien gibt es nur 367 Lebensmittelkontrol-
leure). 

Und hier komme ich zum Schluß auf ein beson-
ders düsteres Kapitel der Weingeschichte in Euro-
pa. Wenn meine Informationen stimmen, so unter-
sagt die EG eine höhere Kontrolldichte als 15 % bei 
importiertem Wein. Hier frage ich: Nimmt die EG

-

Kommission denn die Verantwortung dafür auf 
sich, daß die Existenzen von Tausenden deutscher 
Winzer vernichtet werden? Nimmt die EG-Kommis-
sion die Verantwortung dafür auf sich, daß Men-
schen in ihrer Gesundheit geschädigt werden, ja 
daß Menschen sterben, weil die Kontrollen bei aus-
ländischem Wein nicht funktionieren? Wer gibt uns, 
dem deutschen Weinverbraucher, denn die Gewähr, 
daß ausländischer Wein zumindest zukünftig sau-
ber ist? Wer gibt dem deutschen Sekttrinker die 
Gewähr, daß der in Deutschland aus ausländischem 
Wein hergestellte Sekt in Ordnung ist? 
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Warum verweigert die EG-Kommission die In-
kraftsetzung der Bestimmung im deutschen Wein-
gesetz, daß das Ursprungsland der Sektgrundweine 
auf dem Etikett der Sektflasche angegeben sein 
muß? Wir wollen wissen, aus welchem Wein der 
Sekt hergestellt ist. Wir brauchen Sicherheit, daß 
nicht auch die Sektgrundweine mit Methanol ver-
setzt sind. Wir brauchen bei den EG-Verschnitten 
am Wein, also der Mischung von Tafelwein aus den 
verschiedensten europäischen Ländern die Angabe, 
aus welchen Ländern diese EG-Verschnitte stam-
men. Richtig wäre, daß man diese ganzen europäi-
schen Ramschverschnitte, diesen Weinverschnitt 
aus mehreren Ländern der EG, verbietet. Wein muß 
wieder an seinem Ursprung erkennbar sein. Wein 
ist ein individuelleres Produkt als jedes andere. 

Ein großer Dichter — Ortega y Gasset — hat 
sinngemäß gesagt: „Ehe der Wein ein Verwaltungs-
objekt wurde, war er ein Gott." Und die EG-Kom-
mission tötet diesen göttlichen Wein durch ihre 
Weinrechtsphilosophie, die unter der Manie der 
Gleichmacherei leidet. Dies zeigt sich insbesondere 
im perversen Vorgehen der EG-Kommission in 
Sachen obligatorischer Destillation. 

Eine Vielzahl von deutschen Weinbaubetrieben 
wurde Monate nach der Weinernte vorgeschrieben, 
eine bestimmte Menge ihres Weines destillieren zu 
lassen, obwohl in vielen Fällen der gesamte Weinbe-
stand dieser Winzer schon längst verkauft war. Um 
dem Verwaltungszwang nachzukommen, sollten 
deutsche Winzer Wein in Süditalien kaufen und ihn 
dann gleich vor Ort destillieren lassen. 

Und dies möchte ich zum Schluß sagen: Wenn 
weiter diese Allmacht der EG-Kommission bleibt, 
wenn weiter diese Uneinsichtigkeit und dieser 
Hochmut der EG-Kommission und ihrer Beamten 
bleiben, dann wird die Kommission Europa töten — 
nicht in der äußeren Wirklichkeit, aber, was viel-
leicht noch schlimmer ist, im Herzen der Bürger. 
Und wenn wir, die Mitglieder des Deutschen Bun-
destages, der europäischen Idee, den deutschen 
Verbrauchern und den deutschen Winzern dienen 
wollen, dann müssen wir dieser Allmacht der EG-
Kommission und ihrer Administration Widerstand 
leisten und die Entscheidung wieder dorthin brin-
gen wo in einem demokratischen Staatswesen die 
Entscheidungen hingehören: nämlich in das frei ge-
wählte Parlament. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der 
deutsche Verbraucher, die deutsche Weinwirtschaft, 
die deutschen Winzer sind durch die Skandale mit 
ausländischem Wein nachhaltig geschädigt worden. 
Wir müssen deutlich machen, daß der deutsche 
Wein nichts mit Gift im Wein zu tun hat. Wir müs-
sen deutlich machen, daß der deutsche Wein sauber 
ist und daß man ihm vertrauen kann. Deswegen ist 
eine große Aufklärungskampagne notwendig, an 
der sich der Bund und die weinbautreibenden Län-
der auch finanziell beteiligen müssen. 

Die Fraktion der CDU/CSU hat folgenden Ent-
schließungsantrag vorgelegt. 

Kontrolle ausländischer Weine 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag ersucht die Bundesre-
gierung, folgende Maßnahmen zur besseren Kon-
trolle ausländischer Weine einzuleiten: 

1. wirksame Kontrolle aller importierten Weine 
hinsichtlich gesundheitsgefährdender Inhalts-
stoffe, Bezeichnung und Herkunft, 

2. Schaffung einer Bundeszentralstelle „Import-
wein" mit bundesweiten Zugriffs- und Untersu-
chungsmöglichkeiten sowie nationaler und EG-
weiter Koordination, 

3. möglichst weitgehende Umsetzung der Bestim-
mungen des deutschen Weingesetzes von 1982 in 
EG-Recht, 

4. Verbot der Herstellung von EG-Tafelweinver-
schnitten, 

5. Deklarationspflicht der Herkunftsländer bei 
Sektgrundweinen, 

6. Durchführung einer Konferenz zu Fragen der 
technisch und ökonomisch möglichen Manipula-
tionen bei Wein als Grundlage für Stichproben-
untersuchungen auf bestimmte Stoffe. 

Im Interesse des deutschen Weines, der deut-
schen Winzer und der Verbraucher bitte ich Sie, 
diese Resolution zu unterstützen. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Jahn auf die Frage 
des Abgeordneten Magin (CDU/CSU) (Drucksache 
10/5309 Frage 30): 

Wie beurteilt die Bundesregierung Überlegungen, das 
Raumordnungsverfahren, in das die Prüfung der Verträglich-
keit mit den überörtlichen raumbedeutsamen Belangen des 
Umweltschutzes einbezogen ist, im Raumordnungsgesetz 
rahmenrechtlich zu verankern? 

Die Bundesregierung prüft zur Zeit, ob und ggf. 
wie in das Raumordnungsgesetz Rahmenvorschrif-
ten über das Raumordnungsverfahren aufgenom-
men werden sollen. 

Sie berücksichtigt dabei, daß sich die Konferenz 
der für Raumordnung und Landesplanung zustän-
digen Minister des Bundes und der Länder im März 
1985 einmütig für die rahmenrechtliche Veranke-
rung des Raumordnungsverfahrens im Raumord-
nungsgesetz ausgesprochen hat. 

Die Prüfung steht auch im Zusammenhang mit 
der „EG-Richtlinie über die Umweltverträglichkeit 
bei bestimmten öffentlichen und privaten Projek-
ten" vom 27. Juni 1985, über deren Umsetzung die 
Bundesregierung gegenwärtig berät. 

Die Prüfung ist noch nicht abgeschlossen. Die 
Bundesregierung wird jedoch zu Ihrer Frage im 
Laufe der Beratungen über den vom Bundesrat ein-
gebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Verbesse-
rung des Umweltschutzes in der Raumordnung und 
im Fernstraßenbau Stellung nehmen. 
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Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Jahn auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Sperling (SPD) (Drucksache 
10/5309 Fragen 31 und 32): 

Wie groß sind die Flächen, die der Bund in den letzten drei 
Jahren durch Neubau, Ausbau und Umbau seiner Liegen-
schaften verbraucht hat? 

Was tut die Bundesregierung, um den Flächenverbrauch 
im Rahmen seiner eigenen Bautätigkeit zu verringern? 

Zu Frage 31: 

Eine zusammengefaßte Übersicht über den Lie-
genschaftsverbrauch des Bundes durch Neubau, 
Ausbau und Umbau innerhalb der letzten drei 
Jahre besteht nicht. Die Antwort setzte eine ge-
zielte Umfrage bei den die Liegenschaften verwal-
tenden Bundesressorts — insbesondere BMF, 
BMVg und BMV — und deren nachgeordneten Be-
reichen voraus. Der Arbeits- und Zeitaufwand wäre 
erheblich. 

Zu Frage 32: 

Jeder Baumaßnahme des Bundes geht eine sorg-
fältige Prüfung der Notwendigkeit und des Bauum-
fangs unter Beteiligung des BMF und BMBau vor-
aus. Sie erstreckt sich auch auf die Möglichkeit an-
derweitiger Bedarfsdeckung durch Nutzung vor-
handener eigener Liegenschaften oder durch An-
mietung. Die notwendige Entscheidung wird unter 
Beachtung der Grundsätze der Wirtschaftlichkeit 
und Sparsamkeit getroffen. Dabei wird der Flä-
chenverbrauch unter voller Ausschöpfung der bau-
planerischen Gegebenheiten auf das sachlich erfor-
derliche Maß beschränkt. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sprung auf die Fragen 
des Abgeordneten Reimann (SPD) (Drucksache 
10/5309 Fragen 33 und 34): 

In welcher Höhe wurden mit Bundesmitteln seit 1983 im 
Bundesgebiet insgesamt und in Rheinland-Pfalz im besonde-
ren Baumaßnahmen durch ausländische Unternehmen 
durchgeführt, und in welchem Verhältnis stehen diese Auf-
träge zu den seit dieser Zeit an bundesdeutsche Unterneh-
men vergebenen Aufträge? 

Was hat die Bundesregierung angesichts der hohen Ar-
beitslosigkeit im Baugewerbe bisher getan, um die Weiter-
gabe von Bauaufträgen an ausländische Unternehmen einer 
stärkeren Kontrolle zu unterziehen? 

Zu Frage 33: 

Die Vergabe öffentlicher Aufträge aus Bundes-
mitteln an ausländische Bauunternehmen ist von 
geringer Bedeutung. So sind beispielsweise nach 
der Vergabestatistik der Finanzbauverwaltungen 
im Hochbaubereich bundesweit in den ersten drei 
Quartalen 1985 Aufträge im Wert von nur rd. 
1,5 Millionen DM an ausländische Unternehmen 
vergeben worden; das sind 0,03 % des gesamten Auf-
tragsvolumens in Höhe von rd. 4,5 Milliarden DM. 
Ähnlich waren die Verhältnisse in den Jahren da-
vor (1983: 0,8 %; 1984: 0,07 %). 

Auch im Tiefbau spielen ausländische Baufirmen 
nur eine nachgeordnete Rolle. So sind 1983 im Bun-
desfernstraßenbau, im Wasserstraßenbau und von 
der Bundesbahn insgesamt für 33,1 Millionen DM 
Aufträge an ausländische Unternehmen gegangen; 
das sind 0,5 % des gesamten Auftragsvolumens in 
Höhe von 6,6 Milliarden DM (1984: 1,75 %; 1985: 
0,5 %). 

Zahlen über Rheinland-Pfalz liegen mir derzeit 
leider nicht vor. 

Zu Frage 34: 

Die Bundesrepublik Deutschland ist bei ihren öf-
fentlichen Auftragsvergaben im Baubereich durch 
das auf den Haushaltsgesetzen (u. a. §§ 6, 30 Haus-
haltsgrundsätzegesetz; §§ 7, 55 Bundeshaushaltsord-
nung) beruhende nationale Vergaberecht (insbeson-
dere Verdingungsordnung für Bauleistungen/VOB) 
sowie nach dem EWG-Vertrag gehalten, ausländi-
sche Bewerber nicht zu diskriminieren. § 8 der VOB 
bestimmt in diesem Zusammenhang ausdrücklich, 
daß „alle Bewerber gleich zu behandeln sind". 

Den Zuschlag erhält der Bieter, der die erforderli-
che Fachkunde, Eignung und Zuverlässigkeit be-
sitzt und das annehmbarste Angebot, das nicht im-
mer das billigste sein muß, abgegeben hat. Auf 
seine Nationalität kommt es dabei nicht an. 

Die EG-Baukoordinierungsrichtlinie vom 26. Juli 
1971 (Richtlinie 71/305/EWG; BKR) bestimmt über-
dies, daß öffentliche Bauaufträge über einen Auf-
tragswert von derzeit 2,2 Millionen DM — ausge-
nommen Bauaufträge, die von öffentlich-rechtli-
chen Verkehrsträgern bzw. von Versorgungsbetrie-
ben für Wasser und Energie vergeben werden — 
grundsätzlich im EG-Amtsblatt europaweit be-
kanntgemacht und nach einem formalisierten Ver-
gabeverfahren nichtdiskriminierend und unter Be-
achtung rein auftragsbezogener Wertungskriterien 
vergeben werden. 

Die vorstehend aufgeführten nationalen und eu-
ropäischen Rechtsvorschriften fügen sich nach wie 
vor in die auf Wettbewerbsorientierung ausgerich-
tete Wirtschaftspolitik der Bundesregierung im Be-
reich des öffentlichen Auftragswesens sowie in die 
— ebenfalls von der Bundesregierung und den mei-
sten anderen EG-Mitgliedstaaten unterstützte — 
Politik der EG-Kommission ein, die auf die Ver-
wirklichung des EG-Binnenmarkts bis 1992 abzielt. 
Die EG-Kommission hat noch in ihrem Weißbuch 
dezidiert gefordert, daß auch das öffentliche Auf-
tragswesen durch Öffnung der nationalen Märkte 
seinen Beitrag zum Ziel der Verwirklichung Euro-
pas zu leisten habe. Mit dieser Maßgabe hat die EG-
Kommission — in Absprache mit den EG-Mitglied-
staaten — die Novellierung der EG-Baukoordinie-
rungsrichtlinie begonnen. 
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Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Pfeifer auf die Fragen des 
Abgeordneten Boroffka (CDU/CSU) (Drucksache 
10/5309 Fragen 39 und 40): 

Trifft es zu, daß rund ein Viertel aller Studierenden in der 
Bundesrepublik Deutschland über 27 Jahre alt ist? 

Hat die den Hochschulen der Bundesrepublik Deutschland 
Anfang der 70er Jahre gestellte Aufgabe einer Studienreform 
nach rund fünfzehnjährigem Bemühen bereits zu merkli-
chen Verkürzungen der im Vergleich zu anderen Ländern 
überlangen Studiendauer an den deutschen Hochschulen ge-
führt? 

Zu Frage 39: 

Nach der Bundesstatistik waren 1984 etwa 
23 v. H. der deutschen Studenten und Studentinnen 
an den Hochschulen in der Bundesrepublik 
Deutschland (alle Hochschularten) 27 Jahre und äl-
ter. 

Zu Frage 40: 

Leider nein. Nicht erst seit Anfang der 70er Jahre 
ist eine Reduzierung der Studienzeiten und damit 
ein deutlich niedrigeres Berufseintrittsalter der 
Hochschulabsolventen immer wieder gefordert 
worden. Nach den vorliegenden statistischen Unter-
lagen und nach Expertenmeinungen haben sich in 
den letzten Jahren die Verweilzeiten an Hoch-
schulen und die Fachstudienzeiten in vielen Fach-
richtungen sogar noch leicht erhöht. Eines der 
Hauptziele der Studienreform, nämlich die Verkür-
zung der Studiendauer, konnte bisher bedauerli-
cherweise nicht erreicht werden. Der Wissen-
schaftsrat hat in seinen neuen „Empfehlungen zur 
Struktur des Studiums" vom 24. 1. 1986 die Gründe 
dafür erörtert und neue Vorschläge für die Ausge-
staltung der Studiengänge vorgelegt, mit denen die 
Studienzeiten reduziert werden könnten. Dies 
stimmt mit den Zielsetzungen der Bundesregierung 
überein, die sich mehrfach nachdrücklich für eine 
Reduzierung der Studienzeiten an den Universitä-
ten ausgesprochen hat. Die Novellierung des Hoch-
schulrahmengesetzes 1985 bietet dafür neue Mög-
lichkeiten. Der Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft wird die Länder und die Hochschulen, 
die für die einzelnen Studiengänge verantwortlich 
sind, immer wieder nachdrücklich auf die Notwen-
digkeit hinweisen, hier endlich die schon lange ge-
forderten Verbesserungen zu erreichen. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Pfeifer auf die Fragen des 
Abgeordneten Dörflinger (CDU/CSU) (Drucksache 
10/5309 Fragen 41 und 42): 

Ist es nach Artikel 3 Abs. 1 des Grundgesetzes rechtlich 
möglich und zulässig, daß in der Schweiz abgelegte, von 
Schweizern oder sonstigen Ausländern absolvierte Prüfun-
gen in der Bundesrepublik Deutschland als sachlich gleich-
wertig anerkannt werden und zum Erreichen der entspre-
chenden Zulassungen führen, während von Deutschen mit 
ständigem Wohnsitz in der Schweiz die Wiederholung der 
Prüfung in der Bundesrepublik Deutschland verlangt wird? 

Ist der Status „Inländer" an den Wohnsitz oder an die 
Staatsbürgerschaft gebunden? 

Zu Frage 42: 

Das grundsätzliche Erfordernis einer Anerken-
nungsprüfung besteht für deutsche Staatsangehö-
rige mit ausländischer Hochschulzugangsberechti-
gung unabhängig davon, wo sie ihren Wohnsitz ha-
ben. 

Zu Frage 41: 

Die Zulassung von ausländischen Studienbewer-
bern mit einer im Ausland erworbenen Hochschul-
zugangsberechtigung richtet sich generell nach der 
von der Kultusministerkonferenz der Länder be-
schlossenen „Rahmenordnung für ausländische 
Studienbewerber" von 1976. Danach können Aus-
länder ohne weitere Prüfungen an einer deutschen 
Hochschule ein Studium aufnehmen, wenn der Bil-
dungsnachweis dem deutschen Reifezeugnis ver-
gleichbar ist und die Bewerber die erforderlichen 
Kenntnisse der deutschen Sprache nachgewiesen 
haben. Die Entscheidung über die Vergleichbarkeit 
der Zeugnisse trifft die zuständige Landesbehörde. 
Im Falle der Schweiz halten die Länder das eidge-
nössische Maturitätszeugnis sowie das eidgenös-
sisch anerkannte Maturitätszeugnis für mit dem 
deutschen Reifezeugnis vergleichbar, nicht hinge-
gen kantonale Zeugnisse. 

Deutsche Staatsangehörige, die einen der erstge-
nannten Bildungsnachweise besitzen, müssen nach 
dem Beschluß der Kultusministerkonferenz vom 
16.3. 1979 über die „Grundsätze für den Zugang von 
Studienbewerbern mit deutscher Staatsangehörig-
keit und ausländischer Hochschulzugangsberechti-
gung" zusätzlich eine „Anerkennungsprüfung" able-
gen, damit ihre im Ausland erworbene Hochschul-
zugangsberechtigung als „einem deutschen Hoch-
schulreifezeugnis gleichberechtigt anerkannt" wird. 
Von dieser Anerkennungsprüfung werden nur sol-
che Bewerber befreit, die aus zwingenden Gründen 
auf den Schulbesuch im Ausland angewiesen waren 
oder im Ausland bereits 4 Semester erfolgreich stu-
diert bzw. ein Studium mit einer wissenschaftlichen 
Prüfung abgeschlossen haben. 

Die Bundesregierung hält diese unterschiedliche 
Behandlung von Deutschen und Ausländern mit 
derselben Hochschulzugangsberechtigung im Hin-
blick auf Art. 3 Abs. 1 Grundgesetz (allgemeiner 
Gleichheitsgrundsatz) und Art. 12 Abs. 1 Satz 1 
Grundgesetz (freie Wahl der Ausbildungsstätte) 
rechtlich für bedenklich. Die Entscheidung hierüber 
liegt jedoch ausschließlich bei den Ländern. Gleich-
wohl hat der Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft in dieser Angelegenheit bereits 1983 mit 
den Ländern Kontakt aufgenommen, um eine Än-
derung der Anerkennungspraxis zu bewirken. Die 
Länder halten jedoch an den Anerkennungsprüfun-
gen mit dem Argument fest, sie seien aus Gründen 
der „Gleichbehandlung und Sicherung der Qualität 
des deutschen Abiturs" notwendig. 
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Anlage 10 

Antwort 

des Staatssministers Möllemann auf die Fragen des 
Abgeordneten Weiß (CDU/CSU) (Drucksache 
10/5309 Fragen 45 und 46): 

Ist der Bundesregierung der Artikel in der PAN 4/86, Zeit-
schrift für Kunst und Kultur, bekannt, in dem die bedrohli-
chen finanziellen Nöte des in seiner Art einzigartigen deut-
schen „Busch-Reisinger-Museum" auf dem Campus der 
Harvard-Universität im Cambridge, Massachusetts, eindring-
lich dargestellt werden? 

Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung aus die-
sem Artikel, und welche Möglichkeiten sieht sie, dieses für 
die Darstellung deutscher Kunst, Kultur und Geschichte 
wichtige Museum in den Vereinigten Staaten von Amerika 
zu unterstützen? 

Zu Frage 45: 

Der Bundesregierung ist seit geraumer Zeit be-
kannt, daß das Busch-Reisinger-Museum in einer 
finanziell schwierigen Lage ist. 

Diese Lage ist dadurch entstanden, daß seit eini-
gen Jahren die Zinsen des Stiftungsvermögens 
nicht mehr den Unterhalt des Museums gewährlei-
sten. Angesichts eines jährlich wachsenden Defizits 
drohen das 1906 gegründete Museum und seine ein-
zigartige Sammlung zentraleuropäischer Kunst, 
insbesondere deutscher Kunst, ihre Eigenständig-
keit zu verlieren. 

Zu Frage 46: 

Der Bundesregierung ist an der Erhaltung des 
Busch-Reisinger-Museums und seiner einmaligen 
Sammlung deutscher Kunst sehr gelegen. Seit 1980 
hat sie das Busch-Reisinger-Museum wiederholt 
unterstützt; u. a. durch 

— Entsendung eines Wisenschaftlers an das Mu-
seum zur Aufarbeitung des Gropius-Nachlasses 
in den Jahren 1980, 1981 und 1983 sowie durch 

— Beteiligung an Ausstellungen deutscher Kunst 
aus den Beständen des Busch-Reisinger-Mu-
seums, z. B. 1986 die Ausstellung „Deutsche rea-
listische Zeichnungen der 20er Jahre", die im 
Guggenheim-Museum New York, im Busch-Rei-
singer-Museum selbst sowie in der Staatsgalerie 
Stuttgart gezeigt wird. 

Die Bundesregierung prüft derzeit, ob zur Erhal-
tung der Sammlung ab 1987 zwei Stellen für wissen-
schaftliche Mitarbeiter am Busch-Reisinger-Mu-
seum für die Dauer von fünf Jahren aus Bundesmit-
teln finanziert werden können. Darüber hinaus 
wird im Rahmen des Bundeshaushalts 1987 ent-
schieden werden. 

Die Bundesregierung ist sich aber bewußt, daß 
das Busch-Reisinger-Museum auch bei positiver 
Entscheidung über diese Stellen als private Einrich-
tung ohne zusätzliche Zuwendungen in Form von 
Kapital oder Spenden in seinem Bestand gefährdet 
bleibt. Sie würde es daher begrüßen, wenn die in-
tensiven Bemühungen des „Vereins der Freunde 
des Busch-Reisinger-Museums", privates Mäzena-
tentum in der Bundesrepublik Deutschland und in 
den Vereinigten Staaten zu moblisieren, breite Un-
terstützung fänden. 

Anlage 11 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Hupka (CDU/CSU) (Drucksache 
10/5309 Fragen 47 und 48): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die heute zu uns 
kommenden Aussiedler nicht aus der polnischen Staatsange-
hörigkeit entlassen worden sind und die Entlassung aus die-
ser erst nach fünf Jahren unter hohen Kosten gewährt wird, 
und was gedenkt die Bundesregierung zu tun, daß dies so 
schnell wie möglich geändert wird? 

Ist bei den jüngsten deutsch-polnischen Gesprächen in 
Bonn auch die Pflege der deutschen Soldatengräber in der 
Volksrepublik Polen besprochen worden und bejahenden-
falls bestehen Möglichkeiten, daß der Volksbund Deutsche 
Kriegsgräberfürsorge sich der Pflege dieser Gräber an-
nimmt? 

Zu Frage 47: 

Es ist bekannt, daß die aus Polen kommenden 
Aussiedler nicht aus der polnischen Staatsangehö-
rigkeit entlassen worden sind, sondern mit einem 
polnischen Reisepaß aus der Volksrepublik Polen 
ausreisen. Diese Regelung entspricht dem polni-
schen Staatsangehörigkeitsgesetz vom 15. Februar 
1962, das keinen automatischen Verlust der Staats-
angehörigkeit kennt. Der Verlust der Staatsangehö-
rigkeit tritt gem. Art. 13 Abs. 1 des Gesetzes erst 
dann ein, wenn ein polnischer Staatsbürger mit Er-
laubnis des polnischen Staatsrates eine fremde 
Staatsangehörigkeit erwirbt. Die vorübergehend 
angewandte Regelung, daß Aussiedlern ein speziel-
les Reisedokument („Dokument Podrózy") ausge-
stellt wurde, womit sie bei Grenzübertritt die polni-
sche Staatsangehörigkeit verloren, wird seit Aufhe-
bung des Kriegsrechts nicht mehr angewandt. Eine 
polnische Rechtsgrundlage hatte es allem Anschein 
nach für dieses Verfahren nicht gegeben. Die polni-
sche Seite ist nicht mehr bereit, dieses Verfahren in 
der Zukunft erneut zu praktizieren. 

Daß polnische Staatsangehörige erst nach fünf-
jährigem Auslandsaufenthalt aus der Staatsange-
hörigkeit entlassen werden, ist gängige polnische 
Praxis, die sich an Art. 8 des polnischen Staatsange-
hörigkeitsgesetzes orientiert. Dieser regelt die Ein-
bürgerung in die Volksrepublik Polen und schreibt 
eine Wartefrist von fünf Jahren vor zur Eingewöh-
nung in den polnischen Staatsverband. Analog dazu 
nimmt man an, daß Aussiedler und polnische Emi-
granten ebenfalls fünf Jahre benötigen, um sich in 
einen fremden Staatsverband einzuleben. In beson-
deren Fällen besteht die Möglichkeit, diese Warte-
zeit zu verkürzen. Bei einer aus polnischer Sicht „il-
legalen" Ausreise wird der Zeitraum von fünf Jah-
ren jedoch häufig auch überschritten. Ebenfalls be-
kannt ist die polnische Praxis, für die Entlassung 
aus der Staatsangehörigkeit hohe Gebühren zu er-
heben, die sich der Kenntnis von Einzelfällen zu-
folge zwischen 600,— und 1200,— DM bewegen. In 
Härtefällen hat die polnische Seite Ermäßigung zu-
gesagt. 

Die Bundesregierung nutzt jede sich bietende Ge-
legenheit, bei der polnischen Seite unter Berufung 
auf den Geist der Schlußakte von Helsinki auf eine 
Verkürzung der Wartezeit und eine Gebührenermä-
ßigung hinzuwirken. Dabei hat sie jedoch nur ein- 
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geschränkte Möglichkeiten. Es entspricht den allge-
meinen Regeln des Völkerrechts, daß Staaten in 
eigener Souveränität über Kriterien für Erwerb 
und Verlust ihrer Staatsangehörigkeit entscheiden 
wie sie auch ihr Gebührenwesen selbst regeln. 

Zu Frage 48: 

Bei den jüngsten deutsch-polnischen Gesprächen 
in Bonn wurde die Pflege der deutschen Soldaten-
gräber in der Volksrepublik Polen vom Bundesmi-
nister für Wirtschaft am 10. März 1986 gegenüber 
dem Leiter der polnischen Delegation für die 
6. deutsch-polnische Wirtschaftskommission, dem 
Stellvertretenden Ministerpräsidenten Szalajda, 
angesprochen. Der Bundesminister für Wirtschaft 
betonte, es handle sich hier um ein humanitäres 
Anliegen, für das die polnische Seite Verständnis 
haben sollte. Es sei an der Zeit, „einen Schritt nach 
vorn zu tun". 

Der polnische Delegationsleiter sagte zu, die Fra-
gen seiner Regierung zu übermitteln. Er ergänzte, 
die Fragen sollten in Ruhe überlegt werden; für alle 
Probleme sei das generelle Klima jetzt besser ge-
worden. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Frage 
des Abgeordneten Pfuhl (SPD) (Drucksache 10/5309 
Frage 64): 

Ist der Bundesregierung die Entscheidung des Landgerich-
tes Düsseldorf bekannt, wonach die DIN-Plaketten an Zapf-
säulen keinen einwandfreien Kraftstoff garantieren müssen, 
und gedenkt sie aus der Entscheidung gesetzgeberische Kon-
sequenzen zu ziehen? 

Der Bundesregierung ist die Entscheidung des 
Landgerichts Düsseldorf bekannt. Gesetzgeberi-
sche Konsequenzen sind hieraus nicht zu ziehen. 
Die Benzinqualitätsangabeverordnung — zuletzt 
am 20. Juni 1985 geändert — ist von der Bundesre-
gierung erlassen worden, um zu gewährleisten, daß 
die Qualität des Kraftstoffes an den Tankstellen der 
Auszeichnung ausnahmslos entspricht. Um eine 
einheitliche Qualitätsüberwachung in den Bundes-
ländern sicherzustellen, hat die Bundesregierung 
am 6. November 1985 die Allgemeine Verwaltungs-
vorschrift zur Durchführung der Benzinqualitätsan-
gabenverordnung erlassen. Danach muß die Über-
wachungsbehörde z. B. qualifizierten Beschwerden 
Dritter nachgehen. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Frage 
des Abgeordneten Grünbeck (FDP) (Drucksache 
10/5309 Frage 67): 

Stellt die Bundesregierung Überlegungen an, in Anbe-
tracht der dynamischen technologischen Entwicklung die 
Besoldungsstruktur für den technischen Dienst zu verbes-
sern? 

Es trifft zu, daß wegen der dynamischen technolo-
gischen Entwicklung die Anforderungen an Beamte 
des technischen Dienstes gestiegen sind. Auch die 
Anforderungen an Beamte des nichttechnischen 
Dienstes haben wegen der rechtlichen und tatsäch-
lichen Komplizierung vieler Lebenssachverhalte 
zugenommen. 

Es ist ferner zu berücksichtigen, daß die Besol-
dung der Beamten des gehobenen technischen 
Dienstes wegen des höheren Eingangsamtes, der 
Gewährung der Technikerzulage und besserer Stel-
lenverhältnisse günstiger geregelt ist, als zugunsten 
der Beamten des gehobenen nichttechnischen 
Dienstes. 

Der Deutsche Bundestag hat bei der Verabschie-
dung des Vierten Gesetzes zur Änderung besol-
dungsrechtlicher Vorschriften vom 14. November 
1985 eine Entschließung gefaßt, in der die Bundes-
regierung um Prüfung gebeten wird, „welche weite-
ren dienstrechtlichen Maßnahmen zu erwägen und 
welche vordringlich sind". 

Es ist beabsichtigt, in dem Bericht auch Probleme 
der Besoldung des technischen Dienstes anzuspre-
chen. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Frage 
des Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 
10/5309 Frage 68): 

Wie viele Einsatzkräfte des Bundesgrenzschutzes waren 
aus Anlaß der Ostermontagsdemonstration in Wackersdorf 
eingesetzt, und waren sie auch an der Verwendung von CN- 
und CS-Gas beteiligt? 

Aus Anlaß der Ostermontags-Demonstration in 
Wackersdorf waren dem Freistaat Bayern auf An-
forderung rund 1 500 Polizeivollzugsbeamte des 
Bundesgrenzschutzes nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 und 
Abs. 2 des Gesetzes über den Bundesgrenzschutz 
zur Verfügung gestellt. 

Die Wasserwerfer des Bundesgrenzschutzes führ-
ten zwar CN-Konzentrat zur Beimischung mit, wur-
den jedoch bei dem genannten Anlaß nicht einge-
setzt. 

Im Verlauf einer Auseinandersetzung zwischen 
Einsatzkräften des Bundesgrenzschutzes und ge-
walttätigen Demonstranten wurden lediglich CN-
Tränengaswurfkörper eingesetzt. 
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Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen 
des Abgeordneten Gansel (SPD) (Drucksache 
10/5309 Fragen 69 und 70): 

Ist die Bundesregierung aus humanitären Gründen bereit, 
für schiffbrüchige Flüchtlinge, die das Schiff „Cap Anamur 
II" aus Seenot und Lebensgefahr an Bord genommen hat, 500 
Aufnahmeplätze zur Verfügung zu stellen? 

Hat die Bundesregierung zu diesem Zweck Abstimmungen 
mit den Ländern durchgeführt, und welche Länder sind be-
reit, sich an der Aufnahme von Flüchtlingen zu beteiligen? 

Zu Frage 69: 

Die Aufnahme von Ausländern aus humanitären 
Gründen richtet sich nach Verfahrensgrundsätzen, 
die die Regierungschefs des Bundes und der Län-
der am 5. März 1982 vereinbart haben. Danach setzt 
eine positive Entscheidung neben anderen Ge-
sichtspunkten voraus, daß sich die Bundesrepublik 
Deutschland an einer internationalen Aufnahme-
aktion beteiligt. 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß eine pri-
vate Vereinigung gegenwärtig eine humanitäre 
Hilfsaktion im Südchinesischen Meer durchführt. 
Dabei handelt es sich allerdings nicht um eine zwi-
schen mehreren Staaten international abgestimmte 
Aktion. Die Voraussetzungen, unter denen nach der 
Absprache der Regierungschefs eine Aufnahme in 
der Bundesrepublik Deutschland in Betracht gezo-
gen werden könnte, sind deshalb nicht gegeben. 

Zu Frage 70: 

Für die Bundesregierung besteht keine Veranlas-
sung, sich mit den Bundesländern abzustimmen 
oder diese um Aufnahmezusagen zu bitten, weil die 
Voraussetzungen der von den Regierungschefs des 
Bundes und der Länder vereinbarten Verfahrens-
grundsätze nicht vorliegen. 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Länder 
Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen 50 
bzw. 100 Aufnahmeplätze für die private Rettungs-
aktion zur Verfügung gestellt haben. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sprung auf die Frage 
des Abgeordneten Rapp (Göppingen) (SPD) (Druck-
sache 10/5309 Frage 77): 

Wie hat sich seit 1982 die Zahl der Insolvenzen einerseits 
und die Eigenkapitalausstattung der Unternehmen anderer-
seits entwickelt, und welchen Zusammenhang sieht die Bun-
desregierung zwischen den beiden Zeitreihen (vgl. Druck-
sache 9/1949 Frage 37)? 

Die Eigenkapitalquote der Unternehmen liegt 
nach der Unternehmensbilanzstatistik der Deut-
schen Bundesbank seit 1982 unverändert bei ca. 
18%. Der frühere Rückgang des Eigenkapitalanteils 
hat sich damit in den letzten Jahren nicht weiter 
fortgesetzt. 

Die Insolvenzen sind seit 1982 weiter angestie-
gen. Im Jahr 1985 lagen sie um knapp 19% über dem 

Niveau von 1982. Zum Vergleich: Zwischen 1979 und 
1982 betrug der Zuwachs noch mehr als 90%. 

Die Zahl der 18 876 Insolvenzen, darunter 13 625 
Unternehmensinsolvenzen im Jahr 1985 ist vor dem 
Hintergrund einer starken Existenzgründungswelle 
in den letzten Jahren zu sehen. Allein im Jahr 1985 
gab es 318 000 Unternehmensgründungen. 

Eine ausreichende Eigenkapitalausstattung ist 
für die Überlebensfähigkeit der Unternehmen von 
entscheidender Bedeutung. 

Eine relativ dünne Eigenkapitalausstattung er-
höht das Insolvenzrisiko. Die Bundesregierung hat 
bereits in der Antwort auf die Anfrage des Abgeord-
neten Wartenberg vom 30. August 1982 (BT 9/1949 
Nr. 37) darauf hingewiesen. 

Die gegenwärtig hohe Zahl der Insolvenzen kann 
aber nicht durch eine generell unzureichende 
Eigenkapitaldecke der Unternehmen erklärt wer-
den. Die Ursachen für Involvenzen sind vielmehr 
im Zusammenwirken einer ganzen Reihe von in-
ner- und außerbetrieblichen Faktoren zu suchen. Es 
ist auch normal, daß nicht alle Existenzgründungen 
erfolgreich sind und daher der hohe Anstieg der 
Unternehmensgründungen auch mit mehr Insol-
venzen einhergeht. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sprung auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Emmerlich (SPD) (Druck-
sache 10/5309 Fragen 78 und 79): 

In welcher Form beabsichtigt die Bundesregierung, die am 
SDI-Projekt beteiligten deutschen Unternehmen sowie Wirt-
schaftsverbände über ihre sich aus den SDI-Vereinbarungen 
ergebenden Rechte und Möglichkeiten zu informieren, und 
inwieweit beabsichtigt sie, diesen Unternehmen oder Wirt-
schaftsverbänden den Inhalt oder konkreten Text dieser Ver-
einbarungen zugänglich zu machen? 

Ist Unternehmen oder Wirtschaftsverbänden schon jetzt 
der Inhalt oder Text dieser Vereinbarungen ganz oder teil-
weise zugänglich gemacht oder sonst mitgeteilt worden? 

Zu Frage 78: 

Entsprechend dem Kabinettsauftrag vom Dezem-
ber 1985 hat der Bundesminister für Wirtschaft im 
Namen der Bundesregierung im März 1986 eine 
Vereinbarung mit der Regierung der Vereinigten 
Staaten von Amerika getroffen, durch die die pri-
vatrechtliche Position derjenigen deutschen For-
schungsinstitute und Unternehmen verbessert wer-
den soll, die sich als Auftragnehmer am SDI-For-
schungsprogramm beteiligen wollen. Daraus folgt, 
daß unter Beachtung der VS-Regeln der Teil der 
Vereinbarungen mitgeteilt wird, der — zur Bewer-
bung um Forschungsaufträge — erforderlich ist. 

Zu Frage 79: 

Der Bundesminister für Wirtschaft hat die Ver-
handlungen über die Rahmenbedingungen für die 
Beteiligung deutscher Unternehmen und For-
schungsinstitutionen an der SDI-Forschung in en- 
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ger Abstimmung mit der beteiligten Wirtschaft ge-
führt. Demzufolge sind den an diesem Abstim-
mungsprozeß Beteiligten auch die Ergebnisse die-
ser Verhandlungen bekannt. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sprung auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Feldmann (FDP) (Druck-
sache 10/5309 Frage 80): 

Treffen die vom bayerischen Ministerpräsidenten Franz 
Josef Strauß nach der CSU-Vorstandssitzung vom Wochen-
anfang (7. April 1986) gemachten Äußerungen zu, daß er das 
Papier des SDI-Abkommens seit 14 Tagen kenne (Frankfur-
ter Rundschau vom 8. April 1986), und wenn ja, wie verträgt 
sich das mit der Verpflichtung der Bundesregierung zur Ge-
heimhaltung? 

Die Bundesregierung kann nicht beurteilen, auf 
welche Grundlage sich die in der Frage zitierte Zei-
tung mit ihrer Aussage stützt, der bayerische Mini-
sterpräsident kenne den Text der SDI-Forschungs-
vereinbarung seit 14 Tagen. 

Anlage 19 

Antwort 
des Parl. Staatssekretärs Dr. Sprung auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Schierholz (DIE GRÜNEN) 
(Drucksache 10/5309 Fragen 81 und 82): 

Wie bewertet die Bundesregierung die Auffassung, daß die 
getroffene SDI-Vereinbarung mit dem Charakter eines Me-
morandums of understanding eine zukünftige Bundesregie-
rung rechtlich nicht bindet? 

Wenn es sich bei der SDI-Vereinbarung mit den USA ge-
mäß der Darstellung der Bundesminister Dr. Bangemann 
und Genscher um zivile Vereinbarungen handelt, warum 
wurde dann auf die Einbeziehung Berlin (West) in die Ver-
einbarung verzichtet und neben den getroffenen Regelungen 
für den allgemeinen Technologietransfer eine gesonderte 
Vereinbarung notwendig? 

Zu Frage 81: 

Bei der Vereinbarung über die Beteiligung deut-
scher Unternehmen und Forschungseinrichtungen 
an der SDI-Forschung handelt es sich um eine Re-
gierungsvereinbarung. Darunter sind alle völker-
rechtlichen Vereinbarungen zu verstehen, in deren 
Rubrum als vertragsschließende Parteien die Re-
gierungen der Partnerstaaten erscheinen. In ihrer 
völkerrechtlichen Qualität weisen sie gegenüber 
Staatsverträgen keinen Unterschied auf, da die von 
den Regierungen vertretenen Staaten als Völker-
rechtssubjekte berechtigt und verpflichtet werden. 
Derartige Vereinbarungen sind rechtlich verbind-
lich, unabhängig davon, ob sie zustimmungsbedürf-
tig waren oder nicht. 

Zu Frage 82: 

Die Bundesregierung hat alle Aspekte des Berlin-
Themas im Zusammenhang mit der SDI-For-
schungsvereinbarung sehr sorgfältig geprüft mit 
dem Ziel, das Berliner Forschungspotential, wo im-
mer möglich, mit einzubeziehen. Der besondere Sta-
tus von Berlin schließt bestimmte Aktivitäten und 
Produktionen in Berlin aus. 

Um jedes Mißverständnis zu vermeiden, hat die 
Bundesregierung hier die Standard-Formel zur Ein-
beziehung Berlins nicht verwendet. Sie hat stattdes-
sen eine Form gewählt, die nach unserer Überzeu-
gung den Interessen Berlins gerecht wird. Dieser 
Weg ist nicht ungewöhnlich und auch schon in der 
Vergangenheit dann beschritten worden, wenn die 
Durchführungszuständigkeit in den USA beim Ver-
teidigungsministerium lag. 

Beim Forschungsprogramm der Strategischen 
Verteidigungsinitiative handelt es sich um einen in 
sich geschlossenen Komplex. Die Vereinbarung 
mußte daher stärker projektbezogen ausgestaltet 
werden, um deutschen Interessenten konkretere 
Rahmenbedingungen für eine Beteiligung an For-
schungsaufträgen an die Hand zu geben. Die Ge-
meinsame Grundsatzvereinbarung ist ihrer Natur 
nach langfristig angelegt. Sie soll die Voraussetzun-
gen für die Fortsetzung und Intensivierung der 
technologischen Kooperation in ihrer ganzen Breite 
schaffen. 

Diese unterschiedliche Ausrichtung machte zwei 
getrennte Vereinbarungen erforderlich. 

Anlage 20 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sprung auf die Fragen 
des Abgeordneten Hinsken (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/5309 Fragen 83 und 84): 

Wie beurteilt die Bundesregierung insbesondere die jüng-
sten Forderungen der FDP, das Wettbewerbsrecht über die 
geplanten Maßnahmen hinaus zu verschärfen, um die fort-
schreitende Konzentration im Einzelhandel aufhalten zu 
können? 

Auf welche Art und Weise glauben die Bundesregierung 
und der Bundesminister für Wirtschaft, dem Verdrängungs-
wettbewerb durch die Lösung der Probleme der Verkäufe 
unter Einstandspreis sowie der Rabattspreizung und Miß-
brauch der Nachfragemacht Einhalt gebieten zu können oder 
müssen? 

Zu Frage 83: 

Nach Kenntnis der Bundesregierung gibt es 
keine Forderungen der FDP, das Wettbewerbsrecht 
über die im Rahmen des Gesetzentwurfs zur Ände-
rung wirtschafts- und verbraucherrechtlicher Vor-
schriften geplanten Maßnahmen hinaus zu ver-
schärfen. 

Zu Frage 84: 

Wie bereits im Jahreswirtschaftsbericht 1986 dar-
gelegt, hält die Bundesregierung in Übereinstim-
mung mit den Verbänden des Handels, der Indu-
strie und der Verbraucher Änderungen des Kartell- 
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rechts derzeit nicht für angezeigt. Vielmehr bedarf 
es eines konsequenten Gesetzesvollzuges durch die 
Kartellbehörden, um machtbedingte und leistungs-
widrige Praktiken zu unterbinden. Der Bundeswirt-
schaftsminister hat Anfang Februar d. J. seine Län-
derkollegen noch einmal ausdrücklich gebeten, die 
Mißbrauchsaufsicht in diesem Bereich zu intensi-
vieren. Darüber hinaus kommt den Selbsthilfemaß-
nahmen der Wirtschaft besondere Bedeutung zu. 
Auch die bereits erwähnten Änderungsvorschläge 
zum UWG sollen ein wirksames Vorgehen gegen 
wettbewerbsschädliche Praktiken ermöglichen. Die 
weitere Entwicklung bedarf aufmerksamer Beob-
achtung, auch im Hinblick auf die Frage eines even-
tuellen künftigen gesetzgeberischen Handlungsbe-
darfs.  

Die Wettbewerbssituation im Handel ist im übri-
gen am 15. Januar d. J. im Wirtschaftsausschuß ein-
gehend anhand eines Berichts des Bundesministers 
für Wirtschaft erörtert worden. 

Anlage 21 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sprung auf die Fragen 
des Abgeordneten Lange (DIE GRÜNEN) (Druck-
sache 10/5309 Fragen 85 und 86): 

Wie erklärt die Bundesregierung den Widerspruch zwi-
schen den Äußerungen von Bundesminister Dr. Bangemann: 
„Es geht nicht um rüstungs- oder verteidigungspolitische 
Überlegungen, sondern um Forschung, sonst nichts", und 
Bundesminister Genscher: „Es geht hier also nicht etwa um 
eine staatliche Beteiligung der Bundesrepublik Deutschland 
und schon gar nicht um den Einsatz öffentlicher Mittel und 
auch nicht um ein militärisches Abkommen" einerseits und 
Staatssekretär Ost: „Es gibt einige Teile, die sich natürlich 
auf die militärische Forschung begrenzen" andererseits? 

Wie erklärt die Bundesregierung den Widerspruch, wonach 
nach Darstellung des Bundesministers Dr. Bangemann es 
sich bei den Vereinbarungen zu SDI und zum allgemeinen 
Technologietransfer nicht um Geheimabkommen handelt, 
und es in der Pressemitteilung des US-Verteidigungsministe-
riums vom 27. März 1986 dagegen heißt: „Both agreements 
are classified."? 

Zu Frage 85: 

Die Vereinbarung über eine Forschungsbeteili-
gung bei SDI ist kein militärisches Abkommen, es 
behandelt auch keine strategischen und operativ 
militärischen Fragen. Es geht allein um eine mögli-
che Beteiligung deutscher Unternehmen und For-
schungsinstitute an der Forschung im Zusammen-
hang mit der Strategischen Verteidigungsinitiative. 
Eine staatliche Beteiligung ist nicht vorgesehen, 
auch nicht eine mit öffentlichen Mitteln. 

Der amerikanische Präsident hat mit der Vorstel-
lung der Strategischen Verteidigungsinitiative ins-
gesamt die Frage verbunden, ob es mit Hilfe moder-
ner Technologien möglich sein könnte, von nuklea-
ren Offensivwaffen unabhängiger zu werden, ohne 
die Sicherheit zu gefährden. Insoweit hat er militä-
rische Aspekte angesprochen. 

Die Forschungsphase, um die es hier allein geht, 
betrifft aber auch Grundlagenforschung. Also Be-

reiche, die auch zivile und kommerziell verwertbare 
Anwendungen der erzielten Ergebnisse ermögli-
chen werden. Und an dieser Phase sollen sich deut-
sche Wirtschaft und Forschungsinstitutionen betei-
ligen können. Um mehr geht es nicht. 

Zu Frage 86: 

Es besteht kein Widerspruch zwischen der Erklä-
rung von Bundesminister Dr. Bangemann und der 
Pressemitteilung des US-Verteidigungsministeri-
ums. 

Die Texte der Vereinbarung sind auf Wunsch der 
US-Administration klassifiziert (confidential, das 
entspricht der deutschen Klassifizierung VS-Ver-
traulich). Diese Einstufung bedeutet, daß Einblick 
in die Texte nur im Rahmen der Verschlußsachen-
anweisung gewährt werden darf. Die Verschlußsa-
chenanweisung sieht vor, daß insbesondere die zu-
ständigen Ausschüsse des Bundestages in vertrauli-
cher Sitzung über die Texte unterrichtet werden 
können. Die Abkommen sind, wie Minister Bange-
mann zum Ausdruck gebracht, deshalb keine Ge-
heimabkommen, die die parlamentarische Kon-
trolle ausschließen. Im übrigen gibt es eine ganze 
Reihe bilateraler Abkommen, die in ähnlicher 
Weise eingestuft und behandelt werden. 

Anlage 22 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Geiger (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/5309 Fragen 87 und 88): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich der Gesund-
heitszustand des Gebirgswaldes drastisch verschlechtert hat 
und daß sich im Landkreis Garmisch-Partenkirchen nun 
53 v. H. des gesamten Baumbestandes in Schadstufe 2 bis 4 
(mittelstark bis abgestorben) befinden, daß 64 v. H. der 
Buchen und 79 v. H. der Tannen mittelstark geschädigt bis 
abgestorben sind, und wenn ja, welche Maßnahmen werden 
von der Bundesregierung unternommen, um speziell dem 
Gebirgswald zu helfen? 

Wie schätzt die Bundesregierung die Gefahr ein, daß der 
Gebirgswald im Falle eines weiteren Fortschreitens der Er-
krankung in absehbarer Zeit seine Schutzwaldfunktion ver-
lieren könnte und damit das Loisachtal, das Ammertal und 
das Isartal durch Lawinenabgang, Vermurung und Hochwas-
sergefahr bedroht wären? 

Zu Frage 87: 

Die Ergebnisse der Waldschadenserhebung 1985, 
die im Oktober vorigen Jahres veröffentlicht wor-
den sind, weisen aus, daß sich der Zustand der 
Alpenwälder gegenüber 1984 erheblich verschlech-
tert hat. Die mittleren und starken Schäden, das 
sind die Schadstufen 2 bis 4, wurden 1984 auf 34 % 
der Waldfläche in den bayerischen Alpen festge-
stellt. 1985 lag dieser Anteil bei 53 %. Akut gefährdet 
sind die Bäume der Schadklasse 3; zusammen mit 
bereits abgestorbenen Bäumen machten diese 1985 
8% der Waldfläche in den bayerischen Alpen aus. 
Dabei darf nicht außer Betracht gelassen werden, 
daß, im Vergleich zu den intensiver genutzten Wal-
dungen der tieferen Lagen, im Gebirgswald seit je- 
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her infolge extensiver Bewirtschaftung relativ viel 
Totholz stehen bleibt. 

Bei der Bekämpfung der Waldschäden hat die 
drastische Verringerung der Emission von Luft-
schadstoffen hohe Priorität. Hier hat die Bundesre-
gierung zügig und zielstrebig gehandelt und weg-
weisende Maßnahmen in Kraft gesetzt. 

Ergänzend zu den umfassenden Luftreinhalte-
maßnahmen müssen auch alle forstlichen Möglich-
keiten genutzt werden, den Schadensverlauf soweit 
wie möglich zu mildern und die Widerstandsfähig-
keit von Waldbeständen zu verbessern. Speziell in 
den gefährdeten Hanglagen des Hochgebirges müs-
sen alle Einwirkungen, die einer verstärkten Aus-
nutzung der Naturverjüngung entgegenstehen, kon-
sequent beseitigt bzw. abgemildert werden. 

Der Bund kann forstliche Maßnahmen nur im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" för-
dern. Wegen der Waldschäden wurden bereits 1984 
die forstlichen Förderungsmaßnahmen der Ge-
meinschaftsaufgabe erweitert und die Bundesmittel 
hierfür um 20 Mio. DM aufgestockt. Neu eingeführt 
wurden die Förderung der Düngung, der mehr-
fachen Bestandspflege, des Vor- und Unterbaues in 
verlichteten und lückigen Beständen, sowie der 
Wiederaufforstung. Diese Maßnahmen können 
auch im Alpenraum genutzt werden. Dabei ist anzu-
merken, daß Düngung für den Hochgebirgswald 
grundsätzlich keine geeignete Maßnahme ist. 

Die bayerische Staatsregierung führt schon seit 
10 Jahren ein spezielles Programm zur Schutzwald-
sanierung und Hochlagenaufforstung durch. Rund 
1 500 ha wurden mit einem Kostenaufwand von 17 
Mio. DM bereits aufgeforstet. Daneben laufen in 
gefährdeten Gebieten technische Verbauungsmaß-
nahmen der Wasserwirtschaftsverwaltung. Auf-
grund der Waldschadenssituation wird dieses Pro-
gramm von der bayerischen Staatsregierung ver-
stärkt fortgeführt und weiterentwickelt. 

Zu Frage 88: 

Derzeit sind der Bundesregierung keine eindeuti-
gen Zusammenhänge zwischen der Bedrohung 
durch Erdrutsche, Lawinen, Muren und Sturzbäche 
und den neuartigen Waldschäden bekannt. Diese 
Waldschäden treten erst seit wenigen Jahren auf. 
Zu akuten Ausfällen auf größerer Fläche ist es noch 
nicht gekommen; Ausfälle beschränken sich bislang 
im allgemeinen auf Einzelbäume. 

Die zu erwartenden Schäden in den Bergregio-
nen lassen sich nicht im einzelnen vorhersagen. Bei 
einem raschen Schadensfortschritt und flächigen 
Zusammenbruch der Wälder wäre örtlich mit zu-
nehmender Gefährdung durch Lawinen, Hangrut-
sche, Erosionen und Überschwemmungen zu rech-
nen. In keinem Fall wäre jedoch die Bewohnbarkeit 
von ganzen Alpentälern oder gar des Alpenvorlan-
des bedroht. 

Anlage 23 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Höpfinger auf die Frage 
der Abgeordneten Frau Steinhauer (SPD) (Druck-
sache 10/5309 Frage 93): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei Geburten ab 
dem 1. Januar 1986 in zahlreichen Fällen offenbar in Un-
kenntnis Erklärungen abgegeben worden sind, daß dem Va-
ter die Zeiten in der Rentenversicherung zugerechnet wer-
den sollen, obwohl feststeht, daß sich diese Kindererzie-
hungszeiten für den Vater wegen durchgehender Beschäfti-
gung nicht auswirken werden, und was gedenkt die Bundes-
regierung zu tun, um die Aufklärung der Betroffenen zu ver-
bessern. 

Seit dem 1. Januar 1986 werden in der gesetzli-
chen Rentenversicherung Zeiten der Kindererzie-
hung rentenbegründend und rentensteigernd ange-
rechnet, und zwar grundsätzlich der Mutter. Aller-
dings können bei Kindererziehung nach dem 1. Ja-
nuar 1986 Mutter und Vater bis zum Ablauf des drit-
ten Kalendermonats nach der Geburt des Kindes 
gegenüber dem zuständigen Rentenversicherungs-
träger übereinstimmend erklären, daß der Vater für 
den gesamten Zeitraum versichert sein soll. Bewer-
tet wird die Zeit der Kindererziehung mit 75 v. H. 
des Durchschnittsentgelts aller Versicherten. Wird 
während der Kindererziehung gleichzeitig eine ver-
sicherungspflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit 
ausgeübt, wird der durch die Erwerbstätigkeit er-
reichte Wert auf 75 v. H. des Durchschnittsentgelts 
aller Versicherten angehoben. 
Der Bundesregierung ist bekannt, daß es Fälle 

gibt, in denen die Eltern die Erklärung zugunsten 
des Vaters abgegeben haben, obwohl sich dies für 
ihn voraussichtlich nicht rentensteigernd auswir-
ken wird, nämlich dann nicht, wenn er im ersten 
Jahr nach der Geburt des Kindes mehr als 75 % des 
Durchschnittsentgelts aller Versicherten verdient 
hat. Aussagen zur Anzahl solcher Fälle sind nicht 
möglich. 

Aus den Informationsbroschüren und Pressemit-
teilungen, die das Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung herausgegeben hat, ist zu ent-
nehmen, daß sich die Versicherung wegen Kinder-
erziehung nur dann bei der Erziehungsperson aus-
wirkt, wenn ihr Einkommen unter 75 % des Durch-
schnittsentgelts aller Versicherten liegt. Das Bun-
desministerium für Arbeit und Sozialordnung wird 
bei künftigen Veröffentlichungen noch besonders 
darauf hinweisen, daß dies natürlich auch dann gilt, 
wenn die Ehegatten den Vater als Versicherten 
wählen. 

Auch die Rentenversicherungsträger, deren Auf-
gabe es ist, die Eltern über die Versicherung wegen 
Kindererziehung aufzuklären und sie zu beraten, 
haben in Merkblättern, in Informationsmaterial, 
das der Mutter nach der Meldung der Geburt des 
Kindes übersandt wird, und natürlich auch bei der 
Einzelberatung auf diese Auswirkungen hingewie-
sen. Den Rentenversicherungsträgern ist bekannt, 
daß gelegentlich die Erklärung zugunsten des Va-
ters abgegeben wird, obwohl sich die Erziehungs-
zeiten bei ihm voraussichtlich nicht rentenstei-
gernd auswirken werden. Sie beabsichtigen daher, 
die Aufklärung über die leistungsrechtlichen Kon- 
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sequenzen der Anrechnung der Kindererziehungs-
zeiten weiter zu intensivieren, insbesondere auch 
im Zusammenhang mit der Feststellung, welcher 
Elternteil wegen der Kindererziehung versichert 
sein soll. 

Anlage 24 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Höpfinger auf die Frage 
des Abgeordneten Pohlmann (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/5309 Fragen 94 und 95): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die kostenlos vom Deut-
schen Gewerkschaftsbund verteilte Broschüre „88 Tips für 
Arbeitslose", in der detaillierte Anweisungen gegeben wer-
den, wie man mit „Tricks" höhere Leistungen von der Bun-
desanstalt für Arbeit erlangen kann? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Mitverantwortlich-
keit des stellvertretenden DGB-Vorsitzenden Gerd Muhr für 
diese Broschüre in Anbetracht der Tatsache, daß Herr Muhr 
auch stellvertretender Vorsitzender der Bundesanstalt für 
Arbeit ist? 

Die Bundesregierung steht allen Initiativen, die 
sich die Information der Arbeitslosen über ihre 
Rechte und Pflichten zum Ziel setzen, grundsätzlich 
positiv gegenüber. 

Die vom DGB herausgegebene Broschüre 
„88 Tips für Arbeitslose" enthält wertvolle Hinwei-
se, die für die Geltendmachung von Arbeitslosen-
geld oder Arbeitslosenhilfe von Bedeutung sind. Die 
Broschüre bemüht sich, Arbeitslose auf legale Ge-
staltungsmöglichkeiten hinzuweisen. Dem DGB 
läßt sich nach Auffassung der Bundesregierung 
nicht unterstellen, er fordere die Arbeitslosen zu 
Leistungsmißbrauch auf; allerdings wäre es ange-
bracht und wünschenswert gewesen, daß einige 
Tips neutraler gefaßt worden wären. 

Das gilt beispielsweise für den Hinweis in Tip 38 
der Broschüre, erwerbslose Mütter seien zwar ver-
pflichtet, dem Arbeitsamt anzugeben, wer sich um 
ihre Kinder kümmert; diese Angabe könnten die 
Arbeitsämter auch prinzipiell überprüfen, was aber 
bisher selten geschehe; oder wenn in Tip 55 der 
Broschüre von „seltsamen Sperrzeit-Entscheidun-
gen der Arbeitsämter" die Rede ist und in diesem 
Zusammenhang ein Sozialrichter „stellvertretend 
für viele andere seiner Kollegen" mit der Behaup-
tung zitiert wird, wenn es um die Frage gehe, ob 
eine Kündigung zu Recht oder zu Unrecht erfolgt 
sei, glaubten die Arbeitsämter meist den Arbeitge-
bern, ohne Ermittlungen anzustellen. 

Einige „Tips" sind zwischenzeitlich durch gesetz-
liche Änderungen überholt. So ist mit dem Siebten 
Gesetz zur Änderung des Arbeitsförderungsgeset-
zes beispielsweise der Bemessungszeitraum für die 
Bemessung des Arbeitslosengeldes verlängert wor-
den, um eine gerechtere Bemessung zu ermögli-
chen. Die Freibeträge bei der Anrechnung von Ne-
beneinkommen auf das Arbeitslosengeld und bei 
der Berücksichtigung von Ehegatten- und Verwand-
teneinkommen im Rahmen der Bedürftigkeitsprü-
fung in der Arbeitslosenhilfe sind erhöht worden. 
Die Bemessung der originären Arbeitslosenhilfe  

wurde der Bemessung des Arbeitslosengeldes ange-
paßt und die Herabbemessung der Lohnersatzlei-
stung im Rahmen der Arbeitslosenhilfe einge-
schränkt. 

Die Bundesregierung hätte sich — wie bereits 
betont — eine „neutralere" Formulierung einzelner 
Passagen der Broschüre gewünscht. Sie sieht in der 
Ausgestaltung der Broschüre des DGB allerdings 
keinen hinreichenden Grund für eine Auseinander-
setzung mit der Frage der Vereinbarkeit des Inhalts 
der Broschüre mit den Ämtern des für die Heraus-
gabe verantwortlichen DGB-Vorstandsmitgliedes. 

Anlage 25 

Antwort 

des Parl. Staatssekretäts Würzbach auf die Frage 
des Abgeordneten Müntefering (SPD) (Drucksache 
10/5309 Frage 96): 

Hat die Bundesregierung eine Erkärung dafür, daß für 
Zeitsoldaten, die sich bisher auf sechs Jahre verpflichtet ha-
ben, eine Verlängerung auf acht oder mehr Jahre zuneh-
mend erschwert wird, und ist sie bereit, zukünftig bei solchen 
Entscheidungen die besonders schwierige Situation der 
SaZ 6 zu berücksichtigen, die während ihrer Soldatenzeit we-
der Berufsförderungsmaßnahmen erfahren noch nach ihrer 
Dienstzeit Anspruch auf Arbeitslosengeld haben? 

Es gibt keine generellen Erschwernisse für Wei-
terverpflichtungen von sechs auf acht Jahre. Das 
Gegenteil ist der Fall, denn seit dem Regierungs-
wechsel sind die Weiterverpflichtungen kontinuier-
lich angestiegen: 

1982 — 1 036 Weiterverpflichtungen 
1983 — 1 135 Weiterverpflichtungen 
1984 — 1 246 Weiterverpflichtungen 
1985 — 1 375 Weiterverpflichtungen 

Ein Soldat mit sechsjähriger Verpflichtungszeit 
erhält nach Dienstzeitende eine steuerfreie Über-
gangsbeihilfe in Höhe des Vierfachen der letzten 
Monatsbezüge und Übergangsgebührnisse von min-
destens 75 Prozent der letzten Dienstbezüge für die 
Dauer eines Jahres. 

Während dieses Jahres hat er Anspruch auf 
Fachausbildung sowie auf allgemeinberuflichen 
Unterricht bis zu sechs Monaten an einer Bundes-
wehrfachschule. 

Die Übergangsbeihilfen wurden durch die vorhe-
rige Bundesregierung gekürzt. Betrugen sie 1972 
noch das Siebenfache der letzten Monatsbezüge, so 
reduzierte die damalige Bundesregierung die Über-
gangsbeihilfen 1976 auf das Vierfache. 

Die Absicht der heutigen Bundesregierung ist, die 
Übergangsbeihilfen ab 1989 wieder zu erhöhen. 

Anlage 26 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen 
des Abgeordneten Steiner (SPD) (Drucksache 
10/5309 Fragen 97 und 98): 
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Wie viele Stabsfeldwebel/Stabsbootsmänner wurden am 
30. September 1985 und am 31. März 1986 nach Erreichen der 
besonderen Altersgrenze in den Ruhestand versetzt? 

Wie viele der zu den obengenannten Terminen in den Ru-
hestand versetzten Stabsfeldwebel/Stabsbootsmänner erfüll-
ten grundsätzlich die Voraussetzung zur Beförderung zum 
Oberstabsfeldwebel/Oberstabsbootsmann, konnten aber we-
gen Fehlens der Planstellen A 9 mA nicht mehr befördert 
werden? 

Zu Frage 97: 

In den Ruhestand versetzt wurden mit Ablauf 
des 

30. September 1985: 
246 Stabsfeldwebel/Stabsbootsmänner 
(H: 183, L: 50, M: 13) 

31. März 1986: 
233 Stabsfeldwebel/Stabsbootsmänner 
(H: 165, L: 56, M: 12). 

Zu Frage 98: 

Die Beförderung zum Oberstabsfeldwebel/Ober-
stabsbootsmann setzt zunächst die Verwendung auf 
einem nach A 9 mA oder höher bewerteten STAN

-

Dienstposten und darüber hinaus die Vollendung 
bestimmter Mindestzeiten voraus. 

Von den zurruhegesetzten Stabsfeldwebeln/ 
Stabsbootsmännern besetzten zwar 10 Soldaten 
entsprechend bewertete Dienstposten. Nur 4 von ih-
nen erfüllten jedoch auch die zusätzlich geforderten 
Mindestzeiten; aufgeschlüsselt nach den Ruhe-
standsterminen  

30. September 1985: 
3 Stabsfeldwebel/Stabsbootsmänner 
(H: 1, L: 1, M: 1) 

31. März 1986: 
1 Stabsfeldwebel des Heeres. 

Die Beförderung dieser 4 Soldaten konnte den-
noch nicht erfolgen, weil sie sich nach dem gelten-
den Auswahlverfahren nicht zu qualifizieren ver-
mochten. 

Die Voraussetzungen für eine Beförderung sind 
gemäß VMBl 1984, S. 157 ff: 

— Verwendung auf einem nach A 9 mA oder höher 
bewerteten STAN-Dienstposten 

— letzte planmäßige Beurteilung mindestens 7 D 

— der Summenwert aus den Leistungswerten der 
letzten drei Beurteilungen (davon mindestens 2 
planmäßige Beurteilungen) darf nicht mehr als 
„15" betragen 

— Mindestdienstzeit zum Stabsfeldwebel/Stabs-
bootsmann: 
17 Jahre Dienstzeit seit Ernennung zum Feldwe-
bel/Bootsmann 

— Mindestdienstzeit zum Oberstabsfeldwebel/ 
Oberstabsbootsmann: 
19 Jahre Dienstzeit seit Ernennung zum Feldwe-
bel/Bootsmann, davon mindestens 6 Jahre seit 
Ernennung zum Hauptfeldwebel/Hauptboots-
mann (ZDv 20/7). 
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